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Btiand über die Pariſer Konferen;.
lnde Verſorgung mit Hausparis, 3. Febr. Miniſterpräſident Briand gab heute in

der Kammer und im Senat die angekündigte Erklärung über
die Konferenz von Paris ab. Daran ſchloſſen ſich in derKammer r Auf Wunſch Briands wurde
die Sitzung um 88 Uhr abends abgebrochen und auf morgen
nachmittag 3 Uhr vertagt.

Paris, 3. Febr. (WTB.) Die Erklärung, die heute nach-
mittag Miniſterpräſident Briand in Kammer und Senat
über die Ergebniſſe der Pariſer nern abgibt, beginntmit folgenden Worten: Die Regierung gibt Ihren die Er-

läuterungen, die ſie Jhnen über die zwiſchen den Alliierteneegeſchiofenen Vereinbarungen ſchuldet. Die Verhandlun

gen ſind unter den Umſtänden, die Sie kennen, eingeleitet
worden. Unſere Regierung war kaum konſtituiert, als ſich
bereits die verſchiedenartigſten und verwickeltſten Probleme
aufwarfen, die raſche und klare Löſungen verlangten. Wir
haben in unſerer letzten Erklärung die großen Linien der
Politik, die wir zu verfolgen gedenken, auseinandergeſetzt;
wir haben uns bemüht, geſtützt auf die Autorität, die wir
durch Jhr Vertrauen gefunden haben, in einer kurzen Spanne
Zeit inmitten von Schwierigkeiten, die uns entgegentraten,
die Anſichten der verſchiedenen Alliierten miteinander in Ein
klang zu bringen, damit im Rahmen des Friedensvertrages
von Perſailles die Konferenz von Paris das Programm, das
die Kammer mit großer Mehrheit gebilligt hatte, annehme.
Die Konferenz war einberufen worden, um eine Verſtändi-
gung über die Entwaffnung, über das Orientproblem und
über die Reparationsfrage zu finden. Es handelte ſich zu
erſt darum, den von den Kontrollkommiſſionen fe ellten
Verfehlungen an den Verpflichtungen, die die deutſche Regie
rung äbernommen hatte, ſowohl auf Grund des Vertrages
als auf Grund des Abkommens von Boulogne und Spa ein
Ende zu bereiten. Die franzöſiſche Regierung, die berechtigt
war, am 1. Januar 1921 die Anwendung der in Spa feſtge-
ſetzten Sanktionen zu fordern, hielt darauf, dieſe Frage mit
den alliierten Mächten in voller Klarheit zu erörtern; es
war ihr Wunſch, daß vor ihren Augen die Mäßigung feſt
geſtellt wurde, von der ſie nicht aufgehört hat, bei der Ver-
folgung ihrer unantaſtbaren Rechte einen Beweis zu liefern.
Nach dieſen einleitenden Worten behandelte Briand zunächſt

die Frage der Entwaffnung Deutſchlands. Bei der Be-
ſprechung der Zahlungsfähigkeit Deutſchlands betonte er die
verſchiedenartige Beurteilung derſelben unter den Alliierten
und gab zu, man hätte ſich vor dem Unlösbaren heugen
müſſen. Er ſtellte die Möglichkeit noch höherer Entſchädigun
gen in Ausſicht, wenn ſich die deutſche Wirtſchaftslage beſſere
und beſtand zuletzt auf erhöhte Kohlenlieferungen an Frank
reich. Er ſchloß mit den Worten: Die Konferenz von Paris
habe die Entente geſtärkt. Sie zwinge diejenigen, die für
die Ruinen verantwortlich ſeien, ihre Schuld zu begleichen.
Es ſei nicht eines der geringſten Verdienſte dieſer Zuſammen
kunft geweſen, daß ſie in einer Atmoſphäre von ten
zu Ende gegangen ſei, die geſtatten werde, der Zukunft in
vollem Vertrauen und in voller Sicherheit entgegenzuſehen.

Nachdem Briand die Regierungserklärung verleſen hatte,
begab er ſo in den Senat, um dort die gleiche Erklärung
abzugeben. Die Kammerſitzung wurde ſo lange unterbrochen.
Rach Wiederaufnahme der Verhandlungen gegen 385 Uhr
nachmittags erklärte als erſter Jnterpellant der Abgeordnete
Pargaine, er glaube nicht, daß viel mehr hätte erzielt wer
den können. Nach Anſicht des Kommuniſten Cachin hat die
letzte Konferenz die deutſche Entwaffnung aufgeſchoben, da
mit das reaktionäre Deutſchland ausgerüſtet ſei en den
ruſſiſchen Bolſchewismus. Eachin trat ſchließlich für Sowjet
Rußland ein und erklärte, der Weltfriede werde erſt geſichert
ſein, wenn die Arbeiterwelt zur Macht gelange.

Der rechtsſtehende Abg. Lacotte nannte die Ergebniſſe
der Konferenz eine Myſtifikation und griff die franzöſiſche
und die engliſche Regierung an, aber erzielte, wie der as
Wericht feſtſtelit, nur Seiterteitserſolge

Abg. André Tardieux kommt zu dem Ergebnis, daß das
Abkommen von Paris weder neue Garantien, noch neue
Pfänder gäbe und prüft. dann die Möglichkeit, die Forde-
rungen zu diskutieren. Die Solidarität der Alliierten bereite
Schwierigkeiten, ſolange Amerika nicht teilnehme. Das Ab-

mmen von Paris will, wenn in 15 Jahren Deutſchland
Alles bezahlt habe, einwandfrei dahin führen, daß man die
Garantie Der re Beſetzung des linken Rheinufers aus
üben müßte. r Abg. Baron ruft dazwiſchen: Sie wollen
das linke Rheinufer ewig beſetzen. Tardieux antwortete, je
nach Maßnahme, wie uns der ſchlechte Wille der Deut
ſchen e h müſſen wir die Pfänder behalten.

rdieu mußte dann ſeine Rede abbrechen, weil
Miniſterpräſident Briand erklärte, ſeine Pflichten zwingen
ihn, die Sitzung zu verlaſſen. Die Sitzung wurde dann um8 Uhr bende abgebrochen. Die Debatte wird morgen

nachmittag 3 Uhr fortgeſetzt werden.

wandernng des Kohlenabkommens von pa.
rlin, 4. Febr. Die Dentkſchrift über die Kohlenfrage,die Staataſet reſte Bergmann vor ſeiner Abreiſe nach Paris

überreicht hat, führt die ungenügende Velieferung der deut
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ſchen Induſtrie vor, die
brand und die ungenügende Beſchaffung von Bunkerkohle,
infolge deren eine große Anzahl Fiſchdampfer in den deut
ſchen Häfen auflag. ährend die deutſche Induſtrie und
Geſamtwirtſchaft unter der Kohlennot zu erliegen droht, iſt
der Bedarf Frankreichs in allen Beziehungen hinreichend
gedeckt. Deshalb glaubt die deutſche Regierung, daß kein
Grund mehr beſteht, die ſtarken Laſten des Spa- Abkommens
fortzuſetzen und macht unter der Vorausſetzung, daß ſich in
der Kohlenbaſis Deutſchlands nichts ändert, folgenden Vor-
ſchlag: Für eine Dauer von 6 Monaten, vom 1. Februar
1921 ab, wird Deutſchland den alliierten Mächten eine Koh-
lenmenge von 72 000 Tonnen Arbeit täglich liefern, was bei
einem Monatsdurchſchnitz von 25 Arbeitstagen 1 800 000
Tonnen im Monat ergibk. Jm zweiten Teil der Denkſchrift
bittet die deutſche Regierung die im Spa Abkommen feſtge-
legte Zahlung von 5 Goldmark für die Tonne beſtehen zu
laſſen und ferner eine weitere Entſchädigung in bar zu ge
währen, um den Unterſchied des Jnlandpreiſes zum Welt-
marktpreiſe etwas auszugleichen.

Die verſchwundenen Kerkheoff- Akten.

Jrnm Hauptausſchuß des Reichstages erklärte vor Eintritt
in die Tagesordnung der Reichsfinanzminiſter, Dr. Wirth:
Schon e bin ich vom Hauptausſchuß aufgefordert wor
den, über Steuerſachen von politiſchen Perſönlichkeiten Aus-
kunft zu geben. Das erſtemal yerlangte der Abg. Mumm
(Dn. Vpt.) Auskunft über die Steuerangelege eiten Er
bergers und jetzt verlangt der deutſchtäkn
(Bromberg) von wir, ich foll die ſogenannte

nete A

über ſeine Steuerangelegenheit erteilt hatte, durch eine deut
liche Erklärung vor dem Hauptausſchuß ſchützen und gut-
eißen. Es iſt ſelbſtverſtändlich ausgeſchloſſen, daß der
inanzminiſter über die Vermögensverhältniſſe irgendeine
teuerpflichtigen-- Auskunft erteilen kann. Jch verweiſe auf

der Abgabenordnung. v r iſt es aber,
hinreichende Prüfung der Akten die Erklärung des

decken. Deshalb mußteFinanzamtes Vohwinkel
ich auch das Anſinnen des Abg. Schultz (Bromberg) ablehnen.

Inzwiſchen habe ich mir nach Durchſicht der Akten fol-
gendes Bild von der Angelegenheit gemacht. Jn einem ein-
gehenden Bericht des La inanzamtes Düſſeldorf wird aus
geführt, daß ſich z mancherlei Unſtimmigkeiten die Abſicht
der Steuerhinterziehung nicht nachweiſen laſſe. Die Er-
klärung des Finanzamtes Vohwinkel beſtätigt dem Abg. van
den Kerkhoff, daß dem Finanzamt nach Durchſicht alles zur
Verfügung ſtehenden Materials die Anſchuldigungen nicht
als ſtichhaltig erſcheinen. Allerdings erſcheint mir das Vor
ehen des Finanzamtes Vohwinkel als voreilig, denn dasdenen war ohne Kenntnis der ganzen Sache zu einer
olchen Erklärung nicht berufen. Es ſchwebt nämlich gegen

den Abgeordneten van den Kerkhoff noch ein zweites Ver-
fahren wegen Beihilfe der Steuerhinterziehung. Allerdings
lege ich Wert auf die Erklärung, daß ſich bisher Belaſtendes
nicht ergeben hat. Doch bin ich augenblicklich noch nicht in
der Lage, in alle Einzelheiten der Sache hineinzuſteigen. Dic
Nachprüfung der Steuerakten hat ergeben, daß Akten auf un-
begreifliche Weiſe verſchwunden ſind. Es ſind Geheimbücher
abhanden gekommen, deren Durchſicht die Prüfung der
Steuerangelegenheit erheblich erleichtert hätte. eitere
Schwierigkeiten der Unterſuchung liegen darin, daß Abg. van
den Kerkhoff 7 weigert, eine Reihe von Auskünften z
en die zur Klarſtellung der Tatſachen unbedingt nötig

Jn der darauf folgenden Debatte muß der Abgeordnete
Helfferich zugeben, daß das Urteil des Landesfinanz-
amtes Düſſeldorf ſich nicht in allen Punkten mit der Ehren-
erklärung des Finanzamtes Vohwinkel decke, daß ein formeller
Verſtoß ſeitens des Herrn v. d. K. vorliege, daß die Oeffnung
des amtlich verſiegelten Geldſchrankes zumindeſtens ſehr un-
klug und ſehr unvorſichtig war. Er führt aber zur Ent-
ſchuldigung den „guten Glauben“ v. d. K. s an. Ferner könn-
ten bei der Umorganiſation der Finanzämter die betreffen-
den Akten ſehr leicht abhanden gekommen oder verlegt worden
ſein. (Gelächter und Zurufe: Es fehlen aber r beſtimmte
Akten in drei Fällen und die Geheimbücher!) Erzberger:
Ich habe ſchon während des Krieges die Zunahme der Kor-
ruption leider beobachten müſſen. (Zurufe: Mit einem Male!
Aha! Alſo ſchon früher, nicht erſt ſeit der Revolution!)
Die Ausführungen Helfferichs fanden aber einmütige Zurück
weiſung, wie auch die Machenſchaften Kerkhoffs einſtimmige
Verurteilung fanden.

Gemeindeneuwahlen in Sachſen. Bei den Verhand-
lungen des ſägn chen Landtages über einen deutſchnationalen
Antrag auf baldige Neuwahlen der Geineindevertretungen
in Sachſen, die nach der Revolution ewählt worden ſind,
erklärte der Miniſter des Jnnern Lipinſki, es ſei ſeine Ab-
ſicht, dem Landtage bald ein Gemeindewahlgeſetz zugehen zuen wonach alle Wahlen an einem Tage und vorausſichtlich

ſchon im November dieſes Jahres ſtattfinden ſollen.

ſérhnr
Fürſorge für de Klegsopfet.

n Rich. Meier- Zwickau, M. d. R.
Das am 28. April 1920 von der Nationalverſammlung

verabſchiedete, am 12. Mai 1920 in Kraft getretene Reichs-
verforgungsgeſetz z in den Kreiſen der Kriegsbeſchädigten
und Kriegshinterbliebenen keineswegs reſtloſe Befriedigungausgelöſt. Jm letzten Jahre im Reiche ſtattgefundene Pre
teſtverſammlungen der Kriegsopfer forderten unverzüglich
eine Reform derjenigen Paragraphen, die das Rentenweſen
behandeln. Beanſtandet werden im weſentlichſten die
S 24--28 und beſonders der S 63 Abſ. 1, der davon ſpricht,
daß die Rentenbezüge bei Erreichung eines gewiſſen Ein-
kommens teilweiſe oder gänzlich ruhen. Aber auch Bee be
ſteht innerhalb der und beſonders deren Organi-
ſationen keine einheitliche Auffaſſung. Wer die Entſtehung
des Reichsverſorgungsgeſetzes kennt und mit Kriegsbeſchä-
digten und -hinterbliebenen in Berührung kommt, weiß, daß
die an ſich berechtigte Unzufriedenheit ſich nicht lediglich
gegen das neue Geſetz, ſondern vor allem gegen die Verzöge-
rung der Durchführung des Geſetzes richtet. Die Kriegs-
beſchädigten und -hinterbliebenen wiſſen in der Mehrzahl
heute immer noch nicht, wie ſich ihre Rente nach dem neuen
Geſetz geſtaltet. Daraus reſultiert ein Teil der Unzufrieden-
heit, und die Regierung muß alles tun, um vorerſt einmalden Vollzug dieſes Geſetes zu erreichen. den Verſor
gungsämtern herrſchen geradezu ſkandalöſe Zuſtände, unter
denen die Kriegsopfer leiden müſſen. Jn dieſen Aemtern

Ehrene klärung,

die das Finanzamt Vohwinkel dem Abg. van den

wird in einer Weiſe gearbeitet (oder richtiger: nicht ge-arbeitet), die zur arten Kritik herausfordert. Es iſt kein

Zweifel: ein Teil der Angeſtellten und Beamten hat an de
ſchnellen Durchführung des Geſetzes kein Intereſſe wei
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in den imteUebernahme von Beamten aus den verſchiedenſten abbauen
den Verwaltungen eine ſo bunte Zuſammenſetzung auf, wie
keine andere Reichsbehörde. Daß Reibungen zwiſchen den
verſchiedenen Gruppen dieſes Beamtenkörpers ſtattſinden, iſt
bekannt, und naturgemäß wird dadurch die Arbeitsleiſtung
der Verſorgungsbehörden nicht gefördert. Die Differenzen
innerhalb des Beamtenkörpers gingen ſoweit, daß in Süd-
deutſchland die Beamten eines Verſorgungsamtes mit dem

Verbrennen der Akten gedroht haben. ieſes Verhalten
eines Teiles der Ang: ſtellten und Beamten darf länger nicht
eduldet werden und die Regierung muß hier mit feſter
and zufaſſen und endlich Ordnung in die Verſorgungsämter

bringen. Unter gar keinen Umſtänden dürfen darunter die
Kriegsopfer leiden und die Erledigung e Anſprüche ver
zögert werden. Dieſe Zuſtände in den Verſorgungsämtern
abzuſtellen, iſt eine gebieteriſche Rotwendigkeit. Erſt muß
einmal der Vollzug des Geſetzes erfolgt ſein und dann laſſen
ſich die zweifellos vorhandenen Mängel beſeitigen. Der
Reichsbund hat beim Reichstag die Einſetzung eines Aus-ſchuſſes für Kriegsbeſ ävigtenſtagen angeregt, der ſtattge-

geben worden iſt. Dieſer (19.) Ausſchuß hat nun vor Weih-
nachten die Vertreter ſämtlicher Kriegsbeſchädigtenorgani-
ationen empfangen und ihre Wünſche entgegengenommen.
z Wiederzuſammentritt vor einigen Tagen hat der Aus-

ſchuß ſich erneut mit den vorgetragenen Wünſchen beſchäftigt
und darüber beraten, wie im Rahmen des Geſetzes die
Wünſche erfüllt werden können. Der Ausſchuß war ſich in
der Mehrheit einig, daß jetzt, bevor das Geſetz ſelbſt nicht
einmal durchgeführt iſt, eine Reform des Geſetzes nicht e
lich erſcheint. Hinzu käme, daß die Erledigung der Anſprüche
auf Jahre hinausgeſchoben würden. Nachdem S 87 Abſ. 2
des RVG. die Regierung ermächtigt, im Falle einer Er-
höhung der Teuerungszulage zur Anpaſſung an die Ver-
änderungen der allgemeinen Wirtſchaftslage in den S 45
Abſatz 2 und 63 Abſ. 1 die Grenzen des einkommenſteuer-
pflichtigen Jahreseinkommens zu erhöhen, konnte vorerſt nurdieſer Weg beſchritten werden. Eine vom 19. Ausſchuß ein

geſetzte Unterkommiſſion einigte ſich mit Ausnahme der un-
abhängigen Fraktion die vereinigte kommuniſtiſche Frak
tion war niemals vertreten! auf folgenden Antrag:

Der Reichstag wolle beſchließen, die Reichsregierung
zu erſuchen: unverzüglich Schritte zu unternehmen, von
der im S 87 des RVG. erteilten Ermächtigung Gebrauch
zu machen, und
1. die Teuerungszulage mit Wirkung vom 1. Januar

1921 von 25 auf 35 vom Hund ert zu erhöhen.
2. im 8 43 Abſ. 2 (Elterngeld) den Betrag von 1500 Mk.

auf 3000 Mk. zu erhöhen;
3. die Stufen des einkommenſteuerpflichtigen Einkommens

(S 63 Abſ. 1 Ziffer 1) je um 2000 Mk. zu erhöhen.
Dieſer Antrag iſt vom 19. Ausſchuß am 28. Jauuar

gegen die Stimmen der Unabhängigen angenommen worden

und wird in den nächſten Tagen vom angenom-men werden. Berückſichtigt man die Erhöhung der Teue-
rungszulagen für alle Ortsklaſſen, den Wegfall der unterſtenSiufen des einkommenſteuerpflichtigen Einkommens, die in
der Novelle zum Reichseinkommenſteuergeſetz vorgeſehene Er-
höhung des ſteuerfreien Einkommens und weiter die zu er
wartende Aenderung der Ortsklaſſeneinteilung, ſo bring!
dieſer Antrag eine weſentliche Verbeſſerung für die Kriegs-
opfer. Wird dann weiter das neue Verſorgungsgeſetz mit

aller Beſchleunigung durchgeführt, dann wird eine allmäb-
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liche eintreten, und wenn ter Mängel
aus dem Geſetz re ſo wird es Pflicht Reichstags
ſein, ſie reſtlos zu beſeitigen.

Kommunismus und Imperialigmuz.

Das Ergebnis der Pariſer Konferenz wurde von der
geſamten deutſchen Preſſe mit Uebereinſtimmung inſofern
angenommen, als man ſich über die gänzliche Unausfüh
keit des neuen Pariſer Diktates klar war. Auch die Kom-
muniſten bilden keine Ausnahme; nur glauben ſie an die
Arbeiterſchaft mit einem Rezept herantreten zu können, deſſen
Befolgung uns angeblich vor der Vernichtung durch den
Tntentekapitalismus bewahren ſoll. Die ſozialiſtiſchen Par-
teien aller Richtungen ſind vollkommen klar darüber, daß

die franzöſiſchen v eine Folgedes kapitaliſtiſchen Wirtſchaftsſyſtems ſind. Der Raubbau,
den der Kapitalismus an großen Schichten der Bevölkerung
zu Gunſten einer Minderheit treibt, zwingt ihn dazu, ſich
neue Quellen zu erſchließen, um den Strom des Kapitals
nicht verſiegen zu laſſen. Aus dieſer Auffaſſung ergibt ſich
für die ſozialiſtiſchen Parteien die Pflicht und die Not-
wendigkeit, unter allen Umſtänden auf die Beſeitigung dieſer
räuberiſchen Geſellſchaftseinrichtung hinzuarbeiten. is zu
dieſem Punkte ſtimmt alſo die Sozialdemokratie mit den
Kommuniſten überein. Was ſie von dieſem ſcheidet, iſt die
Ueberzeugung, daß das Sowjetſyſtem nach ruſſiſchem Muſter
nicht wie es die „Rote Fahne“ täglich morgens und abends
predigt imſtande iſt, uns von den Feſſeln des Entente
kapitalismus zu erlöſen. Die Zertrümmerung der deutſchen
Wirtſchaft, auf die eine Befolgung des kommuniſtiſchen Re-
zepts hinausläuft, würde der deutſchen Arbeiterſchaft keine
Erleichterungen verſchaffen, ſondern es würde ſie in ein un-
geheures Elend ſtürzen, mit dem verglichen der gegen-
wärtige Zuſtand als günſtig bezeichnet werden muß. Der
Kommunismus in Rußland, ſoweit wir den bolſchewiſtiſchem
Syſtem dieſe Bezeichnung überhaupt zuerteilen können, bat
bewieſen, daß er nicht imſtande iſt, daß eigene Land in
günſtigere Wirtſchaſtsverhältniſſe 1 und den
ausländiſchen Kapitalismus auszuſchalten. ie Konzeſſio-
nen, die Sowjetrußland in der letzten Zeit an ausländiſchen
Kapitaliſten erteilte, bedeuten nicht nur eine Bankerott-
erklärung des „ſozialismus aſiticus“, ſondern ſie ſind über
dies eine Aufforderung an den Jmperialismus der kapi-
taliſtiſchen Welt, ihren Expanſitionsdrange zu folgen und ſich
in Rußland breit zu machen. n es alſo eines Beweiſes
bedurft hätte, d das Sowjetſyſtem nicht imſtande iſt, durch
kommuniſtiſche irtſchaft den Jmperialismus der kapi-
taliſtiſchen Staaten zu verdrängen, ſo iſt der Beweis durch
dieſes Verhalten der ruſſiſchen Diktatoren erbracht. Es iſt
alſo übelſte Demagogie, wenn die deutſchen Kommuniſten
den deutſchen Arbeitern vorreden wollen, der Kommunismus
ſei das einzige Mittel, uns vor dem Joch der Entente zu
wahren. Dieſe Behauptung iſt ebenſo lächerlich und unwahr,
wie es das ſäbelraſſelnde Geſchrei unſerer RNationaliſten iſt,
der Preſſe in den letzten Tagen unaufhörlich das Schlagwort

ckte: „Nach Jena folgte Sedan!“ Die Sozialdemo-
ie denkt nicht daran, mit den bü ichen Parteien eine

Einheitsfront zu bilden, ſie lehnt es mit der ſelben Ent
ſchtebenheit ab, die Verwirrung der Arbeiterſchaft mit kom-
muniſtiſchen Phraſen zu unterſtützen.

Das Urteil eines engliſchen Arbelterhlattes

Uber die Pariſer Beſchlüſſe.

Jm „Daily Herald“, dem Londoner Organ der eng-
liſchen Arbeiterpartei, ſind über die Beſchlüſſe der Pariſer
Konferenz am 29. und am 31. Januar zwei Artikel erſchienen,
von denen wir die wichtigſten Stellen ver öffentlichen. Jn
dem erſten Aufſatz, der ſich auf die Meldungen über das er-
zielte Einverſtändnis bezieht, jedoch vor der endgültigen
amtlichen Bekanntgabe der Konferenzbeſchlüſſe geſchrieben
wurde, heißt es unter der Ueberſchrift: „Der Pariſer Wahn
ſinn“ u. a.

„Dieſes Abkommen iſt gar kein Abkommen. Die ſähr-
liche Höhe der Entſchädigung wird ſtets gänzlich unbekannt
bleiben. Die Franzoſen werden ihr ewiges Geſchrei nach mehr
fortſetzen. Die Deutſchen werden beteuern, daß ſie nicht be
zahlen können. Es wird ſich das Säbelraſſeln und das
Drohen des Marſchalls Foch wiederholen, der Ruf nach der
Beſetzung der Ruhr, nach der Beſetzung Frankfurts, nach der
Beſchlagnahme der deutſchen Zölle und Steuern.

Es kann keinen Frieden in Europa, es kann keinen
Wiederaufbau der Wirtſchaft geben, ſolange nicht die Ent

An Steſcſl- un

Roman von Béla Baeſö.
Einzigberechtigte Uebertragung aus dem Ungariſchen von

Stefan J. Klein.
(25. Fortſetzung.) Nachdruck verboten.
Das jetzige Bild des Stefeſik-Hauſes zeigte ſchwerſtes und

jammervollſtes Elend. Die Leute betrachteten von den Fen-
ſtern aus mißtrauiſch, ſchielend Joſef Jakob. Ein älterer
Arbeiter fragte ihn:

„Was ſucht Jhr hier, guter Mann?“
Joſef Jakob ſagte, wen er ſuche.
„Dann“ erwiderte der Alte „ſeid Jhr hier nicht an

der richtigen Stelle Jn dieſem Hauſe wohnen ſeit
vier Monaten die Ausgeſtoßenen

Joſef Jakob verſtand ihn nicht.
„Wer ſind die Ausgeſtoßenen?“ fragte er.
Der alte Mann verzerrte den Mund zu einem bitteren

Lächeln und ſchwang ſeine große, ſchwere Hand nach der
Fabrik hin:

„Die Sklaven der Stahlfabrik Die Maden Das
Lumpenpack Die Ausgeſtoßenen, wie ſie von der Straße
genannt werden

„Man darf von unſeren Brüdern nicht ſo häßlich ſprechen.“
Der alte Mann entgegnete kein Wort, kroch mürriſch und

ohne Gruß in die eine Höhle, woher ein Weib mit runz-
ligem, bitterem, haßerfülltem Geſicht kreiſchte:

„Alter Lump Wo luderſt du herum Sprichſt
mit jedem Wer weiß, ob er nicht dir zu ſchaden trachtet.
Geht nur ſchön Eurer eigenen Arbeit nach Schämt Jhr
Euch nicht, armen Leuten nachzuſtellen

Dieſe rohe Verdächtigung ging Jofef Jakob ſehr zu Her-
zen, und er ſtellte feſt, es ſei eine höchſt traurige Lage und
eine höchſt unſichere Station des Elends, wenn von dieſen

durch wüſten Radau vor Anhören der Referate zu ſprengen.

ſchädigung beſtimmt und zwar eine ſolche Entſchädibeſtimmt iſt, die nd zahlen kann und Sil Bit
franzöſiſche Regierung will nicht den Frieden. Sie will
Vorwände für neue nteuer jenſeits des Rheins. Nun
gut! Aber der europäiſche Friede iſt wichtiger, als der Ehr
We des Herrn Millerand, ein zweiter Richelieun zu werden.

europäiſche Friede iſt wichtiger als die ganze Entente.
Er iſt das größte aller Jntereſſen Englands. Und Herrn
Lloyd Georges Aufgabe beſteht darin, auf die Jntereſſen
Englands zu achten, und nicht den Lakaien des franzöſiſchen
Präſidenten zu ſpielen.

Während mehr als zwei Jahren iſt nun die franzöſiſche
Regierung der böſe Geiſt Europas geweſen. Die Rachgier
Clemenceaus, der Ehrgeiz Millerands und Poincarés, die
Eitelkeit Fochs haben die Politik der Alliierten beſtimmt.
Sie haben den Verſailler Vertrag gemacht ſowie die er-
änzenden Verträge vor St. Germain und von Sevpres. I

e er dieſer Männer hat der Oberſte Rat Fehler au
Fehler, Verbrechen auf Verbrechen begangen. Es iſt an der
Zeit, dieſem Wahnſinn ein Ende zu machen, ſonſt muß Eurvpa
zugrunde gehen, nur weil die Machthaber Frankreichs durch
r Habgier und ihren Ehrgeiz von Blindheit geſchlagen
ind.“

Der zweite Artikel beſpricht das amtliche Communiqus
über das in Paris erzielte Einverſtändnis und trägt die
Ueberſchrift: „Das Tollhaus“. Es heißt darin:

„Die alliierten Geiſteskranken in Paris haben beſchloſſen,
daß Deutſchland mehr als 11 Milliarden Pfund Sterling als
Entſchädigung zu bezahlen habe außerdem eine 12pro-
zentige Abgabe von ſeinem geſamten Exporthandel, eine
Summe, die nach den Rechnungen dieſer Jrrſinnigen weitere
4 oder 5 Milliarden Pfund ausmachen ſollen.

Jſt es möglich, die Tatſache zu ignorieren, daß ſoweit
überhaupt jemand imſtande iſt, irgend etwas feſtzuſtellen, es
in ganz Deutſchland nicht einmal ſo viel Goldmark gibt, um
ſelbſt die erſte Rate von 100 Milliarden Pfund zu zahlen?
Wir nehmen an, daß man von den Deutſchen erwartet, daß ſie
Gold aus ſich ſelbſt herausproduzieren.

Noch mehr, ſelbſt wenn wir Deutſchland ſein geſamtes
Gold wegnehmen und es ausſchließlich auf klare papierene
Umlaufmittel angewieſen liehen, auch dann wäre die un-
mittelbare 5182 davon eine Jnflation der deutſchen Geld-
mittel, die die internationale Lage ſogar noch unmöglicher,
vom Standpunkt der engliſchen Arheiter betrachtet, geſtalten
würde, als ſie es ſchon iſt. Zwar iſt natürlich etwas anderes
gemeint als Gold, nämlich der Gegenwert des Goldes. Es
et heutzutage nur zwei Wege, ſowohl für Deutſchland wie
ür irgendein anderes Land, um etwas zu bezahlen: Arbeit

und Güter. Der erſte Weg bedeutet Zwangsarbeit, Skla-
verei, Beſetzung Deutſchlands durch alliierte Truppen und
weitere ruinöſe Verſchwendungen für England. Der zweite
Weg würde bedeuten wenn er gangbar wäre, aber es iſt
einleuchtend, daß er es nicht iſt die vollſtändige Ueber
e der engliſchen Jnduſtrie und die Verſchärfüng der
Arbeite loſigkeit.

Was die 12prozentige Exportabgabe anbelangt, ſo iſt es
abſolut klar, daß die Verbraucher der deutſchen Exportwaren

d. h. unter anderen die engliſchen Arbeiter infolge
dieſer Abgabe mehr für dieſe Waren werden bezahlen müſſen.
Dieſer Verbraucher wird es ſein, und nicht die Deutſchen,
der das wird bezahlen müſſen.

Was unſer Land braucht ebenſo wie jedes andere Land,
das iſt loyale Produktion und loyaler Austauſch der Lebens-
notwendigkeiten. Und man kann nicht einmal anfangen, ſich
dieſem Ziel zu nähern, weil politiſche Geiſteskranke über
Europa und hinter deſſen Rücken Bedingungen feſtgelegt
haben, die zum BVankrott und zum Kriege führen müſſen.“

Jm Gegenſatz hierzu hat ſich der Brüſſeler „Peuple“
das Organ der belgiſchen Sozialiſten, bisher nicht zu den
Pariſer Beſchlüſſen geäußert, und da die belgiſche Partei
Regierungsparktei iſt und auch die belgiſche Regierung am
Pariſer Abkommen mitgewirkt hat der belgi Außen
miniſter Jaſper bildet ſich ſogar ſehr viel darauf ein, daß er
als Vermittler die Einigung über das glorreiche Abkommen
zuſtande gebracht habe pi wir bis auf weiteres an
nehmen, daß die belgiſchen Sozialiſten und ihre Partei-
genoſſen in der Regierung die Beſchlüſſe der Pariſer Kon
ferenz billigen.

as in der franzöſiſchen Arbeiterpreſſe gen das
Pariſer Abkommen geſchrieben wird, iſt ziemlich gleichgültig,
denn die franzöſiſche Arbeiterſchaft iſt machtloſer denn je und
hat ihre Machtloſigkeit ſelbſt verſchuldet. Viel wichtiger
als die internationale Politik iſt für die „Humanite“ die
Tatſache, über die ſie in großer Aufmachung freudeſtrahlend
berichtet, daß es den Liller Kommuniſten gelungen iſt, eine
Verſammlung, in der Jouhaux und Longuet ſprechen ſollten,
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entmenſchten Weſen ſelbſt dieſe kaum trockenes Brot abwer-
fende Arbeitsge legenheit mit ſolcher bis zur Roheit entarteter
Verbitterung verteidigt werden muß. Wie weit ſind dieſe
Leute noch von der Schönheit der klaren Gedanken, wie weit
von der primitivſten Stufe der Erkenntnis, wo ſie ſich wenig-
ſtens ſelbſt zu ſagen wagen: meine Arbeit verdient mehr
Lohn, ich möchte zu dem bitteren Brot auch Fleiſch eſſen.
Mit ſolchen Gedanken kehrte er in die neue Schenke ein,
die der Geſtank von Zwiebel, geſalzenen Fiſchen, Brannt-
wein und Fuß!lappen erfüllte. Unter der ſchwach leuchtenden
Hängelampe ſchaukelte der würgende Rauch ſchlechten Pfeifen
tabaks. Er beſtellte zwei Dezi Wein und ſegtte ſich an einen
Tiſch. Vor ihm taumelten lärmend, fluchend etliche betrunkene
Männer; der Schanktiſch wurde von etwa dreißig Arbeitern
umdrängt. Die Wirtin machte im Kontobuch Notizen, derweil
ihr Mann in die langhälſigen Fläſchchen den billigen Kartoffel-
branntwein einſchenkte. Hin und wieder grüßte ein Arbeiter
zu Jakob hinüber, andere beobachteten ihn aus den Augen
winkeln mit zornigem Mißtrauen. Joſef Jakob betrachtete
die hoffnungslos ein tieriſches Daſein friſtende Schar mit ver-
ſtändnisvollen Augen. Jn ſeiner Vorſtellung ſtellte er neben
einander die Geſtalt eines ſolchen Arbeiters und die angenehme
Erſcheinung eines in einen tadelloſen engliſchen Anzug ge
wandeten und in Wohlſtand lebenden Kulturmenſchen, ſtellte
nebeneinander eine Fabrikarbeiterin und eine nach dem fein
ſten Geſchmack franzöſiſcher Mode gekleidete Dame, und er
hatte das Gefühl, dieſer Gegenſatz ſei die aufrühreriſchſte An
klageſchrift der Klaſſengeſellſchaft. Die ſchmerzlichen Vergleiche
quälten ihn, und die unerbittliche Wahrheit bevölkerte ſein
Gehirn mit friedloſen Gefühlen Jeder kleinſte Eindruck diente
der Erſtarkung der neuen Wahrheit, jeder traurige Mißton
füllte ſein Herz mit der Glut neuer Empörung.

Stefan Gals zitternde, ältliche Stimme ſcheuchte ihn
aus ſeinen Gedanken. Der alte Lehrer, der ſein ganzes
Leben hindurch ein Fanatiker der Pflicht geweſen war,

verſank in ſeinen alten Tagen, von klaxem Sehen ge
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Der myſterſe Kommurmenpug in agdeburg.

rwärts“
ndal gemeldet:
Verhaftungen in Stendal und Magdeburg ſind einGegenſtück zu den aftungen im Ru gehiet, wo man be

kanntlich ebenfalls glaubte, einer großen kommunjiſtiſchen
Kampforganiſation auf di Spur gekommen zu ſein. Wie im
Ruhrgebiet, ſo fehlt auch diesmal in Stendal und Magdeburg
das weſentliche einer Kampforganiſation im Sinnne der Ver-
ordnung des Reichspräſidenten: nämlich die Waffen. Weder
in Stendal noch in Magdeburg ſind Waffen gefunden wor-
den. Die Meldung des u daß ein Putſch aufeinen beſtimmten Tag feſtgeſetzt geweſen ſei, iſt falſch. Rich.
tig ſcheint folgendes zu ſein: Gemäß den Anweiſungen der
Moskauer Exckutive, d die kommuniſtiſche Zentrale in
Berlin den Befehl zum Aufbau einer illegalen Organiſation
gegeben An einzelnen Orten ſind nun je nach dem Grade

er Jntelligenz der kommuniſtiſchen Führer mehr oderminder hantaſtiſche läne ausgearbeitet worden, wie man

ur gelegenen Zeit die Revolution machen werde. DiePläne ſtehen auf dem Papier, Anzeichen für tatſächlich vor-
handene nennenswerte Formationen haben ſich bisher nicht
ergeben. e ſich aber ein Denunziant oder ein
Spitzel, der Behörden oder ſeinen Auftraggebern von Putſch-
plänen berichtet. So ſind auch die Behörden von Stendal
auf die angeblichen Putſchpläne gekommen. Nach den Aus-
ſagen der Verhafteten ſind die Befehle der Berliner Zen-
trale ganz allgemein auf dem Wege über rerſchiedene Unter-
organe gegeben worden. Einzelheiten wurden den örtlichen
Organen nicht mitgeteilt, worüber ſie bitter Beſchwerde ge
führt haben. Schwer belaſtet wird der Magdeburger Kom-
muniſt Albert Vater durch die Ausſagen der in Stendal Ver-
hafteten. Vater ſelbſt leugnet alles.

Die Türkei verlangt Abänderung des Friedensvertrags.
Paris, 3. Febr. Nach einer Havas- Meldung aus Kon-

tantinopel wird die türkiſche Regierung in London u. a.
ufhebung der Rechte, die Griechenland im Gebiet ven

Smyrna durch den Vertrag von Sevres eingeräumt werden,
Autonomie von Thrazien auf der Grundlage des Nationai-
tätsrechts und Abänderung der Wirtſchaftsklauſeln, die die
Souveränität und Unabhängigkeit der Türkei einſchränken,
verlangen. Berichte aus Angora beſagen, daß der natio-
naliſtiſche Rat die vollſtändige Reviſion der territorialen
und wirtſchaftlichen, ſowie finanziellen Beſtimmungen des
Vertrages von Sevres fordert.

Die Berliner Studentenwahlen. Bei den diesmaligen
Wahlen zur Berliner Studentenvertretung wurden bisher
6229 Stimmen abgegeben bei rund 12000 Studierenden.
Von dieſen Stimmen r die im „Hochſchulkrieg deut-
ſcher Art“ zuſammengefaßten drei reaktionären Parteien der
Biertimpel und Genoſſen 4005 Stimmen und damit nach
vorläufiger Berechnung 63 von 100 Sitzen. Von den Minder-
heitsgruppen erhielten die Jungſtudenten mit 361 Stimmen
6 Mandate, der Deutſche Hochſchulbund mit 532 Stimmen
9 Sitze, die Berliner Hochſchulgruppe mit 321. Stimmen
5 Sitze, die Vereinigte Jüdiſche Liſte mit 234 Stimmen vier
Sitze, die Zioniſten mit 343 Stimmen 5 eventuell 6 Sitze,
die Sozialiſtiſche Fraktion mit 254 Stimmen 4 Sitze, die
Kommuniſten mit 101 Stimmen 1 eventuell 2 Sitze und die
Aſta-Gegner mit 78 Stimmen 1 Sitz. Auf die Minderheits-
gruppen, die bemüht ſind, die Reaktion an der Univerſität

bekämpfen, entfallen diesmal nur 37 Sitze gegen 41 imKorahre.

deutſcher Reichstag.

65. Sitzung. Donnerstag, den 3. Februar, 1 Uhr.
Der Geſetzentwurf über die Bemeſſung des Reichs
beitrages zu den Koſten der Stimmezttel wird nach der Vor-
lage angenommen, nachdem Reichsminiſter Koch erklärt
hatte, daß es ſich bei dem Satze ron 15 Pfennig für den
Stimmzettel um einen Koſtenbeitrag, nicht um einen Koſten-
anſatz handelt. Der Antrag Dittmann (U. S.) auf Er-
höhung des Betrags auf 20 Pfennig wurde abgelehnt.

Das Reichswehrgeſetz.
Es folgt die Beratung des Entwurfes eines Wehrgeſetzes
Abg. chöpflin (Soz.): Der vorliegende Geſetzentwurf

weiſt gegenüber dem erſten Entwurf einige Verbeſſerungen auf, die
aber zum Teil nur ſcheinbar ſind, veranlaßt durch die Kritik der
ſozialiſtiſchen Preiſe. Aber an dem Geiſt des Geſetzes hat ſich lei
der nicht allzu viel verändert. Charakteriſtiſch iſt für den Entwurf,
daß in ihm das Wort „Republik“ peinlich vermieden wird.
Die Einzelheiten des Entwurfes dienen vielfach nicht dazu, das
Ziel, das mit ihm angeſtrebt wird, zu erreichen. Wir ſind ge-

Ueber di Meld derbalnag dem haus
Die

zwungen im Ausſchuß eine zründliche Prüfung der Vorlage vor-
zunehmen. So iſt z. B. der Mangel an dienſtlicher Eignung ein

m 2 utroffen, in tiefſten Lebensekel. Er las Zeitungen, die er
früher nicht einmal angeſchaut hätte, tat Aeußerungen, über
die er ſich einſt mit ſtürmiſcher Leidenſchaft empört hatte. Doch
ſchadete ihm dieſes plötzliche, gewaltige Schauen der Wahrheit.
Er vermochte ſich nicht nüchternen Verſtandes zu ertragen. Er,
der ein ganzes Leben hindurch ein muſterhafter Menſch ge-
weſen war, der ſich an dem Begriff „Vaterland“ geſättigt
hatte, war ſeit ſeinem Jubiläum dem Trunke verfallen. Oft
torkelte er die ganze Nacht hindurch von einer Spelunke zur
anderen, trank mit kleinen Handwerkern, mit Arbeitern,
ſchimpfte auf die Regierung, die Miniſter, die Pfaffen und
die Stadtverordneten. Gar bitter war ſein unfrohes Alter.

Stefan Gal ſegte ſich ſtill, wie dies alte Bekannte zu tun
pflegen, neben Joſef Jakob und beſtellte Branntwein.

„Jch trinke ſchon Branntwein Bin bereits bei der
letzten Station angelangt

Und während er ſprach begann er gemächlich zu erzählen
„Jch weiß, daß Sie jetzt frei geworden ſind Der Blick

Jhrer Augen iſt ſehr traurig Der Kerker ſetzt ſogar dem
ſtärkſten Menſchen zu Ich war bei der letzten Verhand
lung zugegen Jch glaube Jhnen, junger Mann
Es war eine ſehr ſchöne, eine ſehr große Sache, da Sie den
Richtern ſo klug, ſo mutig die Wahrheit ſagten

„Sie tun nicht recht daran,“ ſagte Joſef Jakob, da er
ſah, daß der Lehrer nach dem Branntwein griff „als intel
ligenter Menſch mörderiſchen Alkohol zu trinken Sie
müßten ſich eine ſchöne und beruhigende Beſchäftigung ſuchen,
Jhre alten Tage friedlich verbringen

„Sie irren, mein Freund,“ ſagte Stefan Gal „mich
tröſtet auch Branntwein Manchmal bringt mir dieſer ſo
beſeligenden Rauſch, daß ich fühle, ich vermöchte noch ein
neues Leben zu beginnen, ein ſchöneres, wahreres Leben.
werde ich aber nüchtern, ſo habe ich nur das Gefühl, da
ich alt bin und bisher ſchlecht gelebt habe Seitdem mich
meine Tochter verlaſſen hat, bin ich ſehr unglücklich

Schluß folgt.
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Der wirn r daun daß dießeiſch ſih als Repudlitanen en. de Et.
z in die Päſſe gemacht, wie z. V. run gut, Wedr

his wi m dnur das aktipe jenen Wahlredt ent-auch das ive
gen ich h et zit en identenwahl,riger der Wehrmacht als Präſidentrorge e V wird? rf Stellung nehmen müſſen wir auchen der Vorlage, der den Angchori

itiſche Betätigung verbietet. Es
deon e bner, die 12 re verpflichten end dieſer t ganz

its vom politiſche Di iAen Offizier und Mann a ſie in der e be
dem Soldaten die Zugehörigkelt 3 o litiſchen Pereinen
und die Teilnahme an politiſchen Verſammlungen ver-
boten wird. Ich bitte um eine Erklärung des Miniſters, ob dieſes

e Angehörigen der Wehrmacht, auch für Offiziere,
in gleicher Weiſe gedacht iſt. Ueberhaupt müſſen wir der Auf
ſeſang antgegentrejen, die auch in dieſem Geſetz den Offizier als

andere Beamte der Republik hervorragende Perſönlicheine ü
keit hinſtellt. Um die Machtvollkommenheit des Offi-zjiers wird im zent ein ſcharfer Kamp entbrennen. ch

furchtbare Macht in den nden der Vorgeſetzten ſind die
Qualifikationsberichte der Offiziere. Es gibt ja auch in
der x einige nicht monarchiſche Offiziere. Auch den Sol-
daten darf nicht vorgeſchrieben werden, welche Zeitungen ſie in den
Kaſernen leſen dürfen. Derartige Zuſtände ſind eine Schmach und
Schande für ein republikaniſches Staatsweſen. Ein gewiſſer Jekm
(hritt beſteht darin, daß die Heeres- und Marinekammern geheimgewählt werden. Es de teht ſchon wieder eine gefährliche Neigung
m Strammſtehenlaſſen, aber das machen wir nicht mit. DieSordatenverbände möchte der Miniſter am liebſten gan z

verſchwinden loſſen, aber da Soldatſein heute ein Beruf iſt,
brauchen die Soldaten m um ihreIntereſſen zu wahren. Die beſtehenden Organiſationen
nüſſen beſtehen bleiben; natürlich kann den Soldaten ein Streik-
recht nicht werden. Der R. d. B. ſchließt aber auch die
gewerkſchaft h in ſeinen Statuten aus. Wenn
nan ein monarchiſches Offizierkorps hat, kann man den Soldaten
nicht das Recht zum Zuſammenſchluß verwehren, wenn man ſieu zermürben will. Die Reichswehr muß ſo ausgeſtaltet werden,

daß ſie dem Schutz der Republik dient, aber niemals ein Jnſtru-
ment r ma eſtrebungen werden kann. (Lebhafter
Beifall b. d. Soz.)

Reichswehrm. Geßler: Den Soldaten ſind in dem Entwurf
alle mit ihrem Beruf vereinbarten Rechte eingeräumt, aber
im Intereſſe des Reiches und des Heeres muß die Diſzi-

plin e e e tellt werden. (Bei-fall rechts Das Bündeweſen iſt mit der Diſziplin nicht
vereinbar. Widerſpruch bei den Soz.) Der Wehrminiſter
muß die Möglichkeit haben, einzugreifen, wen die Bünde
die Diſziplin und die Kameradſchaft gefährden. Das paſſive
Wahlrecht iſt nach der Verfaſſung keinem Angehdrigen der
Wehrmacht genommen. Der Entwurf ſpricht nur vom
aktiven echt und unterſcheidet nur zwiſchen Beamten
und Angehörigen der Wehrmacht, im übrigen ſind unter
Soldaten ie W verſtanden.Künſtler (W. S.): Der Geſetzentwur* hätte ſchon
viel früher r können. Die bayeriſchen Reſervatrechte im Entwurf ſind eine Kapitulativn vor der
bayriſchen Reaktion.

Abg. Koenen (Kom.): Die Soldaten ſtehen nach dem
Geſetz ſchlechter da als die Arbeiter und Beamten Sie ſind
'hren Vorgeſetzten willenlos ausgeliefert, ſie müſſen ſogar
ragen, wenn ſie heiraten wollen und erhalten die Heiruts-
rlaubnis in der Regel nicht vor dem 27. Lebensjahre. Der
Miniſter wird in der Reichswehr nicht gleiches Recht für
ille ſchaffen können.

Damit ſchließt die Die Vorlage geht an
inen Ausſchuß von 28 Mitgliedern.

Die Novelle zum ierſteuergeſetz wird
xbattenlos in allen drei Leſungen angenommen

Der Geſetzentwurf über den Waffengebrauch des Grenz-
geht an den Ausſchuß, nachdem Abg. Hertz-

,eld (Kom.) dagegen proteſtiert, daß ein gleiche Beſtim-

en die ſchon bei den Ländern allgemeine Abſcheu hervor
gerufen habe, jetzt auf das Reich übernommen werden ſolle.

Zur dritten Beratung des Be'riebsbilanz- Ge
ſetzentwurfes begründet Abg. Schlack (Ztr.) nochmals
den Antrag der bürgerlichen Parteien, demzufolge eine Ver
pflichtung zur Vorlage der Bilanzunterlagen nicht beſteht.
Die Beſchlüſſe der zweiten Leſung werden angenommen.

Es folgt die erſte und Beratung des gemein-
n Antrages der Koalitionsparteien und Mehrheits-
ozialiſten zur Förderung des Wohnungsbaues

für die Zeit bis 1940 für alle vor dem 1. Juli 1918 fertig-
eſtellten Gebäude eine Abgabe zu erheben. Die Länder
nd berechtigt, an die Stelle dieſer Abgaben Zuſchläge zu

Steuern von Grundvermögen treten zu laſſen.
Abg. Bahr (Dem.) begründet den Antrag und ſchildert

die Wohnungsnot und proteſtiert ege3 die Anregung, die
Steuer nur auf Wohngebäude auszudehnen.

Abg. Silberſchmidt (Soz.) bedauert, daß angeſichts der
Notlage im Baugewerbe kein anderer Weg als die Annahme
des Antrages möglich ſei.

b umm (Dn.): Das n Geſetz iſt ein Not
Unſer Antrag will nur die Nutzungsberechtigten von

ohnräumen zur Steuer heranziehen. Zahlen ſoll die
Steuer der Mieter oder Pächter.

Abg. Maretzky (D. Vpt.): Die deutſchnationalen An
träge gefährden das Zuſtandekommen des Geſetzes, obwohl
ſie ſachlich berechtigt ſind. Das Geſetz trägt ja nur vor
läuſigen Charakter und die Sonderwünſche der Parteien
fönnen in dem zum Mai vorgeſehenen Reichsgeſetz berück-
ſichtigt werden.

Abg. Merkel S.): Der Antrag Mumm will die
Landwirtſchaft ganz von der Steuer be-
freien, das iſt der richtige Geiſt der beſitzenden Klaſſe.
Seine Partei könne die Hände nicht zu einem Mietsſteuer-
geſetz bieten. Man möge die beſitzenden Landwirte nur
einmal energiſch anfaſſen. Erſt die allgemeine Durchfüh-
rung der Sozialiſierung wird endgültig helfen können.

Abg. Frau Lang Brumann (Bayr. Vpt.) erklärt ſich
mit der Vorlage einverſtanden.

Abg. Höllein (Kom.): Das freie Kapital iſt nicht im-
ſtande zu bauen, da der Herſtellungspreis zu teuer wäre,
daß niemand die Mieten zahlen 'önnte, daher muß Staat
und Gemeinde bauen. Aber der Mieter darf nicht das
Opfer ſein, wie Jhre Vorlage das will. Wir ſind gegen
das Geſetz und wollen dem Proletariat nicht noch eine neue
Steuer abpreſſen.

Miniſter Dr. Braun: Eine Veſchränkung der Steuer
auf hohe Wohnräume allein würde nicht genügend Erträge
lieſern, es komme nicht auf die Städte hier allein
an, ſondern vor allem auch auf das Laicd.

Abg. Frau Ziegler (U. S.) Setont nochmuls die Not-
wendigkeit der Sozgialiſierung.

Nach perſönlichen Bemerkungen wird der Geſetzent urf
unter Ablehnung der dazu geſtellten Anträge in erſter,
zweiter und dritter Leſung angenommen geger. die Unab-
hängigen und Kommuniſten.

Es folgt die w. r der Abgg. Herg? (Dn.),
Graf von Vernſtorff (D.-Han.), CEiſenberger (Bauernbd.)
und Genoſſen über die Hafer wirtſchaft.

Die Jnterpellation wendet ſich dagegen, daß im Gegen
ſatz zu der Haferfreigabe vom 26. Auguſt 1920 eine Verord-
nung des Reichsernährungsminiſters vom 11. Dezember 1920
den Landwirten eine Mindeſt-Ablieſerungsvpflicht für Hafer
auferlegt hat, die ſchwere Mißſtände für die landwirtſchaft-

liche d ergeben hat.Abg. Dr. Semmler (Dn.) begründet die Jnterpellation.
Wenn die Regierung mit ſolch n Verordaungen wie der vom
11. Dezember den landwirtſchaftlichen Vetrieb ſtöre, dann
kann die Landwirtſchaft richt mit ihr Hand in Hand
arbeiten, wie es notwendig iſt. Wir verlangen die Auf-
hebung der Verordnung, damit die Produktion der

ſich ruhig entwickeln und ſteigern kann. Die
Landwirtſchaft hat keine unzuläſſigen Gewinne gemacht.

Zur Beantwortung der Jnterpellation nimmt das Wort
Staatsſekretär Hubert: Aus der r ar des Hafers hat
ſich bald eine Gefährdung der Verſorgung mit Brotgetreide
ergeben. Darum ſollte die Zwangsbewirtſchaftung von
Hafer wieder eingeführt werden, mit Rückſicht auf die drir-
e Vorſtellungen der Landwirte wurde aber von einer
e abgeſehen. Die re vorn 11. Dezbr.

legt den Landwirten nur eine Mindeſtablieferungs-
p flicht auf. Das war dringend norwendig, weil bisher
die Ablieferung ſehr gering war, die Feſtſetzung einer Strafe
für nicht abgelieferten Hafer ließ ſich nicht vermeiden.

Auf za der Rechten wird die Beſprechung der
Jnteangn eſchloſſen.

bg. Käppler (Soz.): Das Eingreifen der Regierung
war dringend notwendig. Hätte die Regierun- den Land

wirten nicht ſo viel Vertrauen geſchenkt, ſo hätte ſie nicht
nachträglich zum Umlegeverfahren greifen brauchen. Jetzt
wird allerdings der Wirtſchaftsplan der Landwerte empfind-
lich geſtört. Die der Verordnung iſt nicht mög-
lich, weil ſonſt die Haferverſorgung ſchwer gefährdet würde.

Abg. Baumann (Ztr.): Mit der Zwanpsvwirtſchaft
nehme man den Landwirten den Hafer, den ſie dringend
für ihr Vieh benötigen. Die Regierung ſollte den Land-
wirten den Mais nicht nur verſpréchen, ſondern
auch liefern. Die kleinen Landwirte müſſen beſonders
geſchont werden.

Abg. Harte (D. Vpt.): Die Regierung hat ihre Zuſage,
Mais in genügender Menge einzuführen, nicht gelten.
Sie hat durch ihre Maßnahmen dem Schleichhandel
und Wucher Vorſchub geleiſtet. Der Satz von
67 Mark iſt unerhört niedrig für den Hafer, da die Regie-
rung ſelbſt nachher 180 Mark für den Doppelzentner fordert.
Die Empörung der Landwirte iſt alſo berechtigt.

Abg. Lieſe (Dem.): Von den kleinen Beſitzern, die ihren
Haſer bereits rerfüttert haben, wird nicht mehr viel zu er-
halten ſein. Die Verordnung iſt eben reichlich verſpätet er-
folgt. Wenn die kleinen Beſitzer nicht ganz befreit werden,
beſteht die Gefahr, daß der Haferanbauzurückgeht.

Abg. Bruckardt (U. S.): Die Maßnahmen des Ernäh-
rungsminiſters haben dazu geführt, daßz infolge des Umlege-verfahrens der Hafer verſüttert wurde. Jetzt will die Land-

wirtſchaft das gleiche für das Brotgetreide herbeiführen.
Abg. Reich (Kom.) gibt den Großagrariern die Schuld,

daß Tauſende von Kindern Not und Hunger leiden. Die
großen Landwirte wollen ſich nur bereichern, ganz gleich,
was aus dem Volke wird.

Abg. Herbert (Bayr. Vpt.) hält die Beſtrafung kleinerer
Landwirte mit dem dreifachen Haferpreis für zu hart und
ver den Miniſter, geringfügige Verſtöße nicht zu hart zu

eſtrafen.
Abg. Bachmeyer (Bayr. Bauernbd.) betont, die Land-

wirtſchaft verdiene Vertrauen, auch dem Landwirt ſolle man
ine beſcheidenen Verdienſt gönnen, dann würde er auch
eine Pflicht tun.

Abg. Fiſcher e Wir müſſen aus der Haferkalamität
herauskommen, eventuell z Aufhebu n der Ver-
fügun g. Als Landrat eines Bezirks hahe er kein Körnchen
S erfaſſen können, gewiß ein Beweis für den ſchlechten

illen der Landwirtſ aft.
Nach einem Schlußwort des Abg. Malke (Dn.) ſchließt

die Beſprechung.
Nächſte Sitzung morgen vormittag 11 Uhr. Anfragen,

Interpellationen und kleine Vorlagen.
(Schluß 7,45 Uhr.)

Der Ausſchuß für Auswärtige Angelegenheiten trat
vormittag zu einer längeren ſtreng vertraulichen

ung zuſammen, an der der Außenminiſter Dr. Simons
teilnahm.
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dem Gedüchtris Paul einger.
Am 31. Januar waren 10 Jahre vergangen, ſeitdem einer der

bekannteſten der Sozialdemokratie, Paul Singer, die Augen
füe immer ſchloß. Was Paul Singer für die Partei bedeutete
und welche Arbeit er für ſie leiſtete, das kann nur derjenige rich-
tig ermeſſen, der zu ſeiner Zeit mit der Partei lebte und ſtritt.
Jn einem kurzen Nachruf dem Werte und der Bedeutung ſelner
Parteitätigkeit und dem Menſchen Singer gerecht werden, iſt nur
ſchwer möglich. Der Oeffentlichkeit am meiſten eingeprägt hat ſich
ſeine Perſönlichteit als Vorſitzender aller Parteitage der Sozial-
demokratie, die nach dem Fall des Sozialiſtengeſetzes tagten. Mit
ſicherer Hand und unermüdlich Ienkte er die Geſchäfte, immer be-
ſtrebt in allen Stürmen und bei allen Differenzen nicht allein die
Einheit der Partei, ſondern auch ihre Grundſätze zu wahren.

Singer wurde am 16. Januar 1844 als Sohn eines Kauf-
manns geboren. Jm Kaufmannsveruf fand er auch zunächſt ſein
Tätigkeitsfeld und errang ſich ziemlichen Wohlſtand. Seine polt-
tiſchen Anſchauungen bewegten ſich auch zunächſt in den Bahnen,
die in ſolchen Kreiſen üblich ſind. Jm Jahre 1869 ſchloß er ſich
dann der eben von Bebel und Liebknecht gegründeten Eiſenacher
Richtung an, die in ſo grimmer Fehde mit den Laſſalleanern lag.
Er wirkte aber nicht in breitem Rahmen ſondern in ſtiller Klein
arbeit als Vertrauensmann.

Das Saozialißengeſetz gab dem Leben Paul Singers die neue
Richtung. Schon als es heranzog, ſehen wir ihn an den intimen
Beſprechungen in Berlin teilnehmen, wo man beratſchlagt, was
zu tun, wenn es Wirklichkeit werden ſollte. Und als es da war
und die Schläge viel, viel ſchärfer auf die Partei herniederſauſten
als man vorausgeſehent, als gar manche ſchwach wurden, die man
für ſtark gehalten, da erwies er ſich, den verſchiedene nur als einen
Halben angeſehen, als ein Ganzer, feſt und ſtark. Er wird zum
geiſtigen Mittelpunkt der Bewegung in Berlin, er iſt Teilnehmer
an den Beſprechungen in Leipzig und Zürich, auf denen die Grün-
dung des „Sozialdemokrat“ beſchloſſen wird, ex wird Beſuchex der
„Caporg“ genannten geheimen Verſammlungen der ſozialiſtiſchen
Vertrauensmänner Berlins, jener Zuſammenkünfte, die für jeden
Teilnehmer, den die Polizei dort überraſchte, die Ausweiſung de
deutete, und erwirbt ſich ſo großes Pertrauen, daß Berlins Arbeiter-
ſchaft ihn 1884 in den Reichstag und das Berliner Rathaus ent-
ſendet und bis zu ſeinem Ende die beiden Mandate bei jeder ſpä
teren Wahl mit erhöhter Stimmenzahl erneuert.

Er war einer von den erſten Sozialdemokraten, die in das Ber
liner Stadtparlament einrückten, und gab der Politik der ſozia-
liſtiſchen Fraktion dort die Richtung. Eine Reihe der ſoziaken
Einrichtungen Berkins, auf welche die bürgerliche Mehrheit der
Stadtverordneten ſpäter ſelbſt ſtolz war, ſind erſt unter dem Drucke
der von Singer geleiteten ſozialiſtiſchen Kritik zu dem geworden,
was ihnen die große Anerkennung eintrug. Hier, in der Verwal,
tung, kam neben ſeinem ausgeprägten ſozialiſtiſchen Radikalismus
ſein hervorragend praktiſcher Sinn des erfahrenen Geſchäfts-
mannes zu vorteilhafteſter Geltung.

Jm Reichstag lag das Schwergewicht der ſozialdemokratiſchen
Politi k unter dem Katſerxeich auf der Seite der Kritik. Auch hier
leiſtete Singer Tüchtiges, mit der Zeit ſogar Bedeutendes, ſo daß
er ſchließlich dem ihm zunächſt überlegenen Bebel ebenbürtig zur
Seite ſtand. Er hat ſich zu einem partamentariſchen Taktiker erſten
Ranges entwickelt, der die Geſchäftewrdnung des Reichstags be-
herrſchte wie kein zweiter und als ihr Meiſter auch allſeitige An
erkennung genoß. Weniger als Bebel nahm Singer an den Dis
tuſſionen über die ſozialiſtiſche Doktrin Anteil, im Streit um die
Politik der Sozialdemokratie aber ſtand er mit ihm auf der Lin-
ken der Partei, manchmal ſogar noch weiter links als jener. Er
war als Politiker radikal, aber war zugleäch Gegner aller Phan
taſterei in der Aktion der Partei. Sein geſchärfter Blick für das
wraktiſch Mögliche Ließ ihn nie den Boden unter den Füßen ver-
lieren und den Wert poſitiy bauender Arheit unterſchätzen.

Auf dem ſtädtiſchen Begröbhnisplatz in Friedrichsfelde ruhen
ſeine Reſte neben denen Wilhelm Liebknechts und andrer Streiter,
und die Partei hat ihm dort einen Gedenlſtein errichtet, der von
der großen Dankbarkeit zeugt, in der ſie ſein Andenken hält.

Peter Krapotk n.
Am Montag kam aus Baſel die Kunde, daß dort der „Theore

tiker des Anarchismus“ Fürſt Peter Krapotkin geſtorben ſei.
Fürſt Karpotkin wurde am 9. Dezember 1842 in Moskau ge-

boren. Er war eine der intereſſanteſten Perſönlechkeiten der ruſſi-
ſchen, vielleicht auch der internationalen revolutionären Bewe
gung. Er entſtammte einem der älteſten ruſſiſchen Adelsgeſchlech-
ter und hat mal im Scherz behauptet, daß er mehr Rechte auf den
ruſſiſchen Thron hätte, als die Romanows. Er war 18631867
Adjutant des Generalgouverneurs von Transbaikalien und be-
gann ſchon früh, ſich für dieſe ſoziale Bewegung zu intereſſieren.
Jm Jahre 1874 verhaftet, gelang es ihm, 1876 nach England zu
entfliehen, und ſeitdem lebte er in Weſteuropa. Er wurde einer
der Apoſtel des Anarchismus, wobei er aber Gegner der terroriſti-
ſchen und gewalttätigen Formen des ganarchiſtiſchen Kampfes war
Die Löſung der ſozialen Frage ſieht er in einer ethiſchen und in
tellektuellen Höherentwicklung des Jndividuums, welche die hiſto-
riſche Form, die der Staat erhalten hat, überflüſſig machen und
ein harmoniſches Nebeneinander der Menſchen ermöglichen würde.

Wegen ſeiner Beteiligung an der revolutionären Bewegung n
Frankreich wurde er auch in Frankreich 1883 zu fünf Jahren Ge
fängnis verurteilt, aber 1886 begnadigt. Seither lebte er in Lon
don. Als die ruſſiſche Revolution 1917 ausbrach, kehrte er nach
Rußland zurück und verbrachte die letzte Zeit in einer kleinen
Stadt im Gouvernement Moskau, wo er, wie es letzthin hieß, ſehr
unter materieller Not gelitten hat. Er war als Gegner jeder
Staatsgewalt auch ein Gegner der Sowjetregierung, gleichzeitig
aber auch ein Gegner der antibolſchewiſtiſchen Jntervention der
Alliierten in Rußland.

Gewerlſchafthches.

An die Gewerkſchaftsmitglieder!
Der am 1. und 2. Februar 1921 in Berlin verſammelte Bei-

rat der gewerkſchaftlichen Betriebsrätezen-
trale des Allgemeinen Deutſchen Gewerkſchaftsbundes (A. D. G. B.)
und des Allgemeinen freien Angeſtellten-Bundes (Afa-Bund) for-
dert die örtlichen Körperſchaften der Betriebsräte und der Ge-
werkſchaften Deutſchlands auf, die bevorſtehenden Wahlen zu den
Betriebsvertretungen auf einheitlicher Grundlage durchzu-
führen. Sämtliche Betriebsvertretungen, welche zur Neuwahl
ſtehen, ſollen nach Möglichkeit an einem örtlich zu vereinbarenden
Tage im Monat März neu gewählt werden. Die Agitation iſt
auf Grund der Forderungen der freien Gewerkſchaf-
ten allenthalben aufzunehmen. Einheitliche Liſten der
freien Gewerkſchaften der Arbeiter und Angeſtellten ſind in
jedem Betriebe von den Gewerkſchaftskollegen aufzuſtellen. Jeder
Verſuch, in den Reihen freiorganiſierter Gewerkſchafter nach engen

arteigruppierungen mit getrennten Liſten vorzugehen,
uß zurückgewieſen werden. Jedes Kompromiß mitGe werkſchaften, die nicht dem A D. G. B. und dem

Afa-Bund angehören, iſt im Jntereſſe der Ein-
heit der Bewegung und unſerer Kampfkraft
gegenüber den Unternehmern unter allen Um-
ſtänden auszuſchließen.

Die Betriebsräte der freien Gewerkſchaften der Arbeiter und
Angeſtellten Deutſchlands treten ein:

für die Durchführung der Sozialiſierung des Kohlenberg-
baues gemäß den Forderungen der Spitzenorganiſationen und des
erſten Reichskongreſſes der Betriebsräte Deutſchlands,

We die Kontrolle der Produrmieon und die refloſe

h e e mDeutſchlands,
für die Durchführung des vollen Mitbeſtimmungsrechts in

allen Fragen der Wirtſchaftsführung, wie ſie durch Artikel 16z
der Reichsverfaſſung gewährleiſtet, aber durch das Betriebsräte,
geſetz in ſeiner jetzigen Faſſung nicht zugebill gt worden iſt, undfür die Ueberführung der kapitaliſtiſchen Profitwirtſchaft z

die ſozialiſt ſche Gemein wirtſchaft.
Freigewertſchaftliche Arbeiter und Angeſtellte, Arbeiterräte

Angeſtelltenräte, Betriebsräte und Gewerkſchaftskollegen! Be
nutzt die nächſten Wochen dazu, die Kollegen in den Betrieben
aufzuklären, ſorgt dafür, daß alle Arbeiter und Angeſtellten
welche ihren Klaſſenſtandpunkt noch nicht erkannt haben, reſtlos

für die freien Gewerkſchaften gewonnen werden
erklärt durch Wahl von freigewerkſchaftlichen Betriebz,
räten Euren Willen, die Forderungen der freien Arbeiter und
Angeſtelltengewerkſchäften zur Durchführung zu bringen, gegen

die kapitaliſtſche Proſitwirtſchaft,für di eſozial ſtiſche Gemeinwirtſchaft:

Berlin, den 2 Februar 1921.
Der geſchäftsführende Ausſchuß der gewerkſchaftlichen Betriebs

zentrale des A. D. G. B. und des Afa-Bundes.
Der So des geſchäftsführendn Ausſchuſſes.

Vereins Anzeiger.
Jede unter dieſer Rubrik erſcheinende Bekanntmachung koſtet pro Zelle
20 vig d m Vereinsanzeiger ſollen alle Veranſtaltungen der geſelligen,ewerkſchaftlichen u. von ſchen Organiſationen aus dem Verbreitungs-

zirk werden.

in an der ende eſcheinen an Mitglieder Pflicht.

Der Vorſtand
Naundorf bei Lauchhammer.

r 3 Uhr, Mitglie n m n Weſeni ſern wichtigen Tages
ordnung halber iſt t ämtlicher d.Genoſſen notwendig.9 z. Sonnabend, den 5. Februar, C

ue öffentliche Wählerverſammiung.ſpricht über „Die Landarbeiter und al
Wahlkampf S. P. O. Ortsverein Zörbig. Der wut

Zörbig. 10 Uhr, Gafſthef
er Vorſtand.

Sonnt den S. Februas, abends 8 findetDelitzſch. Partei „Deutſ Haus eine h
ſammlung ſtatt. Da die ſo wichtige Wahlarbeit zu befſprechen iſt
wird zahlreiches Erſcheinen der Mitglieder erwartet.

Der Vorſtand.

VWittenberg, Pr. Ha. n e h
Genoſſen, welche ſich freiwillig zur Wahlagitation zur Verſü
ſtellen wollen, werden dringend gebeten zu einertag, den 8. Februar, 8 Uhr abends, in 31 n zu

Lebensmittel-Kalender.
Städtiſcher Verkauf in der Talamtſchule am Sonnabend, d

Februar, gegen Vorlage der Lebensmittelſcheine an dieJabe der Nummern 48 001--57 000 vorm. von 8--1 Uhr.

jede Perſon aller Haushalte werden abgegeben: r Viktoria
Erbſen 8 Pfund 1 Mk., 1 Doſe Malzextrakt 3.50 Mk., Rinder-talg Pfd. 6 Mk. Markenfrei werden außerdem noch die be
reits bekanntgegebenen Artikel verkauft.

Freibhankverkauf. Zum Freibankverkauf am 5. Februar 1921
werden die Jnhaber folgender Nummern zugelaſfen: Um 8 Uhr
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Zu zahireive Beteiligung ladet ein

Freier äüngerchor hule

Sonnabend, den 5. Februar 1921, im Etabliſſement „Hoſſäger“,

I. Stiftungsfeſt,
Vorſtandsmitgliedern P. Johne, Zwingerſtr. 22, O. Rlebe, VPfännerhöhe 30 und Fr.

21 ſowie bei ſämtlichen Sangesbrüdern und an den durch

Beginn 6 Uhr abends Einlaßkarten an der Abendkaſſe 4. Mk.

o 106 um 9 Uhr 1101--1200.
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Partel- Angelegenheiten
aliſten. Montag, den 7. Februar, pünktlich abends

s Uhr, Zuſammenkunft in Wilsdorfs „Geſellſchaftshaus“. Gen,
Tſchenkeli, ein Georgier, wird über den ſozialiſtiſchen Staat
Georgien ſprechen. Alle Jungſozialiſten werden auf dieſen
Vortrag, der uns Kunde geben ſoll von den Erfolgen des Soziaxrs-
mus in Georgien, ganz beſonders aufmerkſam gemacht. Es ſollen
ferner an dieſem Abend Beſchlüſſe über eine Propagandaveran
ſtaltung gefaßt werden, weshalb auf vollzähliges Erſcheinen aller
Jungſozialiſten Wert gelegt wird.

Verein Arbeiterjugend. Heute, Freitag, abends 7 Uhr, hält
der Gen. Leich einen Vortrag über „Expreſſion ksmus
und Futurismus“ im Mozartheim (Guttemplerheim). Um
zahlreiches Erſcheinen bittet Der Vorſtand.

m
Aus dem 6tudtlrels.

Halte 4. Februer 1921.
sitzung des Haushaltsansſchuſſes.

Kachbewilligung für das Elektrizitätswerk. Nachtrag zur
Grundſtenerordnung.

Die beim Etat des Elektrizitätswerkes aus den üblichen
Gründen (Lohnerhöhungen, Steigerung der Materialpreiſe uſw.
eingetretencn Ueberſchreitungen von 3268 000 Mark
wurden nachbewilligt. Grund zur Beunruhigung liegt nicht vor,
weil durch Mehreinnahmen die Ueberſchreitungen voll gedeckt
werden.

Für die im Lyzeum II Oſtern neu einzurichtende zweite Klaſſe
wurde die Anſtellung eines Hilfslehrers beſchloſſen. Die Koſten
in Höhe von 14 000 Mark wurden bewilligt. Weiter wurden be
willigt 3000 Mark für beſonders zu erteilende und Ueberſtunden.

Der Magiſtrat legt einen Nachtrag zur Grundwert-
ſteuer vor, da in der beſchloſſenen Steuerordnung die Härte ent
halten war, daß die Schrebergärten uſw. doppelt beſteuert wurden.
Rach dem Nachtrag ſollen die im eigenen Beſitz befindlichen
Schrebergärten, ſowie die außerhalb einer beſtimmten Zone liegen-
den, rein landwirtſchaftlich oder gärtneriſch genutzten Flächen nur
der einfachen Steuer unterliegen. Der Ausſchuß ſtimmt dem zu.

Jn der Oberrealſchule müſſen die Heizkeſſel erneuert werden,
was 145 000 Mark koſten ſoll. Es wurde weiter beſchloſſen, im
ganzen 300 000 Mark bei der Kämmereikaſſe vorſchußweiſe auf
zunehmen, um noch weitere derartige Erneuerungen machen zu
können. Die Rückzahlung ſoll im Laufe der nächſten drei Jahre
erfolgen. Die Vereinigung ehemaliger Kriegsgefangener erſucht
um Erlaß der Gemeindeſteuer während der erſten drei bis ſechs
Monate Der Magiſtrat hatte die Eingabe ablehnend beſchieden,
weil bei der Veranlagung auf die beſondere Lage der Heim
gekehrten ſchon gebührend Rückſicht genommen würde und weil
weitet das Geſetz dafür keine Handhabe biete. Der Ausſchuß ſchloß
ſich dem an. Abgelehnt wurde die Errichtung einer Hilfslehrer
ſtelle am Reformrealgymnaſium, weil man ſich von der Notwendig
keit zurzeit noch nicht überzeugen konnte. Jn dem ſtädtiſchen
Grundſtück Böllbergerweg 55 muß eine Abortanlage gebaut wer
den. Die erforderlichen Koſten von 11000 Mark wurden aus
Kap. XXIV, 14 bewilligt. Dem Magiſtrat zur Berückſichtigung
empfohlen wurde die Petition der ſtädtiſchen Hilfsboten um Auf-
beſſerung ihrer Bezüge.

Tagesordnung
für die Sitzung der Stadtverordneten am Montag, 7. Febr. 1921,

nachmittags 4 Uhr.
Oeffentliche Sitzung: 1. Wahl eines Stadtſchulrats.2. Wahl von Mitgliedern der e 3. Aenderung

zur Grundſteuerordnung. 4. Feſtſetzung eines auun r5. Errichtung einer Abortanlage. 6. ndſchang von 2 zungs

anlagen. 7. Errichtung einer 2. Klaſſe des Lyzeums I Er
richtung einer e am Re 9. Beſchaffung von Ausſtattungsſtücken für das Stadtgeſundheitsamt.

10. e r für das 1. Aufſtellungvon Trinkhallen. 12. Geſuch der Hilfsboten um Lohnerhöhung.
13. Entlaſtung der der Brumhard-Stiftung. 14. Des-
gleichen über den Kanal in der Rauchfußſtr. 15. Desgleichen der
Sparkaſſe Pr 1917. 16. Desgleichen der Theodor Schmidt-Stif-tung. 17. Desgleichen der le Adelheidsruh uſw. 18. Ein
ſpruch gegen Schließung des Südeingangs zum Nordfriedhof. 19.
Geſuch um Wiedereinſtellung. 20. r 21. Ge-
ſuch um verbilligtes Schuhwerk. 22. Geſuch um Steuererlaß. 23.
Forderungen des Erwerbsloſenrats. Hierauf nichtöffent-
iche Sitzung.

Der Stadtverordneten-Vorſteher. Keil.

Furchtkares iſt geſchehen!

Die „Halliſche Zeitung klagt an.
„Sozialiſtiſcher Terror in der halliſchen Polizei“ tönts aus

der „H. Z.“. Wem ſtehen nicht die Haare zu Berge, wenn ex das
vernimmt? Die ofſenſichtlichen Mißerfolge des deutſchnationalen
Hetzorgans in der Verleumdung führender ſozialdemokratiſcher Be
amten laſſen die berufsmäßigen Vergifter der politiſchen Atmo-
ſpäre in jenen Kreiſen nicht ſchlafen. „Einmal muß es doch
klappen“ ſagt man ſich und kommt mit neuen „furchtbaren“ An
flagen aufs Tapet. Die friſch-fröhliche Hetzjagd gilt abermals
unſerem Genoſſen Döltz. Mit den ſchwerſten Geſchützen rückt die
„H. 3.“ diesmal an und ſchießt Schneebälle. Eingangs des
Artitels heißt: es: „Sozialiſtiſcher Terror“, „Parteiwirtſchaft“,
„Mißbrauch der dienſtlichen Stellung“ ſeitens unſeres Genoſſen
Döltz uſw. und am Ende wird erklärt, daß die Polizeibeamten
durch eine Vereinbarung des ſozialiſtiſchen Polizeidirektors mit
dem Polizeibeamtenausſchuß zu viel Rechte erhalten haben.
Wem dämmert es nicht, zu welchem Zwecke auch diesmal wieder
der Hetzartikel geſchrieben wurde?

Weil in der Polizeiverwaltung am Mittwoch von unſerer Seite
aus erklärt wurde, daß die Polizeibeamten der politiſchen Auf
klärung bedürfen, frägt die „H. Z.“ in kindlicher Naivität an:
„Worüber ſollen die Polizeibeamten aufgeklärt werden?“ Dar-
über, verehrte „H. Z., daß die Polizei unter der Regierung ver
ehemaligen Potentaten nichts weiter war als ein Jnſtrument
zur Niederhaltung der Arbeiterklaſſe; ein will
fähriges Werkzeug in den Händen der herrſchenden
Klaſſe; ein Macht mittel für vie Volksfeinde.
Die Poligeibeamten ſollen darüber aufgeklärt werden, daß ſie ſich
nicht für regktionäre Zwecke gebrauchen laſſen und daß ſie ſich als
wirkliche Glieder des Volkes fühlen ſollen. Eön demo-
kratiſcher Staat braucht keine Polizei zur Ausnützung parteipoli
tiſcher Hetzen, wofür ſie von den Deutſchnationalen gern wieder

ngeſtellt werden möchte. Die Ausbreitung unſerer Jdeen werden
h die Polizeibeamten auch nicht von der „S. Z.“ verbieten laſſen.

Was der Artikelſchreiber in jenem Blatte ſonſt noch über die Be
günſtigung unſerer Partei durch unſeren Genoſſen Döltz faſelt,
wird demjenigen, der nicht deutſchnational verrannt iſt, nur ein
Lächeln ablocken. Mit Worten wie „Mißſtände in der Pollzet“
und Mißvwirtſchaft ſchlimmſter Art“ ſollen lediglich denkunfähige

chen eingefangen werden. Wahlreklame“ iſt die einzeg
würdige Bezeichnung für das Gewäſch der mit ihren „Anklagen“
immer wieder abfallenden „Halliſchen Zeitung“.

Zur Information unſerer Leſer wollen wir noch mitteilen,
daß vom deutſchnationalen Reichstagsabgeordneten folgende An
frage an die Reichsregierung gerichtet wurde: „Was gedenkt die
Reichsregierung zu tun, um diefes der Reichsverfaſſung wider
ſprechende Verhalten des Polizeidezernenten in Halle in Zukunft
unmöglich zu machen.“ Die Deutſchnationalen als Verfaſſungs-
ſchützer ein guter Karnepalsſcherz. Was zu dieſem „Fall“ von
unſerer Seite noch zu ſagen war, haben wir bereits anläßlich
des deutſchvölliſchen Rummels niedergelegt.

Verhaftung einer 15 köpfigen Waffenſchieberbande.
Spitzelaffären und kein Ende. Kein Tag vergeht faſt, wo nicht

in irgend einem Winkel unſeres zermürbten Deutſchlands eine
ſenſationelle Entdeckung gemacht wird, die grell den Sumpf ve
leuchtet, in den wir durch den politiſchen Kampf der Extreme
hineingeraten ſind. Eine Meldung über reaktionäre Putſchpläne
jagt die andere über kommunſtiſche Verſchwörungen. So gehts
weiter, weil Rechts und Linksputſcher noch immer Zulauf haben
und das deutſche Volk noch nicht in allen Teilen demokratiſch
empfinden gelernt hat.

Der „Klaſſenkampf“ berichtet über die Verhaftung von fünf
zehn Perſonen, die ſich hier in Halle und Umgebung mit Wa ffen-
aufkäufen „beſchäftigten“? Wie das Blatt ſchreibt, hat der
Handelsmann Willy Horn Magdeburger Straße 5, wohnend,
verſucht mit Arbeitern in Halle und im Leunawerke anzubändeln,
um ſie zur Herausgabe von Waffen gegen hohe Bezahlung zu ver
anlaſſen. Er erzählte ihmwen, daß die Waffen durch eine Entente
kommiſſion nach der Schweiz abgeſchoben werden ſollen. Ein ge-
wiſſer Weidlich, der mit Horn im gleichen Hauſe wohnt,
forderte vor einigen Tagen einen halliſchen Kommuniſten auf, ihm
mitzuteilen, wo die Arbeiter Maſchinengewehre und Munition
verſteckt hätten und bot dafür jede Geldſumme. Der Be-
fragte ging ſcheinbar darauf ein, um der Sache auf die Spur zu
kommen. Er, Weidlich und Horn beſprachen ſich am Montag
abend, wobei ſich Horn verpflichtete, für jedes abgelieferte ſchwere
Maſchinengewehr 4000 Mark, für leichtere 3000, für Minenwerfer
4000, für Karabiner oder Gewehre 250 Mark zu zahlen uſw. Der
betreffende Kommuniſt, der ſich den Spitzeln als „Schmidt“ vor
ſtellte, erhielt von Horn folgende Beſcheinigung als Sicherheit aus,
gehändigt: Hermann Schmidterhältfür jede land-
wirtſchaftliche Maſchine 3000 Mark. Willi Horn.“
Später wurde „Schmidt“ einem Offizier vorgeſtellt, der mit noch
einem anderen Auto nach der „Goldenen Kugel kam. Von
dieſem Offizier wurde dem Spitzel Horn ein Scheck auf die Mittel
deutſche Privatbank, Eisleben, über 5000 Mark ausgeſtellt, ver
mit Paul Brüning unterzeichnet war. Horn hat dann noch ge
äußert, er habe in Königsberg bereits für acht Millionen
Mark Waffen gekauft. Am Dienstag abend ſollten nun
die Waffen von „Schmidt“ abgeliefert werden. Man hatte ſich
für abends 8 Uhr im Reſtaurant „Stadt Nordhauſen“ verabredet.
„Schmidt“ erſchien jedoch nicht. Statt deſſen wurde er am nächſten
Morgen aus ſeiner Arbeitsſtätte zur Vernehmung auf die Polizei
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geholt, wo er die Spitzel Horn, Weidlich und Brüning, ſowie zwölf
andere Perſonen, darunter Fauen, bereits im ſicheren Ge-
wahrſam ſah. Schmidt wurde nach der Vernehmung wieder
entlaſſen. Polizeiwachtmeiſter Dubiel gab an, daß bei den
Verhafteten ſchwere und leichte Maſchinengewehre gefunden wur-
den. Eine genaue Unterſuchung wird hoffentlich bald Licht in
dieſe dunkle Geſchichte bringen.

Jm Anto auf der Waffenſuche.
Die Geſchichte mit dem ſtädtiſchen Kohlenauto, das bekannt

lich im Auguſt v. J. auf eine eigenartige Weiſe verſchleppt wurde,
iſt jetzt vor der Strafkammer aufgeklärt worden. Jn der Nacht
zum 7. Auguſt wurde das Auto aus der Unterkunftsſtelle der ſtädt.
Gasanſtalt geholt Die Tat, die bald entdeckt wurde, erregte das
größte Aufſehen und rechtsſtehende bürgerliche Zeitungen knüpf
ten die abenteuerlichſten Vermutungen daran. Einer der Haupt
beteiligten an der Affäre, der Angeklagte Schmidt, ſagte aus,
daß man damals in den Kreiſen der U. S. P. mit einem neuen
Rechtsputſch rechnete. Eines Tages ſei ihm nun ein Rund-
ſchreiben des Landrates Kaſparek zu Geſicht gekommen, daß die
Aufforderung an die Gemeindevorſteher enthielt, den Sipo- Mann
ſchaften bei der Abholung von Waffen keinerlei Schwierigkeiten
zu bereiten. Darauf baute ſich nun der Plan der Angeklagten
Schmidt und Grimm auf, ſelbſt dieſe Waffen von den Ge
meindevorſtehern zu holen, da dieſe ihrer Anſicht nach, beſſer in
ihren Händen aufgehoben ſein würden, als bei der Sipo. Mit
einem Kraftwagenführer beſprach man den Plan und Grimm be
ſorgte dann die nötige Vollmacht. Mit Gewehrt und Weiß
wurde am nächſten Abend noch einmal der ganze Feldzug be
ſprochen und verabredungsgemäß traf man ſich in derſelben Nacht
um '212 Uhr auf dem Hallmarkt. Mit dem Wächter in der Gas-
anſtalt hatte man nicht viel Schwierigkeiten. Die Fahrt ging
dann über Sangerhauſen nach Straßberg. Schmidt beſaß,
wie er erklärte, eine Aufſtellung über die Verteilung aller Waffen
in der Provinz Sachſen, die von der bekannten übelberüchtig-
ten Schröder- Mahnkeſtammte. Jn Straßberg präſentierte
man dem Ortsvorſteher folgende Vollmacht: „Vorzeiger dieſes iſt
beauftragt, die in der Gemeinde lagernden Waffen abzuhoken.
Sangerhaufen, den 6. Auguſt 1920. Der Kommiſſariſche Landrat
Kaſparek.“ Da der Ortsvorſteher mißtrauiſch war, mußte man
unverrichteter Dinge wieder abziehen. Sonſt aber hatte die Ur-
lunde ſtels den gewünſchten Erfol. Auf der Rückfahrt erlitt das

Grimm hatte die Aufgabe, für das Ver-
ſchwinden der Waffen zu ſorgen. Sie ſollen bisher nicht wieder
aufgefunden worden ſein. Die „Vollmacht“ iſt ebenfalls ſpurlos
verſchwunden. Schmidt geſtand die Tat ein, während Gewehrt von
der ganzen Angelegenheit nichts Beſtimmtes wiſfen will. Die
beiden ebenfalls angeklagten Zſchauer und Schneidewind
gaben die Erklärung ab, daß ſie weder von ver Sache etwas wiſſen
noch etwa daran teilgenommen hätten. Stadtrat Oſterburg
der ebenfalls vernommen wurde, will ſich nicht mehr daran er
innern können, daß er zur Zeit der Entdeckung der Tat mancherkei
Ausſprüche tat, die ihn nach Zeugenausfagen in ein etwas ſchiefes
Licht ſtellten. Der Führer des geſtohlenen Autos, der dem Stadt
rat Oſter burg vorſchlug, er wolle ſelbſt nach dem Auto Nach
forſchungen anſtellen, hat von dieſem die Antwort erhalten: „Rein,
das laſſen Sie nur, das werde ich ſchon machen.“

Stadtrat Oſterburg wurde auf Gerichtsbeſchluß wegen

Auto eine Panne.

Beilage zur Volksſtimme. 5. Jahrgang 4 Nummer 29

Verdachtes der Teilnahme bezw. Begünſtigung des Autoausfluge
nicht vereidigt, Ueber Grimm kam das Gericht zu keiner
tlaren Entſcheidung. Er und ein weiterer Angeklagter Weiß waren
zu der Gerichtsverhandlung nicht erſchienen, weshalb die Ver-
handlungen über Zſchauer und Schneidewind bis zur
Verhaftung der beiden Fehlenden vertagt wurden. Schmidt
wurde zu zwei Jahren Gefängnis, Gewehrt zu einem Jahr
drei Monaten Gefängnis verurteilt, beide unter Anrechnung von
je vier Monaten Unterſuchungshaft. Das Gericht nahm bei ihnen
Betrug und ſchwere Urkundenfälſchung als erwieſen an.

Schwurgericht.
Der Mörder des Gutsbeſitzers Walter in KleinKugel vor Gericht.

Die Verwirrung der Kapp-Putſchtage iſt auch dem Gutsbeſitzer
Walter zum Verhängnis geworden Er, der ſich mit Raſch,
einem „Führer“ der Linksradikalen, überworfen hatte, reiſte un-
vorſichigerweiſe in jenen Tagen der Anarchie nach Halle um unter-
wegs ausgerechnet ſeinem Totfeind Raſch in die Hände zu geraten.
Ein anderer radikaler Führer, Thielecke, hatte ſchon vorher in kluger
Vorausſicht dem Gutsbeſitzer Walter 2000 Mark, die er bei ſich
trug, abgenommen und ihm nur 60 Mark belaſſen. Von dem
Augenblicke des Zuſammentreffens Walters mit Raſch gehen die
Ausſagen der Zeugen auseinander. Raſch ſoll Walter mit der
Erſchießung bedroht haben. Er wollte den Gutsbeſitzer abführen
laſſen, aber Thielecke trat ihm entgegen und verlangte, daß Walter
vor den Aktionsausſchuß komme. Darauf rief Raſch: „Das Urteil
iſt bereits geſprochen. Was brauchen wir den Aktionsausſchuß!
Der Mann wird erſchoſſen!“ Darauf haben zwei Leute Walter
eskortiert und mit ihm das Haus verlaſſen.

Raſch leugnet dies alles. Er habe von der Ferne nach ven
eben beſchriebenen Vorgängen einen Schuß gehöt, ſei dem Schalle
nachgegangen und ſei hierbei auf die Leiche Walters geſtoßen.
Dieſen Behauptungen ſtehen die Ausſagen des damaligen Rot-
armiſten Vogt gegenüber, der geſehen hat, wie Raſch dem
Gutsbeſitzer den Revolver vor die Stirn ſetzere
und ihn erſchoß.

Dabei ſtieß Raſch, der den Vater Walters noch mehr haßt
als den verhafteten Sohn, die Worte aus: „Der Alte wäre mich
lieber geweſen als Du.“ Nach Redaktionsſchluß dauerten die Ver-
handlungen noch an. Wir werden über das Urteil und ſeine Be
gründung noch eingehend berichten. R

Achtung! Mitglieder des Verbandes der
Gemeinde und Staatsarbeiter.

Jn bisher gewohnter Weiſe verſuchen die Zerſtörer der Ge-
werkſchaften die Mitglieder derſelben weiter durch allerhand
Manöver irre zu führen. So hat man an der Tür des ſyndika-
liſtiſchen Verbandes der Hand und Kopfarbeiter in den letzten
Tagen auf dem faſt einen Quadratmeter großen Firmenſchild
dieſes Verbandes am unteren Rands ganz klein, ſo daß es beim
oberflächlichen Betrachten überſehen werden muß, das Wörtchen
„früher“ geſchrieben. Unter dieſes Schild iſt ein zweites, nicht
ganz ſo großes Schild wie das obige angebracht, mit der Auf-
ſchrift „Verband der Gemeinde und Staatsarbeiter, Filiale Halle“.
Dies zweite Schild iſt erne Jrreführung der Mitglieder. Das
Büro des Verbandes der Gemeinde und Staatsarbeiter befindet
ſich nur Dryanderftraße 10, Zimmer 3, und iſt geöffnet von 12—1
und 4 Uhr. Die auf dem Boden der freien Gewerkſchaften ſtehen
den Mitglieder befreundeter Verbände werden gebeten, die Mit-
glieder unſeres Verbandes auf dieſe Veröffentlichung aufmerkſam
zu machen

Der Vorſtand der Filiale Halle des Verbandes
Gemeinde und Staatsarbeifer.

Sein erftes Steftungsfeſt
feiert am Son bend, den 5. Februar, im „Hofjäger“, Lindenſtr.,
der Freie Sängerchor Halle. Das Programm ſieht ein
gutes Konzert mit anſchließendem Ball vor. Beginn des Feſtes
6 Uhr abends. Alle Freunde und Gönner des „Freien Sänger-
chores“ der von ſeinem letzten Auftreten in der Oeffentlichkeit noch
in beſter Erinnerung ſteht, ſind zu dieſem Stiftungsfeſte eingeladen.
Karten ſind zu haben: Buchhandlung „Volksſtimme“, Gr. Ulrich-
ſtraße 27, bei den Sangesbrüdern und an den durch Plakate de
kannten Stellen. Unſere Genoſſinnen und Genoſſen ſowie alle
Leſer der „Volksſtimme“ ſeien hierdurch auf dieſe Veranſtaltung
noch beſonders aufmerkſam gemacht. e

Einberufung des Wahlausſchuſſes für die Provinziallandtag--
wahlen im Stadtkreiſe Halle. Der Wahlkommiſſar Oberbürger-
meiſter Rive beraumt laut Bekanntmachung eine öffentliche
Sitzung des Wahlausſchuſſes zur Prüfung der Wahlvorſchläge auf
Donnerstag, den 10. d. M., vorm. 10 Uhr, im Kommiſſions
zimmer II des Stadthauſes, Marktplatz 2, an.

Die Geburten in Halle zeigen nach dem neuſten Monats
bericht des Statiſtiſchen Amtes der Stadt Halle noch immer keine
fallende Tendenz, während die Sterbefällemerklich abnehmen, ſodaß der Monat September 1829einen abſoluten Geburtenüberſchuß von 133 Köpfen aufweiſt, wäh

rend die Vormonate jeweils 30—40 Köpfe Ueberſchuß weniger ge-
bracht hatten. Mit dem Weſen des Septembermonats als Auf-
takt zum bisher bedeutendſten Umzugstermin, dem 1. Oktober,
hängt es zuſammen, wenn der Zu zug von Familien in ihm
ſtärker in Erſcheinung tritt als in den übrigen Monaten. Doch
ſei feſtgeſtellt, daß die hohen Zuzugszahlen von 1919 in 1920 bei
weitem nicht mehr erreicht werden. Die ſtädtiſche Wohnungsnot
wirkt ofſenſichtlich hemmend auf alle Zuzugsbeſtrebungen ein.
Der Zugang an neuen Wohnungen hatte im
Auguſt 1820 119 betragen, im September ſind es
43, während vor dem Kriege im September gewöhnlich 750--850
Wohnungen neu beziehbar wurden. Dieſer ungeheureUnt t zeigt den tieſen Stand der Bautätigkeit; und die
Lage des Vaugewerbes war noch immer ein ſicheres Barometer
für die Lage der meiſten Gewerbezweige.

Tödlicher Unglücksfall. Geſtern vormittag kurz vor 12 Uhr
wurde dem im Lokomotivſchuppen 7 beſchäftigten Schloſſer
Störing, wohnhaft Poſadowskyſtr. 5, beim Ueberſchreiten der
Gleiſe auf dem Nachhauſewege von einer Lokomotive beide Beine
und ein Arm abgefahren. Der Bedoauernswerte, der ſofort der
Klinik zugeführt wurde, iſt bald darauf ſeinen Verletzungen er-
legen.

Einbruch. Jn der Nacht zum 2. d. Mts. wurde in
dem Zigarrengeſchäft von Pätz, Steinweg 46/47, durch Zerſchlagen
der Ladentürſcheibe eingebrochen und für 1000 Mark Tabakwaren
geſtohlen.

Raubüberfall. Am 2. Februor, vorm., verübte ein ſtellen
loſer Handlungsgehilfe in der Gr. Steinſtraße auf eine Konto-
riſtin, die einen größeren Geldbetrag zur Bank bringen wollte.
einen Raubüberſall. Henze, der der Kontoriſtin Pfeffer in die
Augen geworfen und bereits die Geldtaſche gewaltſam an ſich ge
bracht hatte, wurde auf der Flucht ergriffen und feſtgenommen.

Veſchlagnahmte r Jn der Zeit von 1. bis

der

31. Januar ſind durch die bei der Polizeiverwaltung eingerichtete



Wucherſtelle foigend m Schieichhandel angetroffene Gegenſtapoe
beſchlagnahmt worden: 20 Pfund Butter, 302 Pfund Gerſte, 700
Pfuno vaſer, 152 Pfund Roggen, 400 Pfund Weizen, 1860 PfundKehl. 78 Pfund Zucker, 65 Vogen und vier einzelne Reiſebrot-
narken, 19 Ampullen Morphium, 4 Kiſten unverſteuerte Jigarren,
2000 Stück unverſteuerte Zigaretten. Ferner wurden ſechs Per-
nen wegen Schleichhandelsverdachts feſtgenommen. Hiervon iſt
eine Perſon dem Amtsgericht zugeführt worden. Die beſchlag-
ijahmten Lebensmittel wurden, ſoweit von den zuſtändigen Be-

härden nicht anderweit über ſie verfügt war, dem Stadternäh-
rungsamt und dem Kriegsbrotausſchuß hier überwieſen. Ueber die
anderen Waren haben die Strafverfolgungsbehörden oder die zu
ſtändigen Reichsſtellen zu verfügen.

8 „Freie Volksbühne“.
„Die Lokalbähn“ und „Erſter Klaſſe von Ludwig Thoma.

Der Menſch muß auch einmal lachen können. Wer ein herz
jaftes, kräftiges Vachen verſchmäht oder gar verachtet, iſt ein ver-
»ächtiger Geſelle, ſelbſt wenn er zur Begründung ſeines Verhaltens
tuf die enden Zeiten hinweiſt. Denn eine Entſchuldigung, daß
udwig Thomas Humor nichts tauge, gibt es nicht. So wurde
denn auch bei der erſten Aufführung des dritten Werkes von den
vorausgeſehenen zehn der „Freien Volksbühne“ ausgiebig gelacht.
Thomas Humor iſt nicht von der grimmigen Art, die über den Zu-
örer wie ein Sturzbach ſich ergießt, er iſt keine beißende Satyre,
die zum jornigen Lachen reizt aber zugleich auch zu dem Vorſatz
das Kritiſierte zu ändern, es iſt vielmehr ein Humor, der ſich ſozu-
agen ſelbſt entſchuldigt. Jn beiden Werken, in der „Lokalbahn“

und in „Erſter Klaſſe ſchneidet Thoma das Verhältnis ſeiner
lieben Mitmenſchen zu ihrer gottgewollten Obrigkeit an die ihn
regiert, ſei es als Miniſter oder auch als Abgeordneter. Aber es
ritr nur ſo ganz nebenher in Erſcheinung, nur um zu zeigen, wie

die loyaien Bürger und Staatsbeamten trotz alles Murrens und
Geſchimpfes ſich lieber lächerlich machen, weil wenn ſie es eben
nicht tun würden es eben mit der Gemütlichkeit, mit ihrer
„Riihbe“ vorbei wäre.

Die Darſtellung war faſt durchweg eine ſehr gute. Eugen
Teuſcher als Bürgermeiſter war in Maske und Auftreten ohne
jede Kritik. Der Bruder des Bürgermeiſters, Major a. D., der
ine noch nicht ganz verbrauchte militäriſche Energie auch ſeinen
lieben Mitmenſchen eintrichtern möchte, wurde ebenſo glücklich
durch Hermann Wedding wiedergegeben. Den Amtsrichter und
Streber, zu gleicher Zeit Bräutigam des Bürgermeiſtertöchterleins
gab Adalbert Kriwat in wirkungsvoller Karrikatur. Das
richtige Leben in die Szene brachte die Deputation der loyalen
Bürger, unter denen Willy Schur als Brauereibeſitzer Schwei-
gel. natürlich den Vogel abſchoß. Die weiblichen Rollen waren
auch in guten Händen. Charl. v. Durand als Gattin des
heldenhaften Bürgermeiſters gab voller Natürlichkeit die klein
ſtädtiſche Geſellſchaftsdame, die vor allen Dingen Mutter iſt, wäh-
rend Dora Debike als Läſtermaul Frieda Pilger-
miaier unübertrefflich war. Jrma Grawi machte aus ihrer
tleinen Aufgabe was möglich war.

Einfach toll ging es im zweiten Stück des Abends „Erſter
Klaſſe zu. Wer hätte von Kriwat nach ſeinem ſteifen Amts-
richter in der Lokalbahn einen ſo lebhaften Handlungsreiſenden
erwartet. Die Hauptperſonen waren aber doch wieder Willy
Schur und Hans Schaefer als Urbayern. Sie hoben ſich
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reiſenden ab.
wohl dagegen proteſtieren, daß ſie in der Vorbeſprechung der bei-
den Stücke in Nr. 3 des Mitteilungsblattes der Fr. Volksbühne“
zur Gattin des ſprachgewandten Handlungsreiſenden degradiert

wurde. T P.Richard Dehmel-Abend der Freien Volksbühne. Die dritte
künſtleriſche Sonderveranſtalung am 9. Februar und in Wieder-
holung am 11. Februar iſt der ſtärkſten Perſönlichkeit der modernen
Lnrik und Zeitdichtung dem jüngſtverſtorbenen Richard De h ne
gewidmet. Das reiche Schaffen des Künſtlers wird durch mehrere
Mitwirkende verlebendigt werden. Nach kurzer Einführung, in der
Privatdozent Dr. Liepe den Dichter und ſein Wert charakteri-
ſieren wird, wird Univerſitätslektor Dr. Wittſack Dehnmelſche
Dichtungen in Lyrik und Proſa zum Vortrag bringen und Dr.
PViol Dehmel'ſche Lieder in Vertonungen von Strauß und Zilcher
zum Gehör bringen. Am Flügel am 9. Februar Kapellmeiſter

chänkach, am 11. Februar Kapellmeiſter Wolfes. Der
Kartenverkauf (1, Mk.) hat begonnen.

Stadttheater. Heute Freitag, abends 7 Uhr, wird das Luſt-
fiel „Comteſſe Guckerl“ von Schönthan und Koppel-Ellfeld ge-
geben. Sonnabend, abends 722 Uhr Sinfonie- Konzert unter Lei-
tung von Profeſſor Dr. Hans VPfitzner, Soliſt: Francis E. Aränyi
Violine), zum Vortrag gelangt: Ouvertüre zu „Genoveva“ und
Sinfonie Nr. 1 Bedur von Schumann, Konzert Dedur für Violine
mit Orcheſter von Beethoven. Am Sonntag nachmittag gelangt
s Fremdenvorſteklung bei ermäßigten Preiſen Hans Pfitzners

Spieloper „Das Chrifſtelflein“ zur Aufführung. Sonntag abend
„Tiefland“, Montag „Hoffmanns Erzählungen“.

Thalia- Theater. Jm Thalia-Theater gelangt am Sonntag,.
zbends 724 Uhr. die Komödie „Lyſiſtrata“ von Ariſtophanes in
er gleichen Beſetzung wie im Stadttheater zur Aufführung.

Freie Volksbühne, Halle. III. Werk (Lokalbahn, Erſter
Klaſſe). Anfang 72 Uhr abends. Spieltage B: Sonnabend,

Febr.. C: Montag, 7. Febr., D: Mittwoch, 9. Febr., E: Freitag.
11. Februar.

Npvollo-Theater. Einen wohl in Halle noch nie dageweſenen
Erfolg erzielte am Mittwoch vor gänzlich ausverkauftem Hauſe
vie neueſte Operette „Die Spitzenkönigin“ von Walter W. Götze,
em bekannten Komponiſten von „Hoheit die Tänzerin“. Wohl
über 3 Mal mußte an den Aktſchlüſſen der Vorhang hochgehen
und Komponiſt Götze, Textdichter Vars, Direktor Steinert, Kapell-
meiſter Nöhren und das treffliche Soliſtenenſemble ſich bei dem
ubelnden Publikum bedanken. Sicher dürfte das Apollo- Theater
ein Zugſtück für dieſe Spielzeit gefunden haben. „Die Spitzen-
önigin“ wird täglich wiederholt und empfehlen wir, ſich bereits
n Vorverkauf rechtzeitig mit Karten zu verſehen.

Provinz und Umgegend

Generalſtreik im Mansfelder Bergwerksbezirk.
Heute morgen iſt im ganzen Mansſelder Bergwer?sbezirk der

Heneralſtreik ausgebrochen. Der Grund liegt in der Forderung
er Bergarbe ter auf Beſeitigung des Sicherheits-
dienſte s auf den Gruben. Wie wir hören, ſind Verhandlungen
m Gange. Die Gewerkſchaft ſoll bereits Entgegenkommen geze'gt
jaben, ſo daß mit einer baldigen Beendigung des Streikes zu
rechnen iſt.

Meineweh. Wählerverſammlun g. Eine öffentliche Ver-
ſammlung fand auch in unſerem Orte ſtatt. Genoſſe Bauer aus
Merſeburg ſprach in intereſſanter Weiſe über den Großwahltag und
ſeine Bedeutung für die Ardeiterklaſſe. Da die demokratiſche Par-
tei kurz zuvor auch eine Verſammlung abgehalten hatte, ging ver
Referent auf die durchaus unzulängliche Stellungnahme bzw. der
ſozialen Frage ein. Ein deutſchdemokratiſcher Lehrer vermochte
die Wirkung der Ausführungen des Gen. Bauer nicht abzuſchwächen.
Am 20. Februar wiſſen wir, was unſere Pflicht und unſer eigenes
Intereſſe gebietet.

Papitz Mobelwitz Altſcherbig. Wählerliſten ein-
fehen! Rur noch einige Tage liegen die Wählerliſten aus.
Bei der Reichstagswahl im Juni v. J. haben eine ganze Anzahl
Wähler und Wählerinnen je Wohlrecht nicht ausüben können,
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weil ſte nicht in die Wählerliſten eingetragen waren. Bis feht
hat noch nicht 1 Proz. der Wahlberechtigten die Wählerliſten ge-
prüft. Verſäume darum niemand, von ſeinem Rechte Gebrauch
zu machen und ſeht die Wählerliſten ein!

Quetz. Oeffentliche Verſammlung. Der S. P. D.
Ortsverein Zörbig veranſtaltet am 5. Februar im Friedelſchen
Gaſthof zu Quetz eine öffentliche Wählerverſammlung, in der Gen.,
Redalteur Lanzke (Halle) über die Wichtigkeit der kommenden
Wahlen für die Landarbeiter und Kleinbauern ſpricht.

Laucha (Unſtrut). Wahlverſammlung. Die am31. Januar hier abgehaltene öffentliche Verſammlung (Referent:
Gen. Dreſcher) war ungefähr von 200 rſonen beſucht; an
der Diskuſſion beteiligten ſich einige Mitglieder der Kommuniſti-
ſchen Partei. Genoſſe Dreſcher verſtand es auf ſeine Art, auch
unſeren Gegnern die nötige Achtung und Sachlichkeit a ingen.Trotzdem wir allergrößte Redefreiheit gewährten, ließ See

ſcher keine Gegenrede und keinen Zwiſchenruf unwiderlegt. Aus
dem toſenden, langanhaltenden Beifall, der unſerem Genoſſen am
Schluß ſeiner Ausführungen geſpendet wurde, dürfen wir ſchließen,
daß ſeine Worte nicht in den Wind geſtreut ſind.

Eisleben. h v Am 29. d. Mts. fandeine Parteiverſammlung der S. P. D. in der Gambrinushalle
ſtatt. Gen. Strauß führte aus, daß die Rote Woche einen
Zuwachs der Partei und mehrere neue Volksſtimmenleſer gebracht
hätte. Es müſſe weiter geworben werden. Dann wurden die
Vorarbeiten zu dem Großwahltag beſprochen. Nach einigen ande-
ren Beſprechungen wurde die Vorſtandswahl vorgenommen. Gen.
Strauß, der zum Vorſitzenden des Unterbezirks Mansfeld-Sanger-
hauſen gewählt worden iſt, legte deshalb den Vorſitz nieder. An
ſeine Stelle wurde der bisherige ſtellvertr. Vorſitzende, Gen. Els-
ner, gewählt und ihm zur Seite Gen. Dörre. Zum 1. Schrift-
führer wurde Gen. Helbing, zum 2. Schriftführer Gen. Hiller
gewählt. Der bisherige Kaſſierer, Gen. Rinke, e die Wieder
wahl an und die Stelle des 2. Kaſſierers wird fortan von der
Genoſſin Werner verſehen werden. Die Wahl von zwei Revi-
joxen fiel auf die Gen. Schreiber und Jenſchmann. Viel Arbeit
bleibt noch zu leiſten und alle Parteigenoſſen werden ihr ganzes
Können in den Dienſt unſerer Sache ſtellen müſſen, damit es ge
lingt, in allen Orten Fuß zu faſſen und Ortsgruppen zu gründen.
Unſer wackerer Sekretär, Gen. Müller, wird es ſchon zwingen,
dank ſeiner Organiſationsfähigkeit, wenn er von allen Partei
genoſſen wahre und uneigennutzige Unterſtützung findet.

Eisleben. Einen gelungenen Auftakt zum Wahl
tampf bildete die am Dienstag abgehaltene öffentliche Ver
ſammlung im Volkshaus. Redner war Genoſſe von Holleufer-
Kypke. Jn über einſtündigen Ausführungen legte er die ver-
derbliche Politik der Hohenzollenun und Rechtsparteien klar, durch
draſtiſche und ſchlagende Beiſpiele unterſtreichend. Die Diktarur
von rechts und links ablehnend, zog er hierauf eine ſcharfe Linie
gegenüber den Kommuniſten, deren Putſchpolitik energiſch ver-
urteilend. Begreiflicherweiſe waren die anweſenden Kommuniſten
von dieſer herben Kritik nicht ſehr erbaut und ergingen ſich in
recht geiſtloſen Zwiſchenrufen. Seine von mehrfachen Zuſtim-
mungskundgebungen begleitete Rede erntete ſtarken Beifall. Jn
der Diskuſſion meldete ſich der kommuniſtiſche Parteiſekretär
Krauer-Eisleben, um mit dem Aufgebot von Lungenkraft dreier
Normalmenſchen ſeinen Lobgeſang auf die Diktatur ertönen zu
laſſen. Jm Schlußwort war es dem Redner ein Leichtes, den
Widerſinn bloßzulegen, obwohl gerade der in letzter Stunde alar-
mierte Frauenchor de r Kommuniſten allerhand „freundlichen“
Zwiſchenrufen auch noch ſeinen Geiſt verraten wollte. Nach
Schluß der Verſammlung ſtimmte dann genannter Chor den zur
Mode gewordenen Abgangsgeſang an.

Helfta bei Eisleben. Auf der Reiſe über Moskau
nach Amerongen, oder die Reukommuniſten als Steigbögel-
halter der Reaktion. Unweit der Reſidenz des Kommuniſten
häuptlings Joſef in Eisleben liegt der ſagenumwobene Ort Helfta
Hier hatte auch die Arbeiterſchaft nach den Novembertagen die
Verwaltung in die Hände genommen. Dieſe zu behalten war
der Arbpiterſchaft, bis die Moskauer Parole erging, auch in der
Lage. Nun ſetzte aber der Kriegsruf der Kommuniſten ein gegen
die Genoſſen, die ſich nicht unbedingt der Moskauer Diktatur unter-
werfen wollten Zu dieſen Genoſſen zählte der Gemeindevorſteder,
der früher Lagerhalter war und dieſe Stelle aufgegeben hatte,
da er von den Genoſſen gewählt wurde. Dieſen nunmehr zu de-
ſeitigen, betrachten die kommuniſtiſchen Genoſſen als ihre Haupt-
aufgabe. Da ſie aber in ihrer Unfähigkeit, praktiſche Arbeit zu
leiſten, auch nicht wiſſen, wie ſie dieſes anfangen ſollten, wußten
ſie keinen anderen Ausweg, als ſich mit den Gegnern zu verbinden!
Zu dieſem Zwecke veranſtaltete die kommuniſtiſche Fraktion eine

gemeinſame Sitzung mit der bürgerlichen Fraktion des
Dorfparlamentes. Der bürgerliche Vertreter Barth trat in der
darauf ſtattfindenden Gemeindevertreter-Sitzung auch als Sprecher
auf und wurde der Antrag der Gemeindebeamten die Beſoldung
nach geſetzlicher Beſtimmung zu regeln, mit den Stimmen der
Kommuniſten, die 7 Stimmen in der Gemeindevertretung haben
und der vereinigten Bürgerlichen 5 Stimmen geſchloſſen von beiden
(Konſervativen und Kommuniſten) abgelehnt. Arm in Arm
mit den Großgrundbeſitzern vereint, verweigert man den Ange-
ſtellten die geſetzlichen Rechte. Zu einer Kommiſſionsſitzung, die zu
dem Zwecke die Gehaltsfrage der Gemeindebeamten zu regeln,
einberufen war, erſchienen die Kommuniſten einfach nicht, da man
mit Gewerkſchafts- Angeſtellten nicht verhandeln wollte. Nun,
was ſagen denn die Herren von der Bezirksleitung zu dieſen
Extralänzen ihrer Genoſſen? Soll das die ſtraffe Organiſation
ſein? Und wie vereinbart ſich diefe Handlungsweiſe dieſer Ge
noſſen mit den 21 Bedingungen Jntereſſant wäre es auch betr.
der Arbeitskojenfrage; denn hier hat ſogar die komumniſtiſche
Fraktion den Antrag geſtellt, die Gemeindebeamten zu „ver-
mündern“, ſoll ſehr wahrſcheinlich heißen vermindern. Denn als
Verminderung iſt es auch beraten und von der vereinten Kommu-
niſtiſchen-Konſervativen-Partei einſtimmig angenommen worden,
ſo daß zwei ihrer eigenen Genoſſen von der V. K. P. D. gekündigt
werden mußte, von denen der eine ſogar Schwerkriegs-
beſchädigter iſt! ie können Arbeitervertreter ſo etwas
verantworten? Die „Vermünderung'“, wie ſie im Origtnar-
antrag geſchrieben war, könnte auch als Bevormundung der
Hemeindebeamten aufgefaßt werden, aber eine Bevormundung
von derartigen Genoſſen verbitten ſich die meiſten Gemeinde
beamten. Wie hier zu erſehen iſt, hat die kommuniſtiſcze Arbeit
ſchan viel erreicht: denn hier exiſtiert auf Grund der emſigen
Tötigkeit bloß eine geſchloſſene Front von Großgrundbeſitzern bis
zum radikalſten Bergmann. Auf der einen Seite die Vereinte
Deutſchnationale-Kommuniſtiſche Partei, auf der anderen Seite
die wenigen U. S. P. Leute. Erfreulicherweiſe ſcheint auch in
Helfta langſam die Vernunft ſich Bahn zu brechen. Unſere Par-
tei hat Boden gefaßt, und es wird unſerem ernſten Streben ſchließ-
lich gelingen, dieſem politiſchen Durcheinander den Geſündungs-
prozeß folgen zu laſſen. Vielleicht helfen dann dazu auch jene mkt,
die heute aus materiellen Motiven entgegen ihrer ſonſt zur Schau
getragenen politiſchen Urteilskraf! Phantemen nachjagen.

Bitteefeld. Jllegale Mittel Bitterfelder Kom-
muniſten. Der „Klaſſenkampf“ bringt unterm 1. Februar 1921
folgenden Bericht aus der Generalverſammlung, des Fabrik

m

arbeiterverbandes, in welchem es heißt: „Scharf gerügt wurdendie Ausführungen eines Angeſtellten des Metallarbeiterverbandes
namens Lebbin, die er in der letzten Konferenz der Lohnkom-
miſſion (Chemie) in Halle gemacht hatte. Als die Kommiſſion

über den vom n arl bſtimmen Zuh en An enuntenbeit, ſeit der Unterneh ttar ſeitens n ihob ſich Lebbin und empfahl Schiedsſpruch
wit der Begründung, wenn die Arbeiter das Rauchen und Tr
ken einſtellen würden, dann Kinder kgtten Geld um ihre
den zu können. Daß die Jugendlichen unter t kei
Zulage bekommen, fand dieſer famoſe Angeſtellte der Or
nung. Anſtatt mit den Kollegen zuſammenzugehen, tutet er m
in das Horn der Unternehmer.“

Es wird dieſe nichtswürdige g teteiner Rede des Genoſſen Lebbin, die er aus der

25. Je r KoChemie, tion Vb, in Halle gehalten ührun
en waren getragen von vollein ratetende end auf eine vom Bitten

feld ne iſtik. Er wies hin, daß es wohl drechtigt ſei, von bitterer Not in der Arbe tertteſ zu ſprechen un
es als Ludendorfferei, wenn in er bitteren Ky

es noch Leute gibt, die verlangen, W dieſer erbärmlicheAbenslage der Aheller, ſie auf den las geführt werden
ſollen. uch zeigte er, daß es einem Familienvater unwürdie
erſcheine, wenn von bitterſter Rot geſpr
an Hand an Mühe in dieſer

ach dieſen Ausführungen Lebbins ſ. attet ſich der Bericht
erſtatter des Fabrikarbeiterverbandes in Vitterfeld, die gemein,
ſten Verleumdungen zu begehen. Unſer Genoſſe Lebbin iſt ſchevieles gewöhnt. u dieſe neueſten Anwürfe werden ihn nicht

hindern, weiter für die Kollegen zu wirken und mitzuhelfen, e
vorwärts zu bringen. Bemerken wollen wir noch, daß nach der
Rede Lebbins und während derſelben, auch nicht der leiſe
Widerſpruch in der Konferenz erfolgte. Nur der Kommunfſt
Taube glaubte, ganz allein in den Ausführungen unſeres G
noſſen, eine „politiſche“ Rede zu erblicken und verſprach untery
Punkt „Verſchiedenes“ auf Lebbins Rede einzugehen. Das ge
ſchah nicht. Als Zeugen über das Wahre n Darlegungen
gelten alle e Konferenzteilnehmer.

n wird und er niqh
erf t vorbildlich zu ſein

s iſt aber die
eigentliche Urſache, daß man Lebbin mit derartigen Anwürſe
verſucht in der Oeffentlichkeit herahzuſetzen? Nichts anderes, alt
ein Kommandogebot der dritten Jnternationale. Mit illegaler
Mitteln zu arbeiten und die Gewerkſchaftsbeamten in erſter Lini

verleumden, um das Vertrauen bei ihren Kollegen zu erüret Wir ſind überzeugt, es wird dieſer Gefellſchaft, die in
Fabrikarbeiterverband in Bitterfeld ein Grüppchen bildet, nicht
gelingen. Allzuſehr blickt aus der Verleumdung hervor, daß man
wutſchnaubend iſt, darüber, daß der Schiedsſpruch der Chemie mit
gewaltiger Majorität gegen ein geringes Kommuniſtenhäuflein
angenommen wurde. Es iſt ihnen nicht gelungen aus der Lohn
forderung der chemiſchen Jnduſtrie einen Brandherd zu ſchaffen.
Die Arbeiterſchaft wird, wie es ſich überall zeigt, auch in Bitter
feld bald einſehen müſſen, wo die ehrlichen Führer der Arbeiter
bewegung ſitzen. Mehrere Konferenzteilnehmer.

Gräfenhainichen. Am 31. Januar fand hier eine Verſamm
lung ſtatt, in der der Demokrat Delius (Halle) ſein Referat an
den Mann bringen wollte. Seine Ausführungen, beſonders über
Sozialiſiernng, erregten ziemlichen Widerſpruch. Jn der Diskuſ
ſicn deckte nun Gen. n Halbheiten der Demokraten auf.
Er ſchnitt die Beamtenbeſoldung, das Betriebsrätegeſetz uſw. an
Abg. Delius konnte keine genügende Widerlegung geben. Für
die anweſenden Beamten und Arbeiter ſollte es aber eine Schluß
folgerung geben, bei der Wahl ihre Stimme ihrer einzigen, wah-
ren Vertretung, der Sozialdemokratie zu geben.

Gräfenhainichen. u Verſammlung dertP. D. in Meſcheide. Am letzten Sonntag fand in Me
ſcheide eine Volksverſammlung ſtatt, in der ücht (Halle) in
vorzüglicher Weiſe ſprach. Jn ſeinem Referat ſchnitt er alle un
bewegenden an und ging zug e auf dieZwiſchenrufe, die von Anhängern der V. K. gemacht wur
den, ein. Jn der Diskuſſion ſprachen die Kommuniſten Kuppke
Backhaus und Wagner. Sie kamen über ihre alten Tiraden nich
hinaus. Die Genoſſen Leine, Adler und Krippendor
wieſen dieſe Angriffe zurück. Die Kommuniſten Wagner un
Kuppke betonten in ihren weiteren Ausführungen, daß man ſie
in den Arbeiterverſammlungen nicht in ſo gehäſſiger Weiſe an
reifen ſollte. Das iſt auch unſere Meinung, er das ſollte

agner nicht uns, die wir dazu gar keinen Anlaß geben, ſondern
ſcinen eigenen r n r 7 ſagen. Jm Schlußwort widerlegte
Gen. Flücht noch die in der Ausſprache gemachten Angriffe und
ſeneß ſeine Ausführungen mit der Aufforderung, am 20. Februar
ozialdemokratiſch zu wählen. Eine Tellerſammlung zur Deckung
der Wahlunkoſten brachten den Betrag von 30 Mk. ein.

Belgern. Am Sonntag, den 30. Januar, vorm. 11 Uhr, fan
hier eine öffentliche Wählerverſammlung der S. P. D. ſtakt. Gen
Waentig aus Halle, welcher das Referat übernommen hatie,
erntete für ſeine trefflichen Ausführungen reichen Beifall. Die
Ausführungen zweier Neukommuniſten waren vollkommen wertlo
Jn ſeinem Schlußwort machte Gen. Waentig auf die Gefahren
des Kommunismus aufmerkſam und forderte die Anweſenden auf
ihre Stimme der Sozialdemokratie zu geben. Wir können mit
dem Erfolg der Verſammlung zufrieden ſein.

Uebigau. Raubmord. Jn dem Nachbarort Wiederau
fanden am Sonnabend voriger Woche Anwohner die alleinſtehende
Witwe W., teilweiſe verbrannt an Kopf und Füßen, tot in ihren
Bett liegend, vor. Jm erſten Augenblick nahm man ein Unglüä
an. Nach näherer Unterſuchung von ſeiten der Gerichtskommiſ
ſion iſt feſtgeſtellt, daß der Tod gewaltſam herbeigeführt worden
iſt. Da die Witwe begütert geweſen ſein ſoll, ſprechen alle An
zeichen dafür, daß die Bedauernswerte einem ſchrecklichen Ver
brechen zum Opfer gefallen iſt, wofür auch die Räumlichkeitenwelche durchwühlt waren, rege Um 3 grauſige Tat zu ver

tuſchen, haben der oder die Bisherfehlt von denſelben jede Spur.
Der Raubmord wird durch die r Meldungen beſtätig!.

Die Mörder es ſind mehrere geweſen) ſind in einer ganz H
meinen, beſtialiſchen Weiſe mit ihrem Opfer umgegangen. Die
Schädeldecke iſt mit einem ſtumpfen Gegenſtand zertrümmert, Als
dann haben dieſe Beſtien in Menſchengeſtalt der Bedauernswertel
die Beine abgeſägt. Trotz eifriger Nachforſchung hat man nodd
keine Spur der Verbrecher entdecken können. n dieſer Stelle
wird Näheres nach Bekanntwerden berichtet werden.

Aus Alle Well
Fleckfieber in Wien.

Wien, 3. Febr. Von den bisher am Fleckfieber erkran-
ten 29 Perſonen ſind drei geſtorben. 25 Erkrankungen er
folgten außerhalb Wiens, die 4 übrigen ſtehen im en
hang mit dem Reiſeverkehr. Die Behörden legten alle Maß
nahmen feſt, um die Verbreitung der Krankheit durch den
Bahnverkehr nach Möglichkeit zu verhindern.

Hamburg, 3. Februar. Eine ſchwere Brandkataſtrophe hat ſih
im Gaswerk Tiefſtak ereignet. Beim Abheben eines großen Keſſels
geriet das Gas durch Entzündung der Reinigungsmaſſe in Brand.
Eine große Stichflamme erfaßte ſechs Arbeiter, von denen zwei
e wurden und vier mehr oder weniger ſchwere Brandwunden
erlitten.
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erbrecher Feuer angelegt.

Veramworuich: Für Polik, Parteinachrichten und Gewertkſchaftlches Pau
Täumel; „Aus dem Stadtkreis* und Feuilleon Wilit Lanzke;
Prov z und den übrigen redaktonellen Teil K. Garbe; ſür die Jnſeren
Wilhelm Herzigz ſämtliche in Halle. Druck und Verlag der Volkosſtirme

G. m. b. H. zu Halle, Gr. Ulrichſtr. 2
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ärber und Hulunlen.

Die Reaktion zieht mit dem Schlachtruf „Rettet
Preußen“ in den Wahlkampf und meint damit: Rettet
die Monarchie. Sie will unter allen Umſtänden erreichen,
daß die Mehrheit des Volkes ſich für ſie entſcheidet und ſie
wo in die Lage verſetzt wird, gemeinſam mit Bayern

die Wiedererrichtung der Monarchie
vorzubereiten und durchzuführen. Man könnte über dieſe
wei Jahre nach der deutſchen Revolution propagierten Pläne
achen, wenn ſie nicht allzu ernſt wären, wenn hinter ihnen
cicht finanziell unge heuer einflußreiche Kreiſe
ſtehen würden, die ſich die Sache etwas koſten laſſen
und wenn dieſe Propaganda nicht ſchon einen, wenn auch
geringen, aber dennoch unbeſtreitbaren Erfolg aufzuweiſen
hätte. Es nützt nichts: Es iſt Tatſache, daß die Reaktion
gewaltig angewachſen iſt, daß ſie im Augenblick
eine Gefahr bedeütet, die mit einem reaktionären Wahlſieg
in Preußen gewaltig vergrößert werden würde. Es ſei hier
nur an das krampfhafte Bemühen der Reichsregierung er
innert, die Entente von der Notwendigkeit der konterrevolu-
ionären Orgeſch-Organiſationen zu überzeugen, an den Plan
der Rechtsparteien betreffend eine Wiedereinführung der
alten Reichsfahne, an die ſkandalöſen Vorgänge in der Bres-
lauer Landwirtſchaftskammer anläßlich der Kaiſers-Geburts-
tagsſeier, an die Ausſchaltung des Verfaſſers der deutſchen
Reichsverfaſſung, Dr. Preuß, aus der Berliner Landtagsliſte
der Demokratiſchen Partei und ſeine Erſetzung durch den
demokratiſchen Handelsminiſter Fiſchbeck. Auch das Zen-
trum, daß ſchon von jeher die Partei der Kompromiſſe war,
ſcheint ſich ſeiner alten reaktionären Politik z u
ntiſinnen und bereit zu ſein. Arm in Arm mit den
Heutſchnationalen und den Volksparteilern gegen die Ar-
beiterſchaft zu regieren. Die von Stegerwald geleitete Oppyoſi
tion der Zentrumspartei läßt die Größe der reaktionären
Strömung erkennen.

Das Ziel der vereinten Reaktion iſt
die Niederzwingung der zerklüfteten Arbeiterſchaft,

die Errichtung der monarchiſtiſch militäriſch kapitaliſtiſchen
Diktatur der Vorkriegszeit. Unter Führung des wandel-
)aren Paſtors Dr. Maurenbrecher ſchreit alles nach den
Hohenzollern. Gewaltſam verſchließt man die Augen vor dem
Unheil, daß ſie über Deutſchland gebracht haben und ſpricht
nur von den alten glorreichen Zeiten unter ihrer Herr-
ſchaft. Aber nicht alle Rechtsparteiler ſtimmen
in dieſem Urteil über die Hohenzollern überein. Es gibt
ogar Deutſchnationale, die ſo t ſind, wie einſt Mauren-
drecher, und die preußiſchen Könige nennen, was ſie ge
weſen ſind, nämlich Räuber und Halunken. Der Führer der
Braunſchweigiſchen niederſächſiſchen Partei, einer deutſch
nationalen Partei, die ſich's eifrig angelegen ſein läßt, die
„beſcheidcnen“ Forderungen des Schwiegerſohnes Wilhelms
von Hohenzoklern zu vertreten, führte neulich in einer Ver-
ſammlung u. a. aus, daß

„die Geſchichte der preußiſchen Könige eine Räuber und
Halunkenwirtſchaft“

ſei. Er nannte den „Großen Kurfürſten einen Verräter,
der Elfaß an Ludwig XIV. verkauft habe. Friedrich der

Lesen und weitergeben!

ahlzeitung der v
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um 20. Februar. lesen und weſtergeben

Große habe Schleſien durch eine Rechtsbeugung erworben,die preußiſche r terei habe das Voſt auf das
hundsgemeinſte betrogen“. So urteilt ein Deutſchnationaler
über die „ſegensreiche“ Tätigkeit der Hohenzollern. Die
Arbeiter mögen dieſes Urteils eingedenk ſein und der Reak-
tion am 20. Februar eine Antwort geben, aus der ſie erſieht,
daß das preußiſche und deutſche Volk abſolut keine Sehnſucht
at nach der „Räuber- und Halunkenwirtſchaft“ der preußi-
chen Könige.

Der „volksfeindliche“ Volksentſcheid.
Als eine der republikaniſchen Einrichtungen, die am

beſten geeignet ſind, den Charakter der reinen Demokratie
zu wahren, galt bisher die Beſtimmung über Volksbegehren
und Volksentſcheidung. Beide Einrichtungen haben den
Zweck, eine möglichſt ſtarke Heranziehung des Volkes zu den
Werken der Geſetzgebung zu ermöglichen und die Sou-
veränität des Volkes, die in der Reichsverfaſſung feſtgelegt
iſt, neben dem allgemeinen, gleichen und dierekten Wahlrecht
zu unterſtreichen. Jſt der Widerſtand der rechtsſtehenden
Parteien gegen das Volksbegehren und den Volksentſcheid,
Einrichtungen, durch die neue Geſetze geſchaffen, der Land
tag e und die 21 geändert werden können,
nur zu bekannt, ſo war man doch bisher allgemein der Ueber-
zeugung, 7 in keiner der Arbeiterparteien ein Zweifel an
der Notwendigkeit der Veibehaltung bzw. der Einführung
dieſer demokratiſchen Faktoren herrſche. Eines anderen
jedoch nicht eines beſſeren belehrt uns die „Rote Fahne“.
Wie ſie über die Souveränität des Volkes denkt, geht da
raus hervor, daß ſie den Begriff in ſetzt. Wir finden hier
dieſelbe Verhöhnung der „unreifen Maſſe“, wie wir ſie von
kommuniſtiſcher Seite ſchon oft gehört haben. Der Artikel
der „Roten Fahne“ enthält Richtlinien für die Haltung der
kommuniſtiſchen Vertreter im Reichstag und in den Land
tagen, und nach wortreicher Verſpottung des die Volksherr
ſchaft gewährleiſtenden Volksentſcheides kommt die „Rote
Fahne“ zu folgendem Ergebnis:

„Was folgt daraus für unſere Genoſſen in den Land
tagen, die jetzt über Volksbegehren und Volksentſcheid zu
beraten haben? Sie müſſen dieſe Geſetze ablehnen. Das
Geſchrei der patentierten Demokraten, der Scheidemänner
und Hilferdinge, daß die Kommuniſten gegen die Er
weiterung der Volksrechte ſeien, darf ſie nicht ſchrecken.
„Volksrechte“ ſind für die Kommuniſten nur die Rechte des
werktätigen Volkes. Dieſe werden ihm aber durch das Ple-
biſzit nicht gegeben. (7!) Die Kommuniſten wollen das
das Recht, das Vorrecht des werktätigen Volkes. Darum
wollen ſie die Sowjets, die Arbeiterräte, die aus der ſtets
möglichen, ſtets zu erneuernden Wahl der breiten Maſſen der
Werktätigen hervorgehen, deren Willen unmittelbar wider-
ſpiegeln und damit Parlament und Volksbegehren und
Volksentſcheid überflüſſig machen.“

Es muß den Kommuniſten die Erklärung dafür über-
laſſen bleiben, wie ſie dem werktägigen Volke Vorrechte ein-
räumen wollen, wenn ſie es nicht einmal für die demo-
kratiſchen Rechte reif halten. Die Sowjetideologie verhält
ſich zu der reinen Demokratie des Volksbegehrens und des
Volksentſcheides wie dieſe zu dem Vorſchlag der reaktionären
Parteien auf Einrichtung einer berufsſtändiſchen Kammer
neben dem Landtag. Beide Einrichtungen ſind e volks
feindlich, ihre Anhänger aber behaupten, die Jntereſſen des

werktätigen Volkes zu vertreten. Und konſequenterweiſe
werden ſich bei den bevorſtehenden Debatten über Volks

und Volksentſcheid die Verfechter der Privilegien-
ſtellung von rechts und von links zuſammenfinden, und die
Sozialdemokratie wird die Aufgabe haben, die Rechte des
werktätigen Volkes zu wahren.

Unabhängiger Wahlſchwindel.
Aus Kreiſen der preußiſchen Landtagsfraltion wird uns ge.

ſchrieben:

Unter der Ueberſchrift „Preußiſche Wähler, hört zu!“ be-
hauptet dei „Freiheit“, daß die „Rechtsſozialiſten“ ihre Zuſtimmung
zur Erhöhung der Biſchofsgehalter gegeben haben, während für
die berechtigten Anſprüche der Lehrerſchaft ſie kein Geld hätten
bewilligen wollen.

Das iſt alles erlogen! Selbſt die Redaktion der „Freiheit“
ſollte wiſſen, daß es gerade dem Verhalten der ſozialdemotratiſchen
Fraktion in der Plenarſitzung am 14. Januar zu verdanken iſt, daß
die Erhöhung der Biſchöfsgehälter im Unterrichtsetat geſtrichen
wurde. Die ſozialdemokratiſche Fraktion hatte bei dem betreffen
den Etatskapitel (115) namentliche Abſtimmung beantragt und
dann, um die Streichung dieſes Kapitels durchzuſetzen, das von der
bürgerlichen Mehrheit bewilligt worden wäre, das Haus beſchluß-
unfähig gemacht. Damit war dieſer Etatspoſten be,
ſeitigt durch die „Rechtsſozialiſten“!

Bei dieſer Gelegenheit müſſen wir der gedächtnisſchwachen
„Freiheit“ aber etwas anderes in Erinnerung rufen: Die ſozial
demokratiſche Frattion hatte einen Antrag geſtellt,

das Staatsminiſterium zu erſuchen, bei der Reichsregierung
dahin zu wirken, daß ſchnellſtens die Grundſätze für die finan
L Auseinanderſtzung zwiſchen Staat und Kirche aufgeſtellt
werden.

Von den Kommuniſten war dazu der Zuſatzantrag geſtelß
worden, Neugaufwendungen für die Kirche nicht
mehr zu machen. Es war die unabhängige Fraktion, die ge
meinſam mit den Deutſchnationalen, der Deutſchen Volkspartei,
dem Zentrum und den Demokraten dieſen Zuſatzantrag
niederſtimmte!

Daß ihre Behauptung über die Biſchofsgehälter Schwindel iſt
hätte die „Freiheit“ auch aus der Abendausgabe der Germania
vom 26. Januar 1921 ſehen können, in der das Zentrumsblatt
der Sozialdemokratie heftige Vorwürfe macht, weil durch ihre
Schuld die Aufbeſſerung des Einkommens der katholiſchen Biſchöfe,
Domherren uſw. unterblieben iſt.

Was aber ſchließlich den Vorwurf anbelangt, daß man für die
Lehrerſchaft nichts übrig habe, ſo ſtellen wir folgendes feſt: Jm
23. Ausſchuß, der das Volksſchullehrer Dienſteinkommen beriet,
haben die Unabhängigen gegen eine Beſſerſtellung der Lehrer an
einklaſſigen und den erſten Lehrern an mehrklaſſigen Schulen ge
ſtimmt, ſie haben ferner mit allen anderen Parteien zuſammen
dem ſiebenjährigen Diätariat ſtatt des fünfjährigen für die Jung-
lehrer zugeſtimmt, als die Regierung aus finanziellen Gründen
das zuerſt beſchloſſene fünfjährige Diätariat ablehnte.

Es muß ſehr ſchlecht mit den Unabhängigen ſtehen, wenn ihnen
außer derartigem Wahlſchwindel geiſtige Waffen für den Wahl
kampf nicht zur Verfügung ſtehen.

Zur Ausſtellung von Wahlſcheinen.
Die Ausſtellung von Wahlſcheinen für Leute, die

auswärts wählen wollen, iſt nur für die Land-
Vauer, begreifſt du nicht?

Von Hans Franck.
Ein Bauer hatte einen Hund, der Phylax hieß. Es war ein

cechter Bauernköter: urelig, ruppig, dreckig und von einer ſo un-
mäßigen Häßlichkeit, daß man esmal wenn man bier anſin-
ig wurde, in Verlegenheit geriet, ob man ihn mitlei ig ſtreicheln

der aber ihm einen r geben ſolle. ehr als ein Dutzend
Kaſſen liefen in ihm zuſammen. Aber: Phylax war auf ſeinem
Poſten. Er, nicht des Bauern älteſter Junge, der damit beauf-
iragt war, hütete die Herde. Wenn dieſer in der prallen Sonne
zuf dem Rücken lag und ſich in den Himmel hinaufträumte, wenn
er unterm Weidenbuſch ſaß und ſich Flöten, Huppupps und Schal-
meien machte, wenn er hinterm Knick hockte und in einem halb-
rfetzten Jndianerbuch ſchmökerte, wenn er im Wieſenbach tfiſche angelte, Hechte ſchnürte oder zum ſechſten, ſiebenten Male
am a badete: dann ſorgte Pbylar dafür. daß kein Stück der
Serde, keine Kuh und kein Kalb, kein und kein Schwein zu
Schaden ging und, ſtatt auf der kahlgefreſſenen Weide, ſich auf
den üppig ſprießenden beſäten Aeckern ſaftige Leckerbiſſen ſuchte.
Des Morgens, ehe die Herde ausgetrieben wurde, mußte Phylax
der Bäuerin das Butterfaß treten. Des Mittags, wenn die Herde,
der Sonnenhitze wegen, in den Ställen ruhte, mußte Phylax den
Kleinſten des Bauern als Spielzeug dienen. Des Nachts durfte
Phylax beileibe nicht ſchlafen. Dann begann ſeine Hauptpflicht
erſt. Er hatte Haus und Hof zu bewachen. Für das alles teilten
ſie Bauersleute freilich ihr Eſſen mit Phylax. Von jedem Ge-
ticht. das auf den Tiſch kam, erhielt er, gleich den Kindern des
Zauſes, ſein Anteil. Satt allerdings wurde Phylax, da der
Sauer außer ſich, der Frau, der Altmagd und Jungmagd noch
cht hungrige Kindermäuler vollzuſtopfen hatte, nicht immer bei
dieſer Teilung. Wenn er u ſerig blieb und das war, je
anger der Krieg währte, deſto häufiger der Fall dann mußte
Ziax eben ſelber ſehen, wie und womit er ſeinen Hunger

e.
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Der Acker des Bauern ſtieß an das Gut eines Grafen. Der
Graf hatte viele Hunde: die Schloß und Scheune,Häuſer, Höfe und Ställe bewa ten; Hütehunde e zwei für die
Luhherde und die Jungviehherde, für die Schafherde und die
Schweineherde; eine vielköpfige Meute J bunde, langhaarige
und kurzhaarige ſchlappohrige und ſtutoh 5 einfarbige und
mehrfarbige; einen Seidenwachtelhund, der ſich auf den Möbeln

nd Schößen der Gräfin und der Komteſſen herumräkelte, und
iſchen Hirſchhund, der des Tages nicht von ſeiner Seite

wich, des t u ſeinem Bettvorleger ſchlief. Der zuletzt er
wähnte Hirſchhund, der den Namen Lord führte, war der eſon
dere Stolz des Grafen. Zwar ſah Lord weder einem Hirſch ähn-
lich, noch vermochte er degeneriert wie ſein Herr einem
Hirſch von einer Sau zu unterſcheiden, aber er war nicht nur
wie ſein Herr ungewöhnlich dumm, ſondern auch wie ſein
Herr unſagbar vornehm. Hätte er nicht zu gewiſſen Jahres
zeiten den unanzweifelbaren Beweis ſeiner Hundehaftigkeit er
bracht, man wäre in Verſuchung gekommen, ihn r ein Weſen
höherer Gattung zu erklären. Selbſtverſtändlich beſaß Lord einen
Stammbaum, der es ermöglichte, ſeine Ahnen, zwar nicht der
Zeit, aber doch der Zahl nach, väterlicherſeits und mütterlicher
ſeits, ebenſoweit rückwärts zu verfolgen, wie dies bei den Ahnen
des Grafen angängig war. Lord hauſte nicht mit dem Hundevolk
im Zwinger, Lord bewohnte ein eigenes mit allem Hundekomfort
ausgeſtattetes Haus. An Fleiſch und Knochen verzehrte Lord
täglich mehr, als eine zehnköpfige Familie, fich davon zu ſättigen,
wöchentlich von Reichs wegen zugewieſen erhielt. Auch im vier-
ten Kriegswinter bekam rd allſonntäglich ſeine Schüſſel mit
gedämpftem Reis.

Phylax und Lord waren erbitterte Feinde. Wäre einer von
beiden weiblichen Geſchlechts geweſen, vielleicht hätte ſich zwiſchen
den erbitterten Feinden, wenigſtens zuzeiten, eine Hundeverſtän-

ergeben. Aber Phyulax war ein Köter, Lord war eine
Rüde. Und ſomit war beider Erbfeindſchaft für die Dauer ihres
Erdenlebens gewährleiſtet.

Eines Tages, als der Bauer mit Frau und Mägden der
großen Zihe wegen alle vier halbnackt das Heu wendete, ver
tiefte ſich der Graf, der wohlangezogen des Weges daherkam, ſo
ehr in ein Geſpräch mit dem Bauern und in den Anblick der
ungmagd, daß er vergaß, auf Lord achtzugeben. Dieſer machte

mit Phylax unterdeſſen die längſte Riechbekanntſchaft ſeines
Lebens, die damit endete, daß die beiden Hunde ſich mit den
Zähnen anfielen. Ehe es jemand der Herzueilenden hindern
konnte, hatte Phylax ſeinen Erbfeind unter ſich n und
ihm ein Bein Der Graf ſchimpfte mörderiſch auf den
Bauern los. Das käme davon, wenn Leute ſeines Schlages ſich
Hunde hielten! Wozu er einen Hund brauchte! Obendrein ein ſo
nichtswürdiges Viech, das nicht wert wäre, mit dem Sttefelabſatz
ertreten zu werden. Zu gut ginge es ihnen! Viel zu gut! Trotz
es Krieges! Er hätte wahrlich Göhren genug, die ihm ſeine

ſechseinhalb Kühe hüten könnten! Wozu er einen Hund brauche?!
Der Bauer entſchuldigte ſich einmal über das andere, verprü-

mit dem abwechſelnd Phylax und ſeinen Jungen.
ber durch alles mpfen und alles Schlagen wu d das zer

brochene Bein nicht wieder heil. So mußte der Bauer, da Lord
es als ſeiner nicht würdig ablehnte, ſich wie der verprügelte
Phylax auf drei Beinen fortzubewegen, nach e ehen, an-ſpannen und den Hund des Grafen nach dem Schloſſe fahren.

Der Graf ließ zur Behandlung Lords den Kreistierarzt aus
der Stadt kommen. Dieſer ſtellte einen glatten Bruch feſt, ſchiente
das kranke Bein und verſprach völlige Frilsng Obwohl dert
Tierarzt es für völlig unnötig erklärte, beſtand der G.
daß er jeden zweiten Tag nach dem Zuſtand Lords ſähe. Keine
Koſten, verſicherte er, der ſonſt an jeder Rechnung mäkelte, ſeien
ihm in dieſem Fall zu hoch. So machte der Tierarzt, der ſich einengroßen Teil ſeiner Einkünfte aus den Ställen des Grafen holte,
gute Miene zum böſen Spiel und kam jeden zweiten Tag auf das
gräfliche Gut herauskutſchiert. Als nach Wochen die Heilung
Lords erfolgt war und ſich als völlig geglückt erwies, ermahnte
der Graf den Hundearzt ausdrücklich, ſein Honarar nicht zu niedrie
zu bemeſſen. Auch möge er die Rechnung nicht erſt nach Jahresws ſondern e Tnden Der Kreistierarzt ließ ſich ſolches
nicht zweimal ſagen. Nach drei Tagen erhielt der Graf wegen
ärztlicher Behandlung Lords eine Liquidation über tauſend Mark.

Der Graf ſchickte ſeinen Leibdiener Johann mit der Rechnung
zu dem Bauern und ließ ihn auffordern, den Betrag für Wieder-
herſtellung des Schadens, den ſein Köter angerichtet hatte, binnen
zehn Tagen an ihn zur Weiterübermittelung zu bezahlen. Der
Bauer weigerte ſich. Als auch die zweite auf fünf Tage und die
dritte auf zwei Tage befriſtete Aufforderung fruchtlos blieb, ver
klagte der Graf den Bauern. Und der Amtsrichter in der Kreis
ſtadt, der mit dem Tierarzt allabendlich im Hotel zum „Kron-
prinzen“ Skat ſpielte und von dem Grafen allmonatlich ein Schos
Eier von denen bezog, welche die allen Hühner über die
Zahl legten, zu der ſie reichskriegsgeſetzlich verpflichtet waren
der Amtsrichter erachtete in Anbetracht des Seltenheitswertes
den Lord beſäße, die getroffenen Maßnahmen für gerechtfertigt
und verurteilte den Bauern von Rechts wegen, nicht nur zur
Zahlung der tauſend Marlk, ſondern auch zur Zahlung der in-
wiſchen entſtandenen Gerichtskoſten. Der Bauer nahm das Urteiß
in, wie man Tod und Krankheit hinnimmt. Er bezahlte freilit

auch jetzt nicht. Möchten ſie kommen und ſich die tauſend Mar
von ihm holen, wenn ſie bei 77 zu finden waren. Eines Ja
erſchien denn auch der Landreiter, nahm ihin, da das Geld n Kvor unden war, J beſtes Pferd aus dem Stall, verſchleude

es egen gute Proviſion) an einen Händler und entrichtete bis
des ern die tauſend Mark an den Tierarzt, die hunder tete
einige Mark an die Gerichtskaſſe. Nach Abzug dieſer beiden
und ſeiner Gebühren zahlte der Landreiter dem Bauern

Graf darauf.
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Leben ginge, mit der Stakforke angerannt, um er Köter damit

ten, die er erwartete zu begegnen. Der Bauer aber ſchwieg.

tagswahl Damit iſt die Ausſtellung ſolcherWeh via ſie da dieſe Stimmen r
die Kreis- und Provinzialwahlen verloren
ehen würden. Wir machen ſchon heute darauf aufmerk-

ſam. Beſondere r aber hierauf am Wahl-
tage gelegt werden, bei der Beſetzung auswärtiger Wahllokale mit Snngeſeiserte ler

Der Bezirksvorſtand.

Die Technik der Wahl.

Jn allen Wahlbezirken Preußens müſſen von iedem
Vähler zwei Wabhblkuverts abgegeben werden, und

r eins für den Preußiſchen Landtag und das zweite für den

J. A.: R. Dreſcher.

rovinziallandtag und Kreistag. Die kreisfreien Städte brauchen
zwar nicht zum Kreistag zu wählen, da aber in dieſen Städtendie Wahl zum Provinziallandtag vorgenommen werden muß,
ſind in den kreisfreien Städten zwei Wahlkuverts erforderlich.

Auf einmütigen Vorſchlag ſämtliaer Parteien hat ſich der
preußiſche Miniſter des Jnnern bereit erklärt, einen ein-
zigen Stimmzettel für die drei Wahlen zum Landtag,
Provinz und Kreis für jede Partei zuzulaſſen, ſo daß alſo Ver-
wechſelungen durch die Wähler kaum vorkommen können.

Es iſt weiter ausdrücklich für zuläſſig erklärt worden, daß
die Stimmzettel neben dem Kennwort, aus dem der Wille der
Wähler hervorgehen ſoll, an der Spitze den Namen der Körper-
ſchaft trägt, für die der Stimmzettel gelten ſoll. Dieſer Stimm-
zettel, der für alle preußiſchen Wahlen gültig
iſt, und den wir dringend den Parteiorganiſationen überall
empfehlen können, ſieht wie folgt aus:

e

Preußiſcher Landtag

Provinz
Kreis

Sozial demokratiſche Partei Deutſchlands

(S. P. D.)

Es wäre wünſchenswert, wenn alle bei der Vorbereitung der
Wahlen mitwirkenden Parteigenoſſen und -Genoſſinnen in allen
Wählerverſammlungen und überall da, wo ſich Gelegenheit bietet,
auf dieſe techniſche Durchführung der Wahl aufmerkſam machten.
Der Stimmzettel muß 9 zu 12 Zentimeter groß ſein.

Wollen wir in Körvperſchaften, die am 20. Februar zur Wahl
ſtehen, ſozialdemokratiſche Politik treiben, dann muß am 20. Febr.
nicht nur in den Preußiſchen Landtag eine ſozialdemokratiſche
Mehrheit hineingewählt werden, ſondern auch in die Provinzial
landtage und Kreistage.

Darum muß alles darangeſetzt werden, am 20. Februar eine
ſtarke Wablbeteiligung für die Partei zu erreichen, und die
Wähler und Wählerinnen ſo aufzuklären, daß keine einzige

e Bahlzeitung der Vollsftimme
wird jeder Leſer, dem an der i e Zeitung
und der ſozialiſtiſchen Jdeen gelegen iſt, ſofort nach dem
Leſen in Freundes und Nachbarkreiſen weitergebeu.

Die Nr. 2 der Wahlzeitung erſcheint Freitag, den
11. Februar, und kann zur Weiterverbreitung in größerer
Zahl von Exemplaren unentgeltlich werden.

Beſtellungen ſind jede Woche bis Mittwoch an den
Verlag Volksſtimme G. m. b. H. in Halle zu richten.

4. Du übergibſt am Wahltiſch, nachdem dein Name feſtgeſtellt
iſt, beide Kuverts dem Wahlvorſteher.

Damit baſta! Und nun an die Aufklärungsarbeit, damit wir
egenrevolutionäre Jammerpack, das am 9. November 1918

knieſchlotternd ins Mauſeloch kroch, jetzt aber wieder eine große
Lippe riskiert, am 20. Februar an die Wand drücken, daß es

das

quietſcht.

Lehrreiche Zahlen.
Gerade ſo rechtzeitig, daß man aus ihr zu den Preußen-

wahlen noch die notwendigen Lehren ziehen kann, veröffent-
licht das Mitteilungsblatt des Sozialdemokratiſchen Bezirks-
verbandes Dresden eine intereſſante Statiſtik über die vier

ten Wahlen in Sachſen. Sie ergibt nicht mehr und nicht
keniger als das Reſultat, daß die ſozialiſtiſchen Parteien in

der Zeit von den Wahlen zur Deutſchen Nationalverſamm-
lung am 19. Januar 1919 bis zu den letzten ſächſiſchen Land
tagswahlen am 14. November 1920 rund 10 Prozent Stim-
men verloren haben. Die Zahlen der Statiſtik ſehen fol
endermaßen aus: Die bürgerlichen Parteien (Demokraten,Sentſchnehronaie, Deutſche Volkspartei, Zentrum und drei

andere kleinere Gruppen) erhielten am
19. 1. 19. 2. Z. 19. 6. 6. 20. 14. 11. 20.

Nationalverſ. Volkskammer Reichstag Landtag
964 591 903 273 1 108 300 1019390 St.

Dagegen erhielten die ſozialiſtiſchen Parteien in derſelben
Reihenfolge die nachſtehenden Stimmen:

1453 791 1242 971 1296 484 1 050 857
Von den insgeſamt abgegebenen Stimmen betrug bei der
Nationalverſammlung der Anteil der bürgerlichen Parteien
40 und der der ſozialiſtiſchen 60 Prozent. Bei der letzten
Wahl hingegen konnten die Bürgerlichen faſt 50 Prozent.
alſo zirka die Hälfte aller abgegebenen Stimmen für ſich
buchen. Beſonders ſtark iſt der ſozialiſtiſche Stimmen-
verluſt ſeit der Reichstagswahl. Konnten die ſozialiſtiſchen
Parteien von der Volkskammerwahl bis S Reichstagswahl

Stimme verloren
Nun ſind zwar zum Landtag, zum Provinziallandtag und

zum Kreistag verſchiedene Kandidatenliſten der einzelnen Par
teien aufgeſtellt worden. Wer Stimmzettel mit namentlicher Be
zeichnung der Kandidaten abgibt, muß natürlich für jede zu wäh-
tende Körperſchaft die betreffenden Stimmzettel abgeben. Was
anderes iſt es aber mit dem oben bezeichneten Stimmzettel. Er

chert die Stimme des Wählenden in jedem Fall. Hierbei iſt kein
Jrrtum möglich.

Deshalb verſieht jeder ſozialdemokratiſ ähler am
Wahltage mit z ſo Stimmzettel. Den erſten ſteckt er in
das Kuvert mit der Aufſchrift Preußiſcher Landtag“, den zwei
ten in das Kuvert mit der Aufſchrift „Provinziallandtag und
Kreistag“. Für die Wahlen zum Provinzial (Kommunal)Land
tag und r gibt es nur ein gemeinſames Kuvert. Der
erſte Zettel iſt gültig für die Landtagswahl, der zweite zählt dop
pelt, iſt alſo gültig für die Kommunallandtags- und für die

um a l.Da die Sozialdemokratiſche Partei bei keiner Wahl Kompro-
miſſe mit anderen Parteien eingeht, Sonderliſten alſo nicht kennt,
kann ein ſozialdemokratiſcher Wähler nicht leicht irre gehen Ver
wechslungen iſt er nicht ausgeſetzt.

Andere Parteien mit guter Disziplin werden ſicher ebenſo
handeln wie die ſozialdemokratiſche Partei; ſie müſſen es aber
nicht, ſondern haben das Recht und die Gelegenheit zu jeder
Extratour. Zu ſchildern, wie ſie das zu machen haben, iſt hier
indeſſen nicht der Ort. Wir tanzen nicht außer der Reihe, ſodaß
es nunnötig iſt, mit den Extratouren der anderen uns zu befaſſen.
In die Köpfe aller, die ſozialdemokratiſch wählen wollen, iſt nur
folgendes hineinzuhämmern:

1. Kein anderer als ein Stimmzettel mit dem Kennwort
„Sozial demokratiſche Partei (S. P. D.)“ wird abgegeben.

2. Du verſiehſt dich mit zwei e etteln.
3. Der erſte wandert in das Kuvert eußiſcher Landtag“,„Provinzialla tag und Kreisder zweite in das Kuvert

tag“.

echt
ingebracht hatte, 23 Mk. und 15 Pfg., bis auf den letzten Nickel
us.

Der Graf hielt damit die Hundeaffäre für erledigt. Doch dem
war nicht ſo. Eines Tages zur Zeit der Roggenernie, trat ſie in
ein neues Stadium. Beim ſchwitzten der Bauer
und die Bäuerin, beim Laden auf die S die Mägde, beim
Hungerharkenziehen die beiden älteſten Buben, ſo daß ſie keinen
trockenen Faden am Leibe hatten. Der Graf ging mit Lord ſpa
r Als er an die Weide kam, wo Phylax ohne Jugendbei-tand die Herde ſagte ſprang Lord ihm davon. Soviel der Graf
auch rief und pfiff Lord, ſonſt das Muſter eines folgſamen
Hundes, gehorchte diesmal nicht! Wütend fiel er ſeinen Erbfeind
an. Und Phylax unterlag. Triumphierend biß Lord ihm, zumZeichen ſeines Sieges, das linke Ohr ſoweit ab, daß es nur noch

mit einem Zipfelchen feſt hing.
Beſtürzt kam der uer, der nach den nicht

auszudenken wagte, was er erlegen müſſe, wenn es Lord ans

en war, lachte eraufzuſpießen. Als er ſah, was Phylax geſcheſich in d um den ausfälligen Wor-lout auf. Der Graf ſetzte
Jhmdas erſte Wort zu geben, ins dem Grafen gegen die Ehre. 87

ſchwieg auch er. Und ohne die Entſchuldigung anzubringen, zu der
er gewillt geweſen war, ſetzte der Graf, als ob nichts geſchehen ſei,
ſeinen Weg fort. Der Bauer ging wieder an ſeine Arbeit.

Am andern a fuhr der Bauer in die Stadt. Es regnete
leiſe vor ſich hin, ſo daß er feiern mußte. Jn der Stadt hielt der
Bauer vor dem Hauſe des Tierarztes, bat ihn, ſeinen en zu
beſteigen und mit ihm auf ſeinen Hof z kommen. Der Tierarzt
fragte, ob eins von den Pranen oder eine Kuh krank ſei, oder ob

ar die Schweine Rotlauf hätten. Der Bauer antwortete, er werdeSe ſehen. Als der Tierarzt ſah, daß er Phylaxens abgebiſſenes

hr wieder anheilen folle, ſchrie er wie ein Raſender auf den
Bauer ein: Er werde dem Vieh den baumelnden Ohrlappen ganz
abſchneiden! Dann hätte es künftig wenigſtens eine Schönheit an

ein vorſchriftsmäßig kupiertes Ohr. Schon zuckte er die Schere.
Bauer jedoch trat vor Phylax hin und beſtand darauf, daß

r Tierarzt das abgebiſſene Ohr kunſtgerecht wieder anheile. Alſo
te der den Schaden und machte ſich aus dem Staube. Da

Tierarzt nicht wieder nach Phylax ſah, obwohl er auf dem
Gehe zum Gute des Grafen manchesmal an dem Ban vor
Euchm, verfügte ſich der er in den erſten Oktobertagen in die

t und fragte, was ſeine Schuldigkeit ſei. „Zehn Mark“, knurrte
zen, Tierarzt. „Jſt das nicht zu wenig?“ erwiderte der Bauer,

kommt mir diesmal nicht darauf an.“ Der Tierarzt tippteeine eine Antwort zu geben, mit dem Finger auf die Stirn. Der

irka 50 000 Stimmen, wahrſcheinlich infolge der größerenJaht der Stimmberechtigten, gewinnen, ſo verloren ſie bei

der Landtagswahl im November rund 250 000 Stimmen
T der Reichstagswahl und 200 000 Stimmen gegen-
ber der Volkskammerwahl vom Februar 1919.

Die Gründe für dieſen Zurückgang der ſozialiſtiſchen
Stimmen ſind jedem, der in der Bewegung ſteht, vollkommen
klar. Es gibt auf Grund der Tatſache, daß die bürgerlichen
Parteien ihre Leute immer wieder auf die Beine bringen,
keine andere Erklärung als die, daß große Teile der ſozia
liſtiſchen Arbeiterſchaft infolge des widerwärtigen Bruder-
kampfes das Jntereſſe am politiſchen Leben verloren haben
und freiwillig, ſehr zum Schaden ihrer Klaſſe, der Demokratie
n der Republik, auf ihr höchſtes Staatsbürgerrecht ver-
zichten.

Wie greß die Partei der Nichtwähler bei den letzten
ſächſiſchen Landtagswahlen war, ergibt ſich aus einer weiteren
Aufſtellung derſelben Quelle.
Wahlrecht keinen Gebrauch:

in Dresden-Bautzen

in Leipzig 197 866 Wähler
in Chemnitz-Zwickau 307 894 Wähler

Das ſind alſo faſt 650 000 Wähler, die der Wahlurne
fernblieben. Zum Beweis dafür, daß der überwiegende
Teil der Nichtwähler in Reihen der Arbeiterſchaft zu ſuchen
iſt, ſei erwähnt, daß die geeinigte Unabhängige Partei bei der
letzten Reichstagswahl in Sachſen etwas über 600 000 Stim-
men erhielt, während bei der Landtagswahl die Linksunab-
hängigen gemeinſam mit den Rechteunabhängigen nicht
einmal 350 000 Stimmen auf ihre Liſte vereinten. Alſo
250 000 ehemalige Unabhängige haben von ihrem Wahlrecht
keinen Gebrauch gemacht.

Danach machten von ihrem

140 293 Wähler

Dieſe Zahlen reden eine zu deutliche und be
en ſo klar die Schuld der Linksſozialiſten, ſoweit man

l. noch als ſolche bezeichnen kann, an dem Um
nd, daß die Macht der deutſchen Arbeiterklaſſe immer mehr

nkt, als daß man darüber noch viele Worte zu verlieren
braucht. Hier hilft nur eins: Raſtlos und unermüdlig
tätig ſein, die Säumigen ſchütteln und ſie am 20. Februar fü
die ialdemokratie an die Wahlurne zu bringen.

Die Unabhängigen und die Vermögensverſchiebungen
ins Ausland.

Die z Volksbeauftragten des Reichs waren ſofon
nach der Revolution übereingekommen, daß die Kriegs
gewinne zu beſchlagnahmen ſind, damit ſie dem Reich nicht
verloren gehen. Dieſe Maßnahme iſt an dem Widerſpruch
des unabhängigen Finanzminiſters Fritz Geyer in Sachſey
und Dr. Jaffe in Bayern geſcheitert.

Mieter, ſtimmt für die Sozialdemokratie!
Jn der Nationalliberalen Korreſpondenz“, dem offi

iellen Organ der Deutſchen Volkspartei, beſchwert ſich der
eichstagsabgeordnete Winnefeld darüber, daß der preu

ßiſche Landesverband der Haus- und Grundbeſitzervereine
beabſichtigt, für die preußiſche Landtagswahl mit einer
eigenen Kandidatenliſte vorzugehen.

Winnefeld erklärt, daß die Deutſche Volkspartei von
jeher die Jntereſſen der Hausbeſitzer vertreten habe und auch
in Zukunft vertreten werde.

Das tun aber die übrigen bürgerlichen Parteien auch
Sie alle ſind für Erhöhung der Höchſtmieten.

Mieter! Wenn keine ſozialdemokratiſche Mehrheit zu
tande kommt, wird den Hausbeſitzern erlaubt werden, die

kieten zu erhöhen. 8Wer nicht mehr Miete zahlen will, ſtimme für die So,
zialdemokratie.

Monarchiſten über Monarchen.
Jn Braunſchweig gibt es eine Spielart der Deutſch

nationalen, die Braunſchweigiſch-niederſächſiſche Partei, deren
Ziel die Wiedereinſetzung der von den Hohenzollern ver-
triebenen Welfen iſt. Führer dieſer Partei iſt ein Dr.
Schierbaum, der gleichzeirig Vorſitzender des Braunſchweigi-
ſchen Landeswahlverbandes iſt. Der Landeswahlverband
umfaßt ſämtliche rechts von den Demokraten ſtehenden Par.
teien, alſo auch die hohenzollernfrommen Deutſchnationalen
und die Deutſche Volkspartei. Die Herrſchaften mag wohl
ein kalter Graus packen, wenn ſie hören, wie Dr. Schier-
haum über die Hohenzollern urteilt. n einer Verſamm
lung in Braunſchweig nannte Dr. Schierbaum

die Geſchichte der preußiſchen Könige eine Räuber und Halunken,
wirtſchaft, den Großen Kurfürſten einen Verräter, der Elſaß ay
Ludwig XIV. verkauft habe. Friedrich der Große habe Schle
ſien durch eine Rechtsbengung erworben, die preußiſche Geſchichts-
klitterei habe das Volk auf das hundsgemeinſte belogen uſw.

Wenn alte Monarchiſten in Deutſchland in dieſer Weiſe
für das jeweils angeſtammte Herrſcherhaus zu werben be
ginnen, dürfte allmählich auch dem letzten Dörfler ein Seifen-
ſieder aufgehen. welches Glück es iſt, daß Wilhelm in Ame-
rongen und nicht mehr in Potsdam reſidiert.

Die Kandidaten der 6ozigldemokratie
zur Landtagswahl.

Gen. Waentig--Halle, Volkswirtſchafler.
Gen. Dreſcher- Halle, Bezirksſekretär.
Gen. Wiegand-Pieſteritz, Werkmeiſter.
Gen. Müller- Merſeburg, Maurer.
Gen. Röpert-Halle, Ehefrau.
Gen. Troll-Sangerhauſen, Lehrer.
Gen. Dietrich Falkenberg, Amtsvorſteher.
Gen. Bogk-Eisleben, Gerichtsſekretär.
Gen. Kieſel-Weißenfels, Krankenkaſſenangeſtellte.
Gen. Lebbin-Bitterfeld, Metallarbeiter.
Gen. Dörfer- Zeitz, Tiſchler.

Landtagswähler! Leſt die, Vollzſtimmnr

Adreſſe: Halle, Gr. Ulrichſtr. 27.
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Werdet Mitglieder der ozigldemokratiſchen Partei

t muß ſein! noch die Summe, die der Verkauf mehr z Bauer zahlte und bat um eine Quittung. Dem Tierarzt blieb
nichts anderes übrig als zu beſtätigen, für die Behandlung Phy-
laxens 10 Mark in Buchſtaben zehn Mark-- erhalten zu haben.

Mit dieſer Quittung ginge der Bauer am anderen Tage zum
Grafen und verlangte die Rückerſtattung der gezahlten zegn Mark.
Der Graf lachte ihn aus. Der Bauer wurde dringlicher. Der Graf
lachte noch mehr. Der Bauer trat zwei Schritt auf den Grafen
zu und rief mit drohender Stimme: „Zehn Mark!“ Er möge ihn
verklagen, rief der Graf wütend zurück. Was ſie miteinander ab-
zumachen hätten, grollte der Bauer, dazu brauchten ſie kein Amts
gericht. Das könnten ſie unter ſich austragen. Zehn Mark und
alles ſei erledigt. Da ſchrie der Graf den Bauern an: „Biſt du
unklug geworden? Hat die ſog. neue 5 auch hinter deinem dick-
wandigen Schädel das Unterſte zu oberſt gekehrt? Haſt du ver
geſſen, daß es etwas ganz anderes, etwas ſo Verſchiedenes wie Tagund Racht iſt ob mein Hund deinen Hund, oder dein Hund meinen

und beißt? Bauer, begreifſt du denn nicht, begreifſt du nicht?!
er Bauer begriff nicht. „Zehn Mark!“ ſchrie er. „Zehn Mark!“

und bei jedem Schrei rückte er dem Grafen, mit der Quittung
uchtelnd, Schrit um Schritt näher auf den Leib. Der Graf wies
n aus dem Zimmer. Der Bauer begriff nicht. „Zehn Markl!“

das war alles, was er denken konnte. Der Graf ſprach von Haus
friedensbruch. Der Bauer begriff nicht. „Zehn Mark! Zehn
Mark!“ Als der Bauer ihm auf Armeslänge nahegekommen war,
riß der Graf an dem Perlenglockenſtrang bei der Tür, zu der er
hatte retirieren müſſen. Sein Leibdiener Johann ſtürzte herein
und warf den Bauern die Treppe hinunter. Dabei brach der
Bauer ſeinen rechten Arm.
Jn der Zeit nun, da er den Arm in einer weißen

binde zur Untätigkeit gezwungen war, begann der Bauer nach-
zudenken. Ueber den Hundehandel und ſein Geſchick im beſonderen.
Ueber den Lauf und die Einrichtungen in dieſer Welt im allge-
meinen. Langſam dämmerte es in dem Bauern. Da hielt es ihn
nicht mehr zu Hauſe. Er ging von Hof zu Hof, von Haus zu Haus,
von Kate zu Kate. Und der Schweigſame, der früher an manchem
Tage keine zehn Sätze über die Lippen gebracht hätte, begann zu
ſprechen. Und im Sprechen ward es klarer und klarer in ihm.
Vor den Sturmwindſtößen ſeiner ſchwerwuchtenden Rede zerteilte
ſich das Gewölk des gewohnten Glaubens. Kein Wort kehrte,
wenn er ſprach ſo häufig zu ihm zurück, wie das: Bauer, begreifſt
du nicht? reifſt du nicht Rach jedem vierten, fünften Satz
war es wie Bumerang der Wilden, wieder bei ihm und
heiſchte, aufs neue geſchleudert zu werden. Bauer, begreifſt du
nicht? Begreifſt du nicht? Und der Bauer lernte ſeine ffe mit
Geſchick zu nützen. Bald klangs vorwurfsvoll, mahnend: Bauer,
begreifſt du nicht? Begreifſt du nicht? bald hö d, ächtlich:Bauer, begreifſt du nie Wert du r. r

flüſternd: Bauer, begreifſt du nicht? Begreifſt du nicht? ſchließ-
lich peitſchend, donnernd wie Gewitterregen und Gewitterrollen:
Bauer, begreifſt du nicht? Begreifſt du nicht? Erſt getraute der
Bauer ſich nur zu einzelnen ſprechen, zu dieſem und zu jenem
Dann wurde er mutiger und ſprach zu mehreren. Sie kamen, ſein
Anſprache zu hören, zuſammen. Zuerſt heimlich in ihren Häuſern
Später öffentlich in den Schenken. Jedem einzelnen hämmerte er
den Satz ar ſeinen Schädel: Begreifſt du nicht? Du-du--du be
greifſt du nicht?

Und die Bauernbegriffen.
Als die deutſche Revolution ausbrach, zogen mit ihren

F vor das Schloß. Und der Graf ſowohl wie Lord hatten
erechtigkeit muß ſein! mit dem höchſten Preiſe, den zu er-

legen ſie bis waren, das Begreifen der Bauern zu zahlen: mit
ihrem Leben.

Beſtellſchein.

Ich beſtelle vom

„Volksſtimme“
mit der illuſtrierten Sonntags-Beilage Volk
und Feit“ zum monatlichen Bezugspreiſe

von Mk. 6.00 frei Haus.

Name Beruf:Wehnert Otraße e.Wird der Beſtellzettel nicht an den örtlichen
Austräger der „Volksſtimme“ gegeben bezw. zurBeſtellung beim Poſtamt benugt Padern an öen

Verlag eingeſandt, ſo wirö um Einſendung
des Bezugspreiſes an das Poſtſcheckamt
in Erfurt, Konto Ur. 11092 Volksſtimme,

G. m. b. H. erſucht.
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Bebel über die Stellung der Frau.

Die Frau und der Arbeiter haben ſeit alter Zeit gemein,
Unterdrückte zu fein, und daß trotz aller Aenderung in den For
men ihrer Unterdrückung dieſe ſelbſt ſtets blieb. Die Frau, wie
der Arbeiter ſind im Laufe der Geſchichte erſt neuerdings zum
klaren Bewußtſein ihrer Knechtſchaftsſtellung gekommen, aber die
Frau weniger als der Arbeiter, weil ſie in der Regel noch tiefer
ſteht als diefer, und von ihm ſelbſt als unterbürtig angeſehen und
behandelt wurde

Die Frau iſt in der neuen Geſellſchaft ſozial und ökonomiſch
vollkommen unabhängig, ſie iſt keinem Schein von Herrſchaft und
Ausbeutung mehr unterworfen, ſie ſteht nunmehr dem Manne als
Jreie, Gleiche gegenüber, ſie iſt Herrin Geſchicke.

(Auguſt Bebel: „Die Frau und der Sozialismus“.)

Warum und Wie?
Von Anna Blos.

a grum ſollen Frauen wählen? Wie ſollen Frauen
Als der 9. November 1918 den Frauen das Wahlrecht

brachte, war die Begeiſterung unter den meiſten von ihnen
ſehr groß, noch größer das Liebeswerben der Parteien, die
W au bisher die politiſche Wahlberechtigung abſprechen
wollten.

Das Intereſſe vieler Frauen für die politiſche Freiheit
und die Rechte, die ſie ihnen brachte, hat inzwiſchen ſehr ab
geflaut. Viele, die ſich vorher überhaupt nicht um Politik ge-
kümmert hatten, machten ſich ganz unklare Begriffe von der
Wirkung des Frauenſtimmrechts, die ſich nicht in die Tat um-
ſetzen konnten. Andere, die eifrig um das Frauenſtimmrecht
gekämpft hatten, glaubten ebenfalls, mit der Verwirklichung
müſſe eine beſſere, ſchönere Zeit für die Frauen kommen. Sie
alle leiden unter großer Enttäuſchung.

Die Frauen ve e daß das Stimmrecht doch nichts
mehr iſt wie eine ffe. Daß ſie die Waffe gebrauchen
(ernen und wie ſie ſie gebrauchen, davon hängt nicht nur ihr
eigenes Geſchick, ſondern auch das ihrer Kinder ab.

Die Nöte der Zeit ſind nicht geringer, ſie ſind
größer geworden ſeit Ende des Krieges. Woran liegt das?
Zum Teil natürlich an den Folgen des Verſailler Friedens
vertrages, der Deutſchland ſo viele Exiſtenzmöglichkeiten
nimmt, ihnen aber keine neuen dafür gibt.

Und doch, wieviel ſchlimmer iſt noch alles geworden, als
es vor ſechs Monaten war, d. h. ſeit der neue Reichs
tag gewählt wurde. Solange die Sozialdemokraten noch
in der Regierung waren, ſetzten ſie all ihren Einfluß dafür
ein, daß die wichtigſten Lebensmittel rationiert
und zu Höchſtpreiſen verkauft wurden. Seit wir eine neue
bürgerliche Regierung haben, wird nach und nach
eine Ware nach der anderen dem freien Handel ausgeliefert.
Die Not der Hausfrau wächſt ins Rieſen-
groß e, wenn ſie faſt für alles, was das tägliche Leben er
fordert, weit mehr als das Doppelte zahlen muß, was es noch
im Juni 1920 koſtete. Rindfleiſch iſt von 6 Mark auf 14 Mark
geſtiegen, Nährmittel, wie Haferflocken, die für Kinder ſo
wichtig ſind, koſten das Doppelte gegen früher. Der ZentnerKartoffeln hier und da für Minderbemittelte koſtet 20
dis 22 M. Die meiſten Hausfrauen in Deutſchland müſſen
aber bis zu 60 M. zahlen, um überhaupt Kartoffeln zu er
i Alles iſt im r zu haben für die Hausfrauen,
ie Geld haben. Die vielen aber. deren Wirtſchaftsgeld knapp

Jatter Alter um Wahlkampf in Preußen S lter um Wahlkampf in Preußen S kampf in Preußen

nenedie täglich rechnen und rechnen, müſſen h wie
eine ſo ungeheure Teuerung in ſo

iſt. Die Regierung, die alle wichtigen Lebensmittelr h T cNot des Volkes fremd iſt.
Hausfrauen, beſinnt Euch darauf, e Jhr wählenmüßt und daß Jhr die Vertreter der SozialdePartei wählen mußt, die ſche für Eure

eintritt, die Ruch helfen will, eine wenigſtens erträgliche Le
bensweiſe zu führen.

Der Sozialdemokratie danken die Arbeiterinnen
die ſtrenger durchgeführte Gewerbeaufſicht, die für hygieniſche
Arbeitsbetriebe und für Schutz an geſundheitsgefährlichen
Maſchinen zu ſorgen hat. Sie danken ihr die Möglichkeit, als
Betriebsrätinnen mitzuwirken bei ſozialen Einrichtungen, bei
Lohnfeſtſetzungen ufw. Dieſe Neuerungen finden noch heute
den Widerſtand der meiſten bürgerlichen Parteien. Weiter
gehende Forderungen werden kaum durchzuführen ſein, wenn
die Sozialdemokratie durch Eure Schuld, d. h. durch Abgabe
eines Wahlzettels für eine andere Partei an Einfluß verliert.

Auch die Neuregelung des Geſetzes über Wochenhilfe und
Wochenfürſorge, das allen verſicherten, aber auch den nicht
verſicherten Wöchnerinnen in ihrer ſchweren Zeit Hilfe bringt,
verdanken die Frauen der Sozialdemokratie. Auch dieſes Ge
ſetz kann mit ihrer Hilfe noch beſſer ausgebaut werden, wenn
ſie entſprechend ſtark im Parlament vertreten iſt.

Und nun erſt die Mütterl Wie warm tritt die Sozial
demokratie für die Erziehung, die leibliche und ſeeliſche Pflege
der ehelichen wie der unebelichen Kinder ein! Sie will dem
Kleinkind wie dem Schulkind helfen, daß es zum küchtigen
Menſchen heranwächſt, ohne Unterſchied der Herkunft. Sie
verpflichtet Staat und Gemeinden, den Eltern wie den unver-
heirafeten Müttern bei der Sorge um ihre Kinder beizuſtehen.

Die Sozialdemokratie hat ſich bemüht, bei der Reichsver
faſſung, wie bei den Verfaſſungen der Bundesſtaaten, die
Intereſſen der Hausfrauen, der Arbeiterinnen und Beam
tinnen, vor allem aber der Mütter aufs wärmſte wahrzu-
nehmen. Wenn ihr das nicht in dem Grade gelungen iſt, wie
ſie es gewünſcht hbätte, ſo liegt das zum größten Teil an dem
Widerſtand, den die bürgerlichen Parteien ihr leiſteten.

Auf Grund der Verfaffungen läßt ſich eine Reihe von
Geſetzen und Forderungen verwirklichen, welche den Frauen
zum Segen werden können. Sie dürfen ſich aber nicht durch
die Verſprechungen locken laſſen, die ihnen von rechts gemacht
werden, daß durch Herſtellung der früheren Zuſtände ſich ein
Paradies ſchaffen ließe. Sie dürfen ſich auch nicht durch die
Phantaſtereien der äußerſten Linken verleiten laſſen, die ihnen
das Elend der jetzigen ruſſiſchen Verhältniſſe als das Himmel
reich ſchildern wollen. Wer die Parteien von rechts oder lines
ſtärkt durch Abgabe eines Wahlzettels für die einen oder die
andern, der beſſhwört neue Kriege, neues Elend über Deutſch
land herauf. Das wollen die Frauen doch gewiß nicht!

Jetzt, wo die Wahlen in Preußen vor der Tür
ſtehen, iſt den Frauen Gelegenheit gegeben, Fehler wieder
gut zu machen, die uns im Juni ſo ſchwer geſchädigt haben.
In Preußen iſt ja durch die Revolution nicht nur den Frauen
das Wahlrecht gegeben. Auch das ungerechte Dreitlaſſen
wahlgeſetz wurde aufgehoben. Wieviel iſt da gut zu machen,
was in früheren Landtagen an den Minderbemittelten r
digt wurde. Das wird Zeit brauchen! Daß es aber nicht
zu lange Zeit braucht, dazu könnt Jhr Hausfrauen, Jhr
Arbeiterinnen, Jhr Mütter helfen durch Abgabe des Wahl-
zettels

für die Sozialöemokratie.



Die Sozialdemokraten tun das, was Gott von
an durch ſeine Zeugen gefordert ſie nehmen

ſich ig der Armen und Seknechteten in
reiſender Weſſe an und lollten ohne Gott

n

In der Tat Ss gibt nichts, was dle chriſtliche
Sott t ſo grell beleuchtet, als der Vorwurkf,
äen die ſten gegen die Sozialdemokratie erheben.

Pfarrer Hermann Kutter.
d

Weiberherrſchaſt in Preußen.
Jm alten Preußen waren die Frauen politiſch rechtlos. Weder

zum Wahlrecht, noch zur Rechtſprechung, noch zu den Aemtern waren
ſie zugelaſſen. Erſt in den allerletzten Jahren des alten Syſtem
eröffnete man den Töchtern der Wohlhabenden das Univerſitäts
ſtudium, ein Schritt, den ſelbſt das abfolutiſtiſche Rußland ſchen viel
früher und gründlicher getan hatte.

Und doch hat auch im alten abſolutiſtiſchen Preußen mitunter
das weibliche Element ſtarken Einfluß auf die Politik gehabt. Aller
dings kann man hier nicht von Frauenherrſchaft reden, ſondern muß
ſchon das Wort Weiberherrſchaft anwenden. Wie in allen
abſoluten Fürſtenhäuſern, ſo hat nämlich auch im Hohenzollernhaus
das Maitreſſenweſen zeitweilig großen Umfang angenommen.
Auf der Schule lernt man freilich nichts davon.

Aber dieſe Maitreſſen ſind vorhanden geweſen und haben oft
genug unheilvoll ihre Hand im Spiele der preußiſchen Politik gehabt.
Freilich war es nicht ganz ungefährlich, hohenzollernſche Maitreſſe
zu ſein. Wenn nämlich der fürſtliche Galan ſtarb, dann drohte durch
deſſen Nachfolger meiſt ſchimpfliche Einkerkerung. Friedrich Wil
helm I. hat einmal eine Potsdamer Kantorstocher öffentlich
auspeitſchen laſſen, weil ſie mit ſeinem Sohne, dem ſpäteren
Friedrich III., ein Liebesverhältnis hatte.

Wir wollen aber hier keine Skandalchronik der Hohenzollern
ſchreiben, ſondern nur zeigen, wie ſehr dieſe angeblich ſo edien
Monarchen die Wohlfahrt des Volkes und die Forderungen der Ge
rechtigkeit hinter ihrem Liebesbedürfnis zu kurz kommen ließen.

Ein früherer Fall iſt der des Kurfürſten Joachim I. (1499 bis
1535). Jhm kommt auch eine gewiſſe geſchichtliche Bedeutung zu.
Joachim lJ., der in einem Briefe ſelbſt ſchrieb, daß er während
17 Jahren keinen Mangel an Wjbern gehabt hätte, verliebte ſich in
die Gattin des angeſehenen Berliner Bürgers Wolf Hornung.
Da ſie ihm nicht zu Willen war, ſo ließ er ſie kurzerhand auf ſein
Schloß verſchleppen, den Gatten aber zwang er unter Kon
fiskation ſeiner Güter das Land zu verlaſſen. Da
mit hat dieſer Fürſt den bibliſchen Fall des Königs David und der
Bolhſeba und den berühmten „Uriasbrief“ gegen deren Gatten noch
übertrumpft. Kein Geringerer als Martin Luther hat ſich des
vertriebenen Wolf Hornung angenommen und nach vergeblicher brief
licher Ermahnung eine ſtarke Kampfſchrift gegen den fürſtlichen Ver-
führer veröffentlicht. Das aber führte dazu, die Abneigung Joachims
gegen den Reformer zu verſtärken, der nach ſeinen eigenen Worten

„dem kur fürſtlichen Hut ins Futter griff, daß die
Haare ſtieben“. Joachim wurde ein wütender Feind
der Reformation und blieb ſtreng katholiſch, während ſchon
das ganze Land der neuen Lehre Luthers anhing. So wirkte der
ſchimpfliche Liebeshandel des Fürſten auch politiſch aus.

Ein Fall aus der Blütezeit des Fürſtenabſolutis-
ma s: Friedrich J. (1688-1714) ſtand lange Zeit unter dem Einfluß
ſeiner Maltreſſe, der Gräfin Kolbe-Wartenberg. Dieſe Dame
war bürgerlicher Herkunft, der Graf Kolbe-Wartenberg hatte ſie
ober geheiratet und, indem er ſeine eigene Gemahlin dem
König als Maitrefſe zuführte, verſtand es dieſer Kuppler,
ſich zum allmächtigſten erſten Miniſter aufzuſchwingen. Sein
Vorgänger im Amt war der Miniſter Dankelmann geweſen, ein
Weſtfale bürgerlicher Herkunft. Er hatte ein gerechtes und ehrliches
Regiment geführt, aber Weiberhaß ſtürzte ihn. Bei der
Königin Sophie Charlotte fiel Dankelmann in Ungunſt. Der König
lleß ihm darauf den Prozeß wegen angeblicher Unterſchiagungen
machen. Zwel Gerichte ſprachen Dankelmann frel, weil nicht das
Mindeſte gegen ihn vorlag. Da kaſſierte der König ſelber das Urteil
und warf Dankelmann kurzerhand in den Kerker, in dem Dankel
mann 11 Jahre lang bis zum Tode der Königin Sophie Charlotte
ſchmachten mußte An ſeine Stelle trat der ſamoſe Graf KolbeWar-
tenberg. unter dem eine wüſte Verſchwenderherrſchaft
einriß. Wartenberg ſelber ſicherte ſich ein Jahresgehalt von 130 000
Talern (faſt eine halbe Million Goldmark, doch war damals der
Geldwert noch eiwa dreimal ſo hoch als 1914), ein unerhörtes
Gehalt für das noch kleine und ſehr arme Lond. Aber donk dem
Einfluß ſeiner Gattin beim König ſetzte Wartenberg alles durch.
Mit ſeinen beiden Helfern, Graf Wittgenſtein und en Martensteben!

r das Volk nannte dies Kleebiait die drei „Wehe“ des Lan
des plünderte Wartenberg die Staatskaſſen aus. Als der König
unter dem Zorn der öffentlichen Meinung endlich Wartenberg
ſchweren Herzens entlaſſen mußte, vermachte er ihm außer koſtbaren

Geſchenken noch eine jährliche Penſion von 20000 Talern. So
lohnte er den unredlichen Gatten ſeiner Maitreſſe; den ehrlichen
Dankelmann hatte er in den Kerker geworfen.

Eine ähnlich unheilvolle Rolle wie die Gräfin Wartenberg unter
Friedrich J. ſpielte die Gräfin Lichtengau unter Friedrich Wil
helm II. (1786--1797). Dieſer unſähige Nachfolger des Alten Fritz
war ein ebenſo größer Schlemmer wie Weiberfreund. Bezeichnend
ift, daß der ſonſt ſo ſtolze märkiſche Uradel, der prahleriſch
von ſich zu ſagen pflegt, daß er längſt vor den Hohenzollern in der
Mark geſeſſen habe, dieſem Fürſten ſeine Frauen willig als
Mailtreſſen überließ. Jn der langen Reihe der Maitreſſen Friedrich
Wilhelms II. figurieren u. a. eine Gräfin Sophie Dönhoff
und ein Fräulein Julie v. Voß (von ihrem Galan zur Gräfin
von Jugenheim erhoben). Doch den größten Einfluß auf den König
hatte die oben genannte Gräfin Lichtenau, von Hauſe aus eine
bürgerliche Wilhemine Encke, die ſpäter einen Kammerdiener des
Königs namens Rietz heiraten mußte, aber dann zur Gräfin Lichtenau
erhoben wurde. Sie brachte den König, der in Rückwirkung ſeiner
Ausſchweifungen periodiſch einer widerlichen Frömmelei anheimfiel,
ganz unter den Einfluß religiöſer Dunkelmänner und
Betrüger. Es war die Sekte der Roſenkreutzer, die damals aller
hand ſpiritiſtiſchen Humbug verübte. Jhre Hauptverkünder, namens
Wöllner und Biſchofswerder, hatten den König mittels
ihrer Geiſtererſcheinungen völlig in der Hand, ſie waren ſeine erſten
Ratgeber und ſpielten eine verhängnisvolle Rolle wie der Mönch
Raſputin am Hofe des letzten Nikolaus. Friedrich Wilhelm II. hatte
von ſeinem Vorgänger einen Schatz von 51 Millionen Taler geerbt,
er ſelbſt hinterließ durch ſeine Mäaitreſſenwirtſchaft 27 Millionen
Taler Schulden!

Aber noch einer Frau ſoll hier gedacht werden, der die Hohen
zollernlegende den Heiligenſchein gewoben hat, keiner Maitreſſe,
ſondern einer leibhaftigen Königin: der Königin Luiſe, der
Gattin Friedrich Wilhelms III. Keine Frau hat die Märtyrerkrone
weniger verdient als ſie. Jhr Einfluß war es zum großen Teil,
der den haltloſen König beſtimmte, ſich mit Alexander von Rußland
zu verbünden und jenen unheilvollen Krieg von 1806 zu beginnen,
in dem der abſolutiſtiſche preußiſche Staat einen beiſpielloſen
Zuſammenbruch erlebte. Als Preußen vollkommen gedemütigt
und zerſchmettert am Boden lag, da wußte ſich der biedere Friedrich
Wilhelm keinen anderen Rat, als daß er ſeine Gattin zu
Napoieon ſchickte, damit ſie durch ihre weiblichen Reize
das Herz des Eroberers rühre! Damals ſchrieb Napoleon an ſeine
Gattin Joſephine die berühmten Worte: „Die Königin von Preußen
iſt ſehr liebenswürdig zu mir, aber Du brauchſt deswegen nicht eifer-
füchtig zu ſein, ich bin wie ein Wachstuch, von dem das
alles abgleitet.“

Nach der Kataſtrophe war es der Freiherr von Stein,
der den preußiſchen Staat wieder aufzurichten ſuchte. Aber mit
ſeinen Reformen, namentlich der Bauernbefreiung, ſtieß er auf den
erbitterten Widerſtand der preußiſchen Junker, deren Wortführer
v. d. Mar witz erklärte: Lieber noch zehn Schlachten
von Jeng als die Steinſche Bauernbefreiung. Das
Haupt dieſer junkerlichen Fronde wurde die Königin Luiſe, die
Stein bitter grollte, weil er den Luxus des königlichen Hofhaltes
einzuſchränken ſuchte. Jn einem Brief beklagt ſich dieſe „edle“ Frau
bitter, daß ſie mit vier Gän gen der Mittagstafel und drei
Gängen der Abendtafel vorlieb nehmen müſſe, das ſei weniger
als nichts! Die Hohenzollern-Legende läßt die Königin Luiſe an
„gebrochenem Herzen“ ſterben. Jn Wirklichkeit ſtarb ſie auf einer
Vergnügungsreiſe zu ihren mecklenburgiſchen Verwandten,
die ſie mit einem luſtigen „Heißaßa tralala!“ angetreten hatte. Jhr
„untröſtlicher Gatte“ ließ ſich übrigens alsbald eine Gräfin Harrach
morganatiſch (zur linken Hand) antrauen.

Doch zurück zu Stein. Sein Schickſal war beſiegelt, als er der
Königin Luiſe die Summen zu einer Vergnügungsfahrt an
den ruſſiſchen Hof abſchlug und meinte, daß das Geld für die Be
wohner des verwüſteten Maſurenlandes beſſer ver-
wendet werden könne. Auf dieſe Kränkung hin brach die Königin
dem Miniſter das Genick und der König entließ Stein als einen
„widerſpenſtigen und ungehorſauen Diener“. Vorher hatte er ihn
in echt königlicher Weiſe noch durch die Adelsclique bei Napoleon
denunzieren laſſen! Stein war übrigens nicht der einzige
preußiſche Staatsmann, der ſich gegen weibliche Hofintriguen wehren
mußte, auch Bismarck hat zwei Menſchenalter ſpäter bitter darüber
geklagt, was ihm die Weiberröcke am preußiſchen Hofe
zu ſchaffen machten.

An den Hohenzollern bewahrheitet ſich eine alte Erfahrung, daß
nämlich die größten Gegner der Frauenrechte oft am meiſten
unter weiblichem Einfluß, aber dann freilich unter dem
ungecignetſten weiblichen Einfluß ſtehen.



Schickſal!
Ss iſt ſo leicht, ſo leicht, wie ſich's die Menſchen machen
Sie fagen: So iſt Schichſal! Tch vermag es nicht zu ändern
Sie ſagen Ss iſt Gottes WAille! Tch muß mich fügen!

Ss iüſt Vererbung! Ich muß es tragen
Vorausbeſtimmung!
Verhängnis
Unglück!
Tüche!

77s ült ſtärker als ich!
Ich kann nichts dafürl
Du kannſt nichts dafür!
Wir können nichts dafür!

Sie ſagen nicht ein einziges Mal:
Ss iſt meine Schuld! Ss geſchieht mäü t Recht
Ich hätte beſſer vorsorgen lollen und auf der Hut lein!

Cäſar Flaiſchlen.

Gebt Euer Kecht nicht preis!
Das gleiche, allgemeine Wahlrecht, das Frauenwahlrecht ich

weiß, unter euch Frauen, die ihr Mütter und Hausfrauen ſeid, ſind
viele, die die Achſel zucken und meinen: Was iſt uns das, wir haben
es nicht verlangt!

Ich weiß, eure Sorgen kreiſen um nähere Dinge, ihr klagtet
nicht, wenn ihr von euren Laſten und Bedrückungen ſpracht, über
das „Dreiklaſſenwahlrecht“.

Jch weiß, euch drückt die Sorge um das tägliche Brot,
euch quält die Mühe, Kleidung zu ſchaffen für drei, vier
werdende Menſchen, euch peinigt, daß ihr euren Kindern nicht den
Weg bereiten könnt zu ſorgenfreiem, lichtem Daſein.

Aber müßt ihr euch denn nicht ſorgen um das tägliche Brot,
weil die Arbeitskraft eurer Männer Ware iſt, die ſchlecht bezahlt
wird, weil die Beſitzer von Grund und Boden oder Maſchinen von
ihr leben wollen?

Müßt ihr euch nicht mühen um die nötigſte Kleidung, während
eure Männer an den Maſchinen feinſten und koſtfpieligſten Luxus-
kleidertand arbeiten müſſen?

Könnt ihr euren, noch ſo geſunden und klugen Kindern nicht
darum die Wege zu beſſerem Leben öffnen, weil euch das Geld
fehlt, weil die Schulen, die Lernjahre zu hoch für euer Ein-
kommen ſind?

Und mußtet ihr nicht Kinder gebären, ohne zu wiſſen, wie ihr
ſie ernähren ſolltet, mußtet ihr nicht Kinder gebären, wenn ihr ſo
unterernährt und krank wart, daß die Frucht in eurem Leibe auch
ſchwach und krank ſein mußte?

Jhr mußtet, euch drohte das Zuchthaus den reichen Frauen
teure Sangatorien und willige Hausärzte zur „Abhilfe“

ereit.
Das alles und noch viel mehr iſt eure Plage, ſind eure Laſten.
Nimmt man nicht das Mittel, Laſten abzuwälzen, ſelbſt wenn

man es vorher nicht als ſolches erkannte? Ergreift man nicht das
Schwert, das einem zum Kampf um ein beſſeres Daſein, gegen
eiſerne Unterdrückung geboten wird, ſelbſt wenn man nicht nach dem
Schwert gerufen hat?

Die Revolution und die Partei, die dafür ſorgte, daß ſie nicht in
eine Diktatur, in neue Unterdrückung ausartete, die alte Sozialdemo
kratiſche Partei, ſie gab euch ein Schwert, gab euch ein Mittel
an die Hand, an der Beſeitigung alles, was euch bedrückt und be-
drängt, mitzuarbeiten, mitzuarbeiten, ohne in blutigem, verheerendem
Kampf alles zu zertrümmern: Das allgemeine freie gleiche Wahl
recht, euer Stimmrecht!

Wer wollte ſo närriſch ſein, das Mittel nicht zu gebrauchen?

Ein Großſtadtbild.
Von Eliſabeth Röhl.

Jm Vorort einer modernen Großſtadt ereignete fich folgende
alltägliche Geſchichte:

Eine arme Schuſtersfrau erwartet in einem Mongt ihr zweiles
Kind. Sie iſt noch ſehr jung, kann noch vielen Kindern das Leben
geben, hat aber bei ihrer Verheiratung ſchon vier Kinder von drei
verſchiedenen Frauen vorgefunden. Der Mann hatte Pech, denn
die erſte Frau ſtarb an der Schwindſucht, nachdem ſie einem Jungen
zum Leben verhalf. Die zweite Frau ſtarb bei ihrem zweiten
Kind am Kindbettfieber. Die dritte Frau wurde von der Grippe
weggerafft, ſie ließ ein ſieben Wochen altes Mädchen zurück. Die
neue Mutter ging bei ihrer erſten Entbindung in eine Hebammen-
lehranſtalt, in der ſie ſehr krank an ihren Brüſten wurde, ſchwere
Operationen erduldete und für immer die Stillfähigkeit verlor. Sie alſo

a m r
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erwartete Das zweite Kind Cdos ſechſte in der Jan ilte). Du engſter
Behauſung, beſtehend aus der Küche, die zugleich Werkſtatt des
Mannes iſt, einem Korridor, in dem die beiden größeren
Jungens ſchlafen, und zwei düſteren ſchmalen Zimmern wohnen die
Leute. Fünf Kinder alſo quirlen in der engdunklen Parterre
wohnung. Es fehlen Kohlen; die Tapeten ſind ſtellenweiſe abgeriſſen
und laſſen die feuchten Mauern fehen.

Der Frau ſind keine Aufregungen erſpart, denn der Schuſter
liebt über Gebühr den Schnaps. So geht die Entbindung frühzeitig
los, der Mann muß in der Nacht eine Hebamme fuchen. Die drei
in der Nähe wohnenden weiſen Frauen ſind verhindert, eine
öffnete nicht; der Fall ſoll unterſucht werden, ob Vöswilligkes
dahinter ſteckte. Nach vergeblichem Umherlaufen geht er zu eines
Frau, die als Erſtwärterin ausgebildet iſt und ſeine an der Grippe
verſtorbene Frau einſt pflegte. Sie eilt hin, läßt aber inzwiſchen
auch einen Arzt benachrichtigen, der nach einer halben Stunde er
ſcheint und nur zu konſtatieren braucht, daß ein kleiner Junge ange
kommen iſt und die Pflegerin ihre Sache ſehr gut gemacht hat.

Was zeigt uns dieſer eine Fall, der ſich ebenſogut in der Klein
ſtadt oder auf dem Dorf abgeſpielt haben könnte? Jch wurde nur
zufällig auf ihn aufmertſam.

Er beleuchtet ſchlaglichtartig eine Reihe von ſozialen Nöten
und zeigt uns vielerlei Gründe, warum und wo die ſoziale Fürſorge
von Menſch zu Menſch einzuſetzen hat. Er zeigt uns, wie ein Menſch,
in dieſem Falle der Mann, durch Anhäufung von Elend zum Trinker
wird. Beſtätigt werden erneut die jammervollen Wohnverhältniſſe,
die zu ändern vielleicht die Jnſaſſen moraliſch nicht mehr in der
Lage ſind und für die Hilfe nur von außen einſetzen kann. Gegen
die Anftaltsentbindung hat die Frau nun ein Vorurteil, weil ſie beim
erſten Kind die ſchweren Bruſtoperationen mitmachte. Zu Hauſe
aber iſt weder Ruhe, noch Sauberkeit, noch geordnete Pflege, weil
in der betreffenden Stadt der private Hauspflegeverein ſeine Tätig-
keit einſtellte und ſtädtiſche Pflegerinnen in ſolchem Umſange nicht
vorhanden find. Die Anſtellung einer Pflegerin aber, die ſich zu
gleicher Zeit um den Haushalt kümmert, iſt zu koſtſpielig. Iſt es
da nicht ein Wunder, wenn Mutter und Kind geſund bleiben? Und
müſſen wir Frauen nicht alles daranfetzen, um durch die ſoziale
Geſetzgebung ſo kraſſe Geſchehniſſe zu verhüten? Jede Frau müßte
in einer guten Anſtalt entbinden können. Zu gleicher Zeit
aber muß eine Fürſorgeſtelle die Hilfe für den Haushalt ſtellen, die
ſchon in den letzten beiden Wochen den hoffenden Frauen zur Hand
geht und nach der Entbindung einige Zeit die Hausarbeiten weiter
verſieht.

Aber an der alltäglichen Geſchichte ſah ich noch mehr, was zu
ändern und zu beſſern eine verhältnismäßig leichte Staatsmühe
wäre. Ja, zu einer Arbeit des Landes gehört dieſes Gebiet.
Liebe Leſerin, wir ſtehen vor den Landtagswahlen in Preußen,
und dieſe ſind eine Frauenſache, und zwar eine ſehr ernſte und
wichtige. Bekanntlich hat die erledigte Landesverſammlung Preu-
ßens das Hebammengeſetz nicht mehr verabſchieden können (oder
wollen!). Dieſer Geſetzentwurf ſah ſchon eine Reihe von Beſſerungen
verſchiedener Art vor. Das neue Parlament wird zur Entſcheidung
bringen, ob der Gedanke, daß der Hebammendienſt eine von Grund
auf zu regelnde wichtige Sache iſt, von den Frauen als Wählerinnen
erfaßt wurde. Nirgendwo iſt der Gedanke, die leiblichen Nöte durch
ſorgſam ausgebildete, nach Eignung gewählte Fürſorgerinnen zu
bewältigen, von den Frauen erſaßt. Sonſt müßten viel mehr
Frauen Anhängerinnen der Sozialdemokratie ſein, die das
Arzt- und Hebammenweſen ſozialiſieren wiſt. Denn
Arzt und Hebamme müſſen, von der Geſellſchaft angeſtellt, für
die Geſellſchaft arbeiten.

Vorbeugende Maßregeln, rechtzeitige fürſorgeriſche Tätigkeit,
vorgeſchrieben und angebahnt durch Reichs- und Landesgeſetz-
gebung, ausgeführt durch ſtädtiſche Maßnahmen, dos ſt ein
Teilgebiet für die Frau in der Politik.

Unter dem Sozſatiemus, der jedem Indivicuum die
eigene Sxiltenz ſichert, wird die Arbeit des Tages aur
dazu dienen, die beſonderen mehr oder weniger glänzenden
Gaben des Indivſiduums zur Seltung zu bringen, und
die beſten und fruchtbarſten Jahre des Lebens werden
nicht, wie heute, verdorben werden in dem verzweifelten,
krampfhaften und ernſiedrſgenden Rängen am das täg-
liche Brot.

Der Sorſiatismus wird jedem mit der Bicherheſt einer
menſchen würdigen Sxiſtenz die Freſbelt zur
Sntwichlung und Ausbildung der körperlichen und
geiſtigen Perſönlichkeit gewähren, die er von der un
erſchöpflichen Mannigfaltigheit und immer neuer Se-
ſtaltungskraft waltenäen Vatur mit auf die Welt
bekommen hat. EnricoFerrt.
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Sagkt es den hausangeſtellten!
Die Volksbeauftragten Mitglieder der ſo zialdemo-

12. November 1918 die Geſindeordnungen außer
Kraft ſetzten

ang forderte die Arbeiterſchaft von der Re
gierung die Beſeitigung dieſes alten Unrechts, Gehör fand ſie
aber nicht, denn die bürgerlichen Parteien lehnten ſtets die
berechtigte Forderung ab.

Die Volksbeauftragten waren es auch, die den Frauen,
ſomit auch den Hausangeſtellten, das Wahlrecht gaben. Es
nun zum eigenen Vorteil auszunutzen, muß Aufgabe einer

b r ſein, denn Großes ſteht bevor. Keiner
Da

ſelbſt ſchädigen.

s neue Recht für Hausangeſtellte wird
baldigſt im Reichstag zur Beratung
wir von den bürgerlichen Parteien das
zeit im Preußiſchen Landtag.

Man wird unſeren Forderungen auf Einführung der ge-
ich geregelten Arbeitszeit, der genügenden Freizeit und des

eßens von Tarifverträgen mit Hohn und Spott be
gegnen und wird ſich nicht ſcheuen, wieder zu erklären, daß
unſere Forderungen zu hoch ſeien und man daran denen
müſſe, ſich Ausländer (Jndier oder Chineſen) herzuholen. Man
wird weiter ſagen, daß die Haus an geſtellten nicht aus-
gebeutet werden, ſondern man nur von einer Ausbeutung der
„Herrſchaften“ ſprechen könne.

So und nicht anders wird wieder geſprochen werden, und
letzten Endes wird, da der Reichstag keine ſozialdemokratiſche
Mehrheit hat, ein Geſetz zuſtande gebracht werden, das uns
nicht befriedigen wird.

Deshalb müſſen alle Hausangeſtellten jetzt darauf bedacht
ſein, daß wenigſtens der Preußiſche Landtag ſo be
Trd. daß die organiſierte Arbeiterſchaft die Mehrheit be
ommt.

Der Preußiſche Landtag hat Geſetze zu machen, die von
weittragender Bedeutung auch für die Hausangeſtellten ſein
werden, darum kommt es auf jede einzelne Stimme an.

Keine Hausangeſtellte darf den Stimmzettel einer bür-
gerlichen Partei, von der Demokratiſchen Partei an bis zur
Deutſchnationalen, am 20. Februar in die Wahlurne werfen,
n xfe können niemals wahre Vertreter der Hausangeſtell-
en ſein.

Sagt es den Hausangeſtellten, die in ihrer Abgeſchloſſen
heit kein ſozialdemokratiſches Blatt erhalten, daß ſie alle ihre
Stimme der Partei geben müſſen, die immer aufrichtig und
muſtig für die Unterdrückten, auch für ſie, eingetreten iſt, näm
lich i eglaldemokrarifchen Partei Deutſch
ands!

hen, und da werden
be erleben wie ſeiner

Ehering und Preußenwahl.
Von Theodor Thomas.

Ueber Trauringe könnten feicht einige hundert Geſchichten ge
ſchrieben werden. Diesmal will ich mich mit einer begnügen, die
meinen Bekannten Karl Kirchberg betrifft. Er mußte vorige Woche
verreiſen. Während er aus ſeinem Abteil auf den Bahnſteig blickte,
ſtieg eine hübſche junge Dame zu ihm ein, die ihn bat, ihr den
Platz in der anderen Ecke freizuhalten.

Einen lieberen Auftrag hätte Karl nicht erhalten können. Er
war zwar mit Erfolg verheiratet, um aber der jungen Mitfahren-
den das Herz darüber nicht ſchwer zu machen, ſtreifte er ſein äußeres
Kennzeichen ab. Dann ſetzte er ſich frohen Mutes auf ſeine ge
ſtreiften Hofen

Das hübſche Mädel kam kurz vor Abfahrt wieder ins Abteil.
Nun legte unſer Karl los mit ſeinen dreideutigen Redensarten, auf
die ſein Gegenüber nur ſehr ausweichend Antworten gab. Trotz
dem ſchwafelte er kuſtig weiter, in der Hoffnung, Eindruck zu
machen. Auf einmal frug ihn die Dame aus der andern Ecke:

Wie denken Sie über die Ausſichten am 20. Februar?“
Er prollte entſetzt zurück.e e e We Ae de zenten Sie denn n an dieſem e der pretag ß Tag 4enn man ihm geſagt hätte, daß er am 20. Februar aus dem

r gn v hätte er kein uncheres a nnen. „So hü in“, r, „unſelthe Nee hübſch ſein“, dachte e
Dies rätſelhafte weibliche Weſen aber fuhr fort: „Jch wundere

mich, wie man heute überhaupt noch Wichtigeres zu beſprechen hat,
wie es die Wahl gerade diesmal iſt. Anſcheinend wiſſen viele gar
nicht, was auf dem Spiel ſteht?“

Kirchberg ſperrte ſeinen Mund weit auf und ſah in Gegen
dumm an:

e

„Ja, ſa,“ fuhr das fort, „feter Mann, der mit einer Frau,
Jüngling, der mit einer jungen Dame zufammenkommt, ſolltejeder

t tiefen Bedeutung dieſer Wahl gerecht werden und ſtatt des üb
lichenkratiſchen organſſierten Arbeiterſchaft waren es, die am üßen uſes ihr mal was Vernünftiges ins Gewiſſen
reden, denn die Frauen geben den Ausſchlag.“

„Koloſſal, nur ich verſtehe ja gar nicht.
„Schlimm genug. Aber dann kommen Sie wenigſtens Jhrer

Pflicht etwas nach und zeichnen Sie mir hier einen Betrag für die
Wahl. Das iſt auch ſchon was.“

„Aber ſelbſtverſtändlich, gern.“
„Hier.“ Damit ſchob ſie ihm eine Liſte hin. Er zögerte; gern

tat er es nicht.
„Nun, als lediger Herr“, ſie betonte das Wort „ledig“ wie aueines Meſſers Spitze, „können Sie ruhig mal einen Blauen ſſege

laſſen,“ ermunterte ſie ihn.
Widerwillig malte Karl hundert Mark hin. „Verteufelt, das

war ein teurer Spaß,“ brummte er.
„Ja, ja dieſe Wahl, das iſt etwas ſehr, ſehr Wichtiges; ſchon

wenn man ſich die Verfaſſung anſieht, erkennt man ihre Bedeuiung.
Haben Sie mal einen Blick hineingetan?“ plauderte ſie weiter,
während der Hunderter verſchwand.

Er hatte es nicht. Da verkaufte „ſie“ ihm noch ſchnell das kleine
Büchlein von Hirſch für 2,50 M. Jhre Station war gekommen,
ſie ſtand auf.

Er machte zum Schluß doch noch einen Verſuch: „Ob man ſich
nicht mal treffen könne“, frug er ſie.

„Jn einer politiſchen Verſammlung ja; und dann bringen Sie
Jhre Frau mit.

„Was, meine Frau?“
„Jawohl. Meinen Sie, ich hätte nicht geſehen, wie Sie, als

ich das erſtemal hereinkam, ihren Ring brav anhatten? O, das
habe ich ſofort gemerkt.“

Er war baff. Sie verabſchiedete ſich höflich und ging. Kirch
an und las ſich die preußiſcheberg aber ſteckte ſeinen Ring wieder

Verfaſſung mal durch, fortwährend leiſe ſchimpfend:
„Auf ſo ein hübſche Larve fall ich nicht mehr hinein; man iſt

jetzt ja keinen Augenblick ſicher, einer Agitatorin in die Arme zu
laufen. Ekelhaft.“

Erzählt hat Karl Kirchberg ſeiner Frau die Sache nicht; viel
leicht erfährt ſie es auf dieſem Wege, ſchaden kann es ihm nicht

„Mutter, denk an mich!“
Von G. Pilz.

Der Sinn dieſes herrlichen Plakates, das der Wahlpropaganda
bei den Reichstagswahlen diente, ſollte jede Mutter, nein jede
Frau auch bei den demnächſt ſtattfindenden Wahlen beſchäftigen.
Wer ſich den ſchlecht gekleideten und ſchlecht ernährten Jungen ver
gegenwärtigt, wem blutet da nicht das Herz? Und ſo wenig wir
leider durch das viel zu geringe Einkommen unſerer Männer, die
als Arbeiter, Angeſtellte und Beamte tätig oder gar arbeitslos
ſind, gegen dieſes Elend tun können, um ſo mehr können wir mit
dem Stimmzettel helfen. Seid deſſen eingedenk! Redet nicht ſo
leichtfertig, wie man es oft in den Kaufläden hört: „Es wird ja
doch nicht befferk“, ſondern ſagt: „Es muß beſſer werden!“

Die Aerzte find bei den hohen Honorarſätzen und unſerem geringen
Einkommen nicht zu bezahſen. Kräftige Lebensmittel ſind wegen zu
hoher Preiſe nicht zu beſchaffen. Die Hausarztvereine (Selbſthilfe
der organiſierten Proletarier) ſind wegen allzu hoher Arztforde
rungen nicht mehr lebensfähig. Die Kinderkliniken ſind überfüllt,

Genoſſinnen, laßt Euch nicht beſchämen von den bürgerlichen
Frauen, Kloſter- und Krankenſchweſtern ſowie den nicht denkenden
Frauen, welche überall mit dem Schwindelmärchen agitieren, unſer
Elend wäre die Folge der Revolution. Sagt allen, daß es die
Folgen des nicht zu verantwortenden Krieges ſind, ſagt ihnen laut
und deutlich, auch in den Kaufläden, wie wir ſchon während des
Krieges hungern, frieren und leiden mußten, wie
unſere Männer ſich opfern, unſere Kinder darben mußten. Haltet
Euch immer wieder das herrliche Wahlplakat vor Augen: „Mutter,
denk an mich!“ Agitiert bei allen Verwandten, Hausangeſtellten und
den gleichgültigen Frauen, damit durch eine ſozialdemokratiſche
Mehrheit unſere Forderungen erfüllt werden. Damit auch für uns
einmal wieder die Sonne lacht und wir unſeren Kindern eine heitere,
glückliche, nicht von Sorgen gepeinigte Mutter ſein können.

Feſſelt die Srde in zwängende Schranken l
Greiſfet der Zeit in das rollende Rad l
Bindet die Flügel der kühnen Sedanken l
Haltet die Menſchheit auf ſtrebendem Pfach!

Törichter Blödſinn ſpricht:
„Srde, beweg' dich nicht

Nimmermehr zwingt ihr ſie, ſtiülle 2u ſtehen
Vorwärts und vorwärts wird ewig lie gehen

Hindert und hemmet noch
Und ſie bewegt ſich doch Max Kegel.,
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